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Vorwort Herausgeber

Sehr geehrte Unternehmerinnen und Unternehmer,

die neue Bundesregierung hat in der nächsten Le-
gislaturperiode vielfältige Aufgaben vor sich. Im Jahr 
2021 ist wohl auch dem Allerletzten klar geworden, 
dass das Covid-19-Virus nicht nur gesundheitliche 
Folgen mit sich gebracht hat, sondern auch für die 
hiesige Wirtschaft weitreichende Konsequenzen 
haben dürfte, deren konkretes Ausmaß noch längst 
nicht absehbar ist.

Daher ist es geboten, vor allem den – teilweise arg 
gebeutelten – Mittelstand weiter mit den richtigen 
Finanzspritzen zu stärken und insbesondere die 
Themen Digitalisierung und nachhaltige ökologische 
Veränderung anzupacken.

Zum Glück war es für viele Unternehmerinnen und 
Unternehmer möglich, ihre Geschäftsstrukturen an das 
„neue Normal“ in der Pandemie anzupassen. So ergab 
sich für Unternehmerinnen und Unternehmern – eher 
ungewollt – auch die Gelegenheit, sich wieder gezielter 
mit dem eigenen Unternehmen zu beschäftigen und 
sowohl neue Märkte als auch neue Strategien für Verkauf 
und Marketing zu erschließen. Es bleibt zwar abzuwar-

ten, wie erfolgreich und nachhaltig solche Strategien 
langfristig sind, doch man kann wohl davon ausgehen, 
dass viele Unternehmen sich dadurch modernisiert oder 
zumindest einen hoffentlich ganz wichtigen Schritt in 
eine zukunftsträchtigere Richtung getan haben.
 
Die Beiträge in dieser Ausgabe beschäftigen sich 
damit, Unternehmen vor Fehlern zu bewahren, die 
Effizienz von Prozessen zu steigern und Risiken 
frühzeitig zu erkennen, schwindende Unternehmen 
zu retten, das geistige Eigentum von Unternehmen 
zu schützen und mit vielem anderen mehr.

Wir wünschen unseren Leserinnen und Lesern eine 
erkenntnisreiche Lektüre und viel Erfolg und Gesundheit 
in dieser spannenden, aber leider ungewissen Zeit!

Herzlichst,
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wurde. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes fällt 
am Ende dann auch weitestgehend zu Gunsten des 
Fiskus aus, der den als verfassungswidrig festgestellten 
Zinssatz für Zinsen bis zum 31.12.2018 noch weiter 
anwenden darf. 

Wie steht es eigentlich in unserem Land um die Ge-
waltenteilung? Inwieweit dürfen sich z. B. die Bundes
regierung und das Bundesverfassungsgericht miteinander 
austauschen? Wir konnten derzeit von regelmäßigen 
„informellen“ Abendessen lesen, die so auch „üblich“ 
seien. Ich stelle mir die Frage: Wieviel Nähe zwischen 
Exekutive und Judikative sollte erlaubt sein und stellt 
diese Nähe nicht vielleicht die verfassungsmäßig ab-
gesicherte Gewaltenteilung in Frage?

Alle Unternehmen nehmen das Thema Compliance sehr 
ernst. Ich würde es sehr begrüßen, wenn diese sinn-
vollen Compliance-Regeln auch in der Exekutive und 
Judikative nach außen hin sichtbar werden. Nur so bleibt 
die Glaubwürdigkeit der Politik gegenüber der Wirtschaft 
und gegenüber den Steuerbürgern erhalten. Das stärkt 
das Vertrauen in das System und somit auch die Lust 
aller, sich daran zu beteiligen.

Herzlichst, Ihre 

Karin Kutz

Liebe Leserinnen und Leser,

das Jahr 2020 hat uns vor große Herausforderungen 
gestellt und auch 2021 brachte wieder viele Themen, 
mit denen wir uns auseinandersetzen mussten.

Was hat Sie dabei besonders beschäftigt? Für mich 
waren es zunächst die Ergebnisse der Bundestagswahl 
mit den Sondierungsgesprächen. Dann der Erlass von 
85 (!) Änderungsgesetzen noch vor der Wahl durch die 
bisherige Bundesregierung. Allein 20 davon haben 
steuerliche Bedeutung und werden uns als Steuerbür-
ger noch einige Zeit in Atem halten. Mit dabei war auch 
die lang erwartete Reform des Körperschaftsteuerge-
setzes, die jetzt endlich für Personengesellschaften das 
Wahlrecht ermöglicht, sich „wie eine GmbH“ besteuern 
zu lassen. Dies mit allen Vor- und Nachteilen, wie Sie 
auch in unseren Beiträgen lesen werden. 

Und dann das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
zur Verfassungsmäßigkeit eines gesetzlichen Zinssat-
zes von 6% für die Verzinsung von Steuernachzahlun-
gen. An sich eine sehr begrüßenswerte Entscheidung. 
Aber auch hier werde ich nachdenklich, denn: Der 
Gesetzgeber hat sich nie die Mühe gemacht, den von 
ihm gewählten Zinssatz konkret zu begründen, obwohl  
ihm ist die Notwendigkeit einer Anpassung bereits seit 
längerem bekannt gewesen ist. Aber warum wurde nicht 
entsprechend gehandelt? Es hat den Anschein, als ob 
diese Frage durch den Gesetzgeber, trotz mehrfacher 
Hinweise des Bundesfinanzhofes, einfach „ausgesessen“ 

Grußwort Beirat

Karin Kutz
Steuerberaterin,
Fachberaterin für Internationales Steuerrecht           
Appelhagen Rechtsanwälte Steuerberater PartGmbB 
Braunschweig

SERVICE-SEITEN Finanzen Steuern Recht | BS/WOB 2021/22



6

Fachlicher Beirat 

  Dipl.-Kfm. (FH) Jörg Bode 
Steuerberater 
Mohr Bode Partnerschaft mbB Steuerberatungsgesellschaft

seit 2000		  Abschluss der Ausbildung zum Steuerfachangestellten in Braunschweig
seit 2003		  Abschluss des Studiums der Betriebswirtschaft in Hildesheim
2000 – 2010	� Tätigkeit in einer Steuerberatungs- und Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

in Braunschweig
seit 2008		  Bestellung zum Steuerberater
seit 2010		�  Eintritt als Partner in die Groß Mohr Bode Steuerberatungsgesellschaft  

Partnerschaft mbB in Braunschweig

  Dipl.-Phys. Dr.-Ing. Jan Plöger, LL.M. 
Patentanwalt, European Patent Attorney, European Trademark &  
Design Attorney 
Gramm, Lins & Partner Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB

bis 1998	 Physik- und Mathematikstudium an der Universität Hannover
2002	� Promotion im Fach Maschinenbau an der Universität Hannover
2005	 Zulassung als Patentanwalt
2006	� Eintritt in die Kanzlei Gramm, Lins & Partner Patent- und Rechts-

anwaltssozietät GbR
2006	 European Patent Attorney
seit 2009	� Partner bei Gramm, Lins & Partner  

Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB
2011	 Master of Laws

  Karin Kutz 
Steuerberaterin, Fachberaterin für Internationales Steuerrecht, Mediatorin 
Appelhagen Rechtsanwälte Steuerberater PartGmbB

1980	 Abschluss der Ausbildung zur Steuerfachangestellten in Braunschweig
1981 – 1987	� Tätigkeit in einer Steuerberatungsgesellschaft in Braunschweig
1987 – 1991 	 Mitarbeit in der Steuerabteilung eines international tätigen Automobilkonzerns
1991 – 2007 	� Tätigkeit in einer überregionalen Steuerberatungsgesellschaft,  

Mitwirkung beim Aufbau der Steuerberatung in den neuen Bundesländern
seit 2007	 Steuerberaterin bei APPELHAGEN Rechtsanwälte Steuerberater PartGmbB
seit 2017	� Fachberaterin für Unternehmensnachfolge (DStV e.V.)
seit 2021	 Wirtschaftsmediatorin
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  Dipl.-Kfm. Carsten Rullmann 
Steuerberater, Fachberater für den Heilberufebereich (IFU/ISM gGmbH) 
Partnerschaftsgesellschaft mbB fessel & partner Steuerberater

1999	� Abschluss der Ausbildung zum Steuerfachangestellten  
in Braunschweig

2001	 Abschluss des Studiums der Betriebswirtschaftslehre in Hannover 
2002 – 2009 	 Tätigkeit in einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
2007	 Bestellung zum Steuerberater
2009	 Eintritt in die Partnerschaftsgesellschaft fessel & partner 
seit 2010	� Geschäftsführender Partner der Partnerschaftsgesellschaft mbB  

fessel & Partner  
Fachberater für den Heilberufebereich (IFU/ISM gGmbH)

seit 2012	� Vorsitzender des Ortsverbandes Wolfenbüttel/Salzgitter  
des Steuerberaterverbandes Niedersachsen/Sachsen-Anhalt e. V.

  Hans Olof Wölber, LL.M.  
Rechtsanwalt und Notar, Fachanwalt für Steuerrecht, 
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht 
Schulte & Prasse Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft mbB

1994 – 2000 	 Studium in Heidelberg, Kiel und Uppsala (Schweden)
2000	 Master of Laws
2000 – 2002 	 Referendariat in Hannover, Hildesheim und Berlin
2003	 Eintritt bei Schulte & Prasse Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft
2005	 Fachanwalt für Steuerrecht
seit 2006	� Partner bei Schulte und Prasse Rechtsanwälte  

Partnerschaftsgesellschaft
2008	 Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht 
2012	 Bestellung zum Notar

  Sikander Shah  
Wealth Manager 
Bankhaus C. L. Seeliger Kommanditgesellschaft

2005 – 2007 	 Berufsausbildung zum Bankkaufmann
2005 – 2008 	� Studium der Betriebswirtschaftslehre (Bachelor of Arts),  

WelfenAkademie e. V. in Braunschweig
2008 – 2009 	� Studium der Finanzökonomie (Finanzökonom (EBS), CFP®),  

European Business School in Oestrich-Winkel
2008 – 2011 	� Finanzplaner im Private Banking der Braunschweigischen Landessparkasse
2011 – 2015 	� Relationship Manager im Private Banking Firmenkunden der  

Braunschweigischen Landessparkasse
2015 – 2020 	� Leiter Private Banking Firmenkunden der Braunschweigischen  

Landessparkasse
seit 2020 	 Wealth Manager im Bankhaus C. L. Seeliger
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Digitalisierungsschub 
nachhaltig nutzen 
Mittelstand hat bei Digitalisierung noch Nachholbedarf –  
Banken finanzieren Investitionen und unterstützen mit Expertise

Aber nicht in allen Bereichen war die Krise ein Antrieb. 
Der Grad der Digitalisierung blieb in einigen Bereichen 
hinter dem Potenzial. Das wird umso deutlicher, wenn 
man die Bundesrepublik im internationalen Vergleich 
betrachtet. Einer aktuellen KfW-Analyse zufolge liegt 
Deutschland bei der Anwendung digitaler Technolo-
gien in der Wirtschaft im EU-Vergleich bestenfalls im 
Mittelfeld und auch die Entwicklung solcher Tech-
nologien zählt nicht zu den Stärken des deutschen 
Innovationssystems. Lauft KfW zeigt sich, dass die 
Investitionen in Informationstechnologien bezogen 
auf das Bruttoinlandsprodukt in Deutschland deutlich 
hinter jenen anderer großer, nach Wirtschaftskraft 
vergleichbarer Staaten zurückliegen. 

Um mit Ländern wie etwa Frankreich, Japan oder 
Großbritannien zumindest gleichzuziehen, müssten 
die jährlichen IT-Investitionen in Deutschland auf Fo
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Corona ist ein Dämpfer für die Wirtschaft, aber 
ein Turbo für die Digitalisierung. Insbesondere auf 
den Höhepunkten der Pandemie haben die Lock-
downs Mobile Working, Homeschooling und On-
line-Shopping einen massiven Auftrieb verliehen. 
Die Covid-19-Pandemie hat die Digitalisierung der 
Wirtschaft und die digitale Transformation deut-
scher Unternehmen spürbar beschleunigt. Teils 
innerhalb weniger Tage haben Hunderttausende 
Firmen ihre Arbeitsweise umgestellt, ihre Prozes-
se digitalisiert und Videokonferenz-Programme, 
Collaboration-Tools und Messenger-Dienste ein-
geführt. Zudem haben die Unternehmen im großen 
Stil neue Hardware gekauft, um beispielsweise 
Remote Working zu ermöglichen. Viele haben in 
kürzester Zeit auch neue Geschäftsmodelle er-
schlossen – etwa im E-Commerce. Kurzum: Die 
Betriebe haben erkannt, dass der digitale Wan-
del kein Selbstzweck, sondern eine Notwendig-
keit ist, um langfristig zukunftsfähig zu bleiben.
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es nicht, ein digitales Kreditrisiko auf einem 
Bankenrating und den Sicherheiten eines 
Unternehmens aufzusetzen. Zu komplex sind 
Investitionen in digitale Projekte. Bei der 
Risikoeinschätzung werden die qualitativen 
Faktoren rund um die Zukunftsfähigkeit eines 
Unternehmens und die Betrachtung des zu-
künftigen Geschäftsmodells immer wichtiger. 
Hinzu kommt: Die werthaltigen Assets der 
digitalen Unternehmensära sind immaterielle 
Vermögenswerte – Analysesoftware, Daten-
banken oder digitale Fortbildungsprogramme 
für die Belegschaft. 

Aus Bankensicht wird die Bewertung des 
jeweiligen Einzelfalls daher noch wichtiger. 
Es macht einen großen Unterschied, ob das 
Geschäftsmodell einer Firma digitalisiert 
und neu ausgerichtet wird oder ob sich 
ein bestehendes Erlösmodell nur partiell 
verändert. Das Verständnis für diese Art der 
Investitionen und die Fähigkeit, das Risiko 
dafür einzuschätzen, sind in Zukunft noch 
essenzieller als bisher. Banken reagieren 
auf diese Anforderungen mit immer dif-
ferenzierteren Cashflow-Modellen, mehr 
digitalem Know-how auf der Vertriebsseite 
und einer detaillierteren Betrachtung der 
Investment Cases.

Auch immer mehr Mittelständler reagieren mit 
Fusionen und Übernahmen auf die schnell 
voranschreitenden technologischen Entwick-
lungen. Der Zukauf von Kompetenzen ist eine 
Möglichkeit, das eigene Geschäftsmodell 
weiterzuentwickeln und neue Geschäftsfelder 
zu erschließen. Auch für Tech-Unternehmen, 
die mit ihren digitalen Geschäftsmodellen 
auf schnelles Wachstum angewiesen sind, 
ist M&A ein zentrales Thema.

das Doppelte bis Dreifache – das heißt von 
zuletzt 49 Mrd. auf 100 bis 150 Mrd. Euro 
– steigen. Auch der deutsche Mittelstand 
gibt zu wenig für die Entwicklung und An-
wendung digitaler Technologien aus. Um 
diese Entwicklung mitzugehen, müssen die 
Digitalisierungsausgaben im Mittelstand 
von 18 Mrd. Euro im Jahr 2019 auf 35 bis 
50 Mrd. Euro pro Jahr zunehmen. Denn um 
weiter erfolgreich zu bleiben und die Chancen 
durch den aktuellen Digitalisierungsschub 
nachhaltig zu nutzen, müssen Unternehmen 
ihre Geschäftsmodelle weiterentwickeln, ihre 
Prozesse und ihre Produktion digitalisieren 
und mit innovativen Produkten und Services 
neue Geschäftsfelder erschließen. Kritisch 
für den Erfolg sind Wendigkeit im unterneh-
merischen Denken und Handeln, ein freier 
Blick auf das Neue – und eben Investitionen.

Fremdfinanzierung zunehmend 
erforderlich
In der Vergangenheit haben Unternehmen 
hierfür vor allem Rücklagen und den lau-
fenden Cashflow genutzt. Doch angesichts 
des großen Investitionsbedarfs reichen 
die Binnen-Ressourcen der Unternehmen 
nicht mehr aus. Um im Wettbewerb der 
Wirtschaft 4.0 bestehen zu können, sind 
Fremdfinanzierungen wie Bankkredite sowie 
Finanzierungen über den Kapitalmarkt oder 
Investoren unabdingbar. Banken spielen 
daher eine wichtige Rolle als Finanzierer der 
Digitalisierung. Sie agieren als strategischer 
Partner beim Thema Digitalisierung und 
erarbeiten mit den Unternehmen passende 
Investitionsstrategien. Bei der Finanzierung 
von Digitalisierungsprojekten spielt auch 
die Einbindung von Förderkrediten – bei-
spielsweise der KfW oder der NBank – eine 
wichtige Rolle. Die Unternehmen profitieren 
von günstigen Zinssätzen und können auch 
Zuschüsse beantragen. 

Zum 01.07.2021 hat etwa die KfW die Kre-
ditkonditionen bei der Finanzierung von 
Digitalisierungs- und Innovationsvorhaben 
nochmals verbessert. So können Unternehmen 
ihr Vorhaben durch den ERP-Digitalisierungs- 
und Innovationskredit mit bis zu 25 Mio. 

Euro Kreditbetrag pro Innovations- und Di-
gitalisierungsvorhaben zu Zinsen ab 0,01 % 
finanzieren. Insbesondere in den derzeit 
stark nachgefragten Laufzeiten von 10 Jahren 
kommt es damit zu noch einmal günstigeren 
Kreditkosten. Der ERP-Digitalisierungs- und 
Innovationskredit steht mittelständischen 
Unternehmen, Freiberuflern und jungen Unter-
nehmen in Gründung zur Verfügung, um den 
Finanzierungsbedarf im Zusammenhang mit 
einem Digitalisierungs- oder Innovationsvor-
haben zu decken. Zudem können innovative 
Unternehmen ihren generellen Investitions- 
und Betriebsmittelbedarf decken. Zusätzlich 
hat die EU mehrere Programme aufgelegt, 
mit denen mittelständische Unternehmen 
hohe Kosten für Digitalisierungsmaßnahmen 
leichter stemmen können. Angesichts der 
Vielzahl der Förderungen empfiehlt es sich, 
in jedem Fall frühzeitig das Gespräch mit der 
Hausbank zu suchen.

Digital Know-how und M&A-Expertise 
gefragt
Banken unterstützen Firmen aber nicht nur 
mit Krediten und beim Erschließen anderer 
Finanzierungsquellen, sondern vor allem 
mit ihrer Expertise. Aufgrund ihres breiten 
Kundenportfolios haben sie einen sehr guten 
Einblick in die Digitalisierungstrends der 
unterschiedlichen Branchen. Dieses Know-
how stellen sie ihren Kunden zur Verfügung. 
Dabei ist es Aufgabe der begleitenden Bank, 
gemeinsam mit dem Unternehmen das 
jeweilige Geschäftsmodell zu analysieren, 
Chancen und Risiken für das Unternehmen 
zu identifizieren und auf die entscheidenden 
Fragestellungen einzugehen: Wie sieht die 
jeweilige Branche in fünf Jahren aus und was 
sind die wichtigsten Treiber der Digitalisie-
rung? Wie digitalisiert ist ein Unternehmen 
in Bereichen wie Verwaltung, Produktion 
oder Vertrieb? Sind die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ausreichend für die Anforderungen 
im digitalen Zeitalter qualifiziert?

Damit Banken ihrer Rolle als Finanzierer 
der Digitalisierung gerecht werden, müssen 
sie die Risiken der Finanzierung digitaler 
Projekte realistisch bewerten. Dabei genügt 

Banken begleiten Unternehmen 
im digitalen Zeitalter  

verstärkt auch bei M&A- 
Transaktionen.
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Mittelständler als Kunden, was ein Nachweis 
sein kann, dass das Geschäftsmodell des 
Start-ups funktioniert. 

Das Potenzial der Zusammenarbeit von 
Mittelständler und Start-ups wird aber noch 
zu selten genutzt. Dabei verbindet Mittel-
ständler und Start-ups viel: Innovationskraft, 
Kundenorientierung sowie oft starke Unter-
nehmerpersönlichkeiten. Zudem sind die 
Größenunterschiede geringer als zwischen 
Start-ups und Großkonzernen. Häufig sind die 
Netzwerke der Startups und die mittelstän-
discher Unternehmen aber noch getrennte 
Welten. Aufgrund ihres breiten Kunden-
stamms sind Banken gefordert, Start-ups und 
Mittelständler zusammenzuführen und den 
direkten Austausch zu ermöglichen. Dabei 
ergeben sich über spezielle Netzwerk-Treffen 
oft persönliche Kontakte und Partnerschaften 

zwischen Unternehmern und Gründern. Diese 
schaffen gegenseitiges Vertrauen und bilden 
die Grundlage für langfristig erfolgreiche 
Kooperationen, die dazu beitragen, dass 
der Mittelstand seine Wettbewerbsfähigkeit 
auch im digitalen Zeitalter erhält.
 
Doch egal, welchen Digitalisierungsweg 
und welche Finanzierungsstrategien ein 
Unternehmen letztlich wählt, entscheidend 
ist immer der intensive Dialog zwischen 
Bank und Unternehmen. Banken müssen 
verstehen, was die individuellen Treiber 
eines Unternehmens sind, wie sich eine 
Branche in den nächsten Jahren verändert 
und inwiefern sich ein Unternehmen darauf 
einstellt. Nur so können sie ihre Aufgabe als 
Finanzierer der Digitalisierung erfüllen. Und 
nur mit passenden Finanzierungsstrategien 
sind die Unternehmen in Deutschland in 
der Lage, die erforderlichen Investitionen 
zu tätigen, um ihre Wettbewerbsfähigkeit 
auch im digitalen Zeitalter zu erhalten und 
den Digitalisierungsturbo durch Corona auch 
nachhaltig zu nutzen. 

Start-ups treiben Digitalisierung 
Daneben wenden Mittelständler mit Blick auf 
die Digitalisierung vermehr eine Strategie 
an, die bisher vor allem Großunternehmen 
verfolgten. Sie kooperieren mit Start-ups oder 
beteiligen sich an ihnen. Die Zusammenarbeit 
mit Start-ups liefert häufig wichtige Impulse 
für Innovation, schnelleres Wachstum und eine 
insgesamt höhere Umsetzungsgeschwindigkeit 
in den etablierten Unternehmen. 

Dabei sind die Fähigkeiten und Herange-
hensweisen der Start-ups insbesondere 
mit Blick auf die Digitalisierung für viele 
Mittelständler eine Bereicherung. Häufig 
fehlt es mittelständischen Unternehmen 
zudem an Fachkräften, die die Digitalisie-
rung begleiten und antreiben – Fachkräfte, 
die man in der Start-up-Szene antrifft. Aber 
auch Start-ups profitieren vom Kontakt zur 
etablierten Wirtschaft. Sie gehen Entwick-
lungspartnerschaften ein oder gewinnen die 

Iljana Raute
HypoVereinsbank 
Member of UniCredit 
Braunschweig, Hannover 

  Leiterin Firmenkunden Niedersachsen

 
Iljana Raute leitet seit 2016 das Firmenkundengeschäft der 
HypoVereinsbank in Niedersachsen. Zuvor war sie mehrere 
Jahre von Hannover aus in Führungspositionen für Santander 
sowie die Nord/LB tätig. Iljana Raute verfügt über 25 Jahre Er-
fahrung im Firmenkundengeschäft – schwerpunktmäßig mit 
mittelständischen Unternehmen. Sie begann ihre Karriere 1992 
bei einer Genossenschaftsbank in Schleswig-Holstein.
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2. Lieferungen 
Der § 3 Abs. 1 UStG definiert eine Lieferung als 
die Verschaffung der Verfügungsmacht über einen 
Gegenstand. Eine Lieferung wird grundsätzlich dort 
ausgeführt, wo sie beginnt (§ 3 Abs. 6 UStG). Bei 
Vorliegen der vier unter 1. genannten Kriterien ist 
die Lieferung steuerbar. 

Steuerpflichtig wird sie bei Verkäufen innerhalb 
Deutschlands oder prinzipiell an Privatpersonen 
innerhalb der EU; steuerfrei bei innergemeinschaftli-
chen Lieferungen an andere Unternehmer mit gültiger 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer und unter Er-
bringung der vom Gesetz verlangten Nachweise. Bei 
der Ausfuhr, also eine Lieferung aus der EU heraus, 
ist die Rechnung (unter Einhaltung der gesetzlichen 
Kriterien) netto zu stellen. Je nach Lieferbedingungen 
sind in den meisten Ländern jedoch Einfuhrumsatz-
steuer und / oder auch Zölle zu beachten.

Diese Regelungen gelten nicht nur für den klassischen 
„Offline“-, sondern auch den Online-Handel. Letztlich 
wird schließlich ja nur der Erwerb eines physischen 
Gegenstandes auf anderem Wege bewirkt. 

Der Onlinehandel hat in den letzten Jahren zu-
nehmend an Bedeutung gewonnen und ist für die 
Konsumenten zu einer echten Alternative zum 
klassischen Shopping in den Innenstädten und 
Shopping-Malls geworden. Bereits 2016 wurde in 
Deutschland ein Volumen von rund 45 Milliarden 
Euro verzeichnet. Die Schätzungen für 2021 belau-
fen sich auf bis zu 100 Milliarden Euro, wobei die 
Corona-bedingten Ladenschließungen diese Zahl 
noch erhöhen dürften. 

Deshalb und auch aufgrund einiger Änderungen und 
Neuerungen in diesem Bereich, lohnt es sich, die 
umsatzsteuerlichen Kategorisierungen und Folgen 
genauer zu betrachten. Zum einen hinsichtlich des 
Handels innerhalb Deutschlands, aber auch und 
gerade bei Verkäufen in andere EU-Länder oder 
Staaten außerhalb der EU. Vor allem dort kann es 
bei späteren Betriebsprüfungen schnell zu unlieb-
samen Mehrsteuern kommen.  

Betrachtet werden soll im Folgenden ausschließlich die 
Leistungserbringung von Deutschland aus.

1. Bestimmung des Leistungsortes
Im ersten Schritt ist der Leistungsort zu ermitteln: 
Deutsche Umsatzsteuer (USt) wird grundsätzlich nur 
fällig, wenn die Leistung im Inland ausgeführt wurde. 
Im Bezug auf die Lieferung oder sonstige Leistung, 
die der USt unterworfen wird, nennt der § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Umsatzsteuergesetz (UStG) hierfür vier Kriterien: 
a) durchgeführt von einem Unternehmer,
b) im Inland, 
c) gegen Entgelt und
d) im Rahmen seines Unternehmens.

Liegen diese Voraussetzungen kumulativ vor, ist der 
Umsatz grundsätzlich steuerbar, was zu einer Steu-
erpflicht oder Steuerfreiheit führen kann. Ist eines 
der Merkmale nicht gegeben (z.B. Ort der Leistung im 
Ausland), spricht man von einem umsatzsteuerlich nicht 
steuerbaren Umsatz.

Umsatzsteuer
im Onlinehandel

DIPL.-Ök. Stefan Löning 
GOBBS 
Steuerberatungsgesellschaft mbH 
Braunschweig 

  Steuerberater

 
Stefan Löning ist Steuerberater und Fachberater für Internatio-
nales Steuerrecht. Nach erfolgreicher Ausbildung zum Steuerfa-
changestellten 2002 studierte er an der Leibniz-Universität in 
Hannover Wirtschaftswissenschaften und wurde 2011 zum Steu-
erberater bestellt. Er ist Mitbegründer und Gesellschafter-Ge-
schäftsführer der GOBBS Steuerberatungsgesellschaft mbH.
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für Lieferungen, sondern zusätzlich auch für 
sonstige Leistungen, die von dem Unternehmer 
eventuell ebenfalls erbracht werden. Somit ergibt 
sich für die Zukunft ein wesentlich größerer 
Anwendungsbereich des § 3c UStG.

Aufgrund der unterjährigen Gesetzesänderung 
zum 01.07.2021 stellt sich für das Jahr 2021 die 
Frage, wie die Umsatzschwelle zu berechnen 
ist. Hierzu bestimmt das Bundesministerium 
für Finanzen in einem Schreiben: Wurde die 
Umsatzschwelle von 10 000 Euro in 2020 
oder im ersten Halbjahr 2021 überschritten, 
ergibt sich ab dem 01.07.2021 eine sofortige (!) 
Ortsverlagerung.

Beispiel: Der Unternehmer U erbringt in 2020 
und 2021 sonstige Leistungen und Lieferungen 
an in anderen EU-Mitgliedstaaten ansässige 
Nichtunternehmer in folgender Höhe: 

�� 2020: 3 000 Euro und 6 000 Euro; 
�� erstes Halbjahr 2021: 5 000 Euro und 6 000 Euro. 

Das erste Prüfkriterium (2020) ist damit nicht 
erfüllt, in 2021 wurden die Umsatzschwelle 
jedoch bereits überschritten, weshalb bereits 
der erste Umsatz im zweiten Halbjahr 2021 
gemäß dem Bestimmungslandprinzip im Land 
des Kunden besteuert werden muss.

Um den Aufwand der steuerlichen Registrie-
rungen und Erfüllung der steuerlichen Pflichten 
in anderen EU-Staaten zu umgehen, bietet 
das Bundezentralamt für Steuern (BZSt) dem 
in Deutschland ansässigen Unternehmer die 
Möglichkeit der Teilnahme am sogenannten 
„One-Stop-Shop (OSS)“. Hierfür müssen dem 
BZSt sämtliche Verkäufe in andere EU-Staaten 
gemeldet und die USt an das BZSt abgeführt 
werden. Dieses verteilt die Steuer dann auf die 
jeweiligen Länder. Will man diese Vereinfachung 
in Anspruch nehmen, empfiehlt sich eine sofortige 
Anmeldung. Ansonsten sind bei Überschreiten 
der neuen Lieferschwelle steuerliche Registrie-

rungen in den betreffenden EU-Staaten bereits 
seit Juli 2021 zwingend notwendig.

Einen ausländischen steuerlichen Berater vor 
Ort zu haben, kann sich jedoch empfehlen, wenn 
weitergehende Kenntnisse über steuerliche 
Besonderheiten (z. B. ermäßigte Steuersätze) 
im jeweiligen Land erforderlich sind. Auch 
lässt sich im Veranlagungsverfahren sofort 
Vorsteuer geltend machen. Bei der Teilnahme 
am OSS verbleibt nur das spätere, separate 
Vorsteuervergütungsverfahren. 

Sonderfall: Elektronische Marktplätze 
Auf den großen elektronischen Marktplätzen wie 
z. B. Amazon oder eBay entging dem deutschen 
Fiskus bis 2018 ein Betrag von bis zu einer 
Milliarde Euro pro Jahr an USt-Einnahmen. Der 
Grund hierfür waren Händler, überwiegend aus 
südostasiatischen Staaten, die ihre Waren vor-
nehmlich an deutsche Privatkunden ohne USt 
verkauften (oder gar mit ausgewiesener, aber 
nie abgeführter deutscher USt). Die sogenannte 
„Marktplatzhaftung“ zwingt die Betreiber elek-
tronischer Marktplätze seit 2019 zur Haftung 
für diejenigen Marktplatzteilnehmer, die ihren 
steuerlichen Verpflichtungen nicht nachkom-
men. Dies gilt auch für deutsche Verkäufer. Des 
Weiteren können Sperrungen veranlasst werden, 
während die Marktplatzbetreiber verpflichtet 
sind, Daten an die deutschen Steuerbehörden 
weiterzugeben. Ab dem 01.01.2023 können 
dann alle Steuerbehörden der EU-Staaten 
Daten von den Betreibern elektronischer 
Marktplätze abfragen.

Sonderfall: Amazon
Auch auf dem wohl bekanntesten Online-
Verkaufsportal wird ein direkter Kaufvertrag 
zwischen Verkäufer und Kunden abgeschlos-
sen. Amazon bietet dabei zwei Möglichkeiten: 
Beim „Fulfillment by Amazon (FBA)“ werden 
Aufgaben wie Warenlagerung, Versand oder 

Sonderfall „Versandhandelsregelung“ 
bzw. „Fernverkaufsregelung“
Eine wichtige Ausnahme und Durchbrechung 
der Grundsätze bildete die „Versandhandels-
regelung“ gem. § 3c UStG innerhalb der EU. 
Hierbei musste es sich bei den Käufern um 
Privatpersonen oder Unternehmer handeln, die 
selbst keine steuerpflichtigen Umsätze tätigten 
(bspw. Ärzte) oder aufgrund einer Kleinunter-
nehmerregelung keine USt abzuführen hatten. 
Bei Überschreiten bestimmter Lieferschwellen 
(zwischen 35 000 Euro und 100 000 Euro je 
Land) oder auch dem freiwilligen Verzicht 
hierauf wurde jeweils die USt im Wohnsitzland 
des Käufers fällig. 

Beispiel: Der Unternehmer U überschritt 
erstmalig die Lieferschwelle von 35 000 Euro 
jährlich für Verkäufe von Haushaltsgeräten 
an Privatpersonen nach Österreich. In seinen 
Rechnungen musste er auf den Nettobetrag 
die österreichische USt von 20 % ausweisen 
und später an den österreichischen Fiskus 
abführen. Er hatte die Wahl, ob er bereits ab 
dem ersten Umsatz mit österreichischer USt 
fakturierte, oder erst ab dem Umsatz, mit dem 
die Lieferschwelle überschritten wurde.

Aus dem Grundsatz der Ursprungslandbesteu-
erung wurde somit beim Versandhandel das 
Prinzip der Bestimmungslandbesteuerung. 

Die Regelungen zum Versandhandel galten 
jedoch – nach fast 30 Jahren – nur noch bis zum 
30.06.2021 und wurden ab diesem Zeitpunkt 
durch die „Fernverkaufsregelung“ ersetzt. Der 
hierfür erforderliche Kundenkreis bleibt derselbe, 
die Umsatzschwellen werden aber deutlich 
abgesenkt: In Summe über alle EU-Staaten sind 
die Prinzipien der Bestimmungslandbesteue-
rung bereits bei Überschreitung von 10 000 
Euro Umsatz pro Jahr zwingend anzuwenden. 
Auch gilt die Umsatzschwelle nicht nur noch 

Der Onlinehandel steht zudem unter 
besonderer Beobachtung durch die 
Finanzbehörden. 
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Kundenservice direkt von Amazon übernommen. Hierbei 
ist aber Vorsicht geboten: Beispielsweise werden in allen 
Ländern, in denen sich von Amazon für die Lieferungen 
genutzte Lager befinden, steuerliche Registrierungen 
notwendig. Zu empfehlen ist diese kostenintensivere 
Variante tendenziell eher den größeren Händlern. Für 
Unternehmen, die nur vereinzelt Amazon nutzen und die 
sich selbst um Lagerung und Versand kümmern, ist in der 
Regel das „Fulfillment by Merchant (FBM)“ ausreichend.

3. Sonstige Leistungen
Der § 3 Abs. 9 UStG definiert eine sonstige Leistung als 
eine Leistung, die keine Lieferung ist. Ergibt sich die 
Steuerbarkeit nach den unter 1. genannten Kriterien, 
ist ein Geschäft zwischen einem deutschen und einem 
Unternehmer aus einem anderen EU-Mitgliedstaat 
(B2B) grundsätzlich gem. § 3a Abs. 2 UStG nach dem 
Empfängerortprinzip nicht steuerbar (Ort der Leistung 
dort, wo Empfänger sein Unternehmen betreibt), während 
ein B2C-Geschäft mit einem privaten Endverbraucher 
nach dem Unternehmensortprinzip gem. § 3a Abs. 1 
UStG prinzipiell steuerpflichtig ist (Ort der Leistung 
beim Unternehmer). 

Sonderfall: „Auf elektronischen Wege 
erbrachte sonstige Leistungen“
Auch bei den sonstigen Leistungen findet sich im Bezug 
auf private Endkunden im EU-Ausland eine Ausnah-
mebestimmung: Bestimmte elektronische erbrachte 
Dienstleistungen („eeD“) sind gem. § 3a Abs. 5 UStG 
abweichend im Wohnsitzstaat des Konsumenten der 
USt zu unterwerfen. Dies gilt bereits vor dem 01.07.2021 
ab der Bagatellgrenze von 10 000 Euro als Summe 
aller jährlichen Verkäufe in andere Staaten der EU. Ab 
dem zweiten Halbjahr 2021 werden zur Ermittlung der 
Umsatzschwelle, wie oben bei den Ausführungen zum 
Fernverkauf bereits angesprochen, die Umsätze aus 
allen Leistungen (also inklusive Lieferungen) addiert. 

Entsprechend gilt auch diesbezüglich die Wahl zwischen 
steuerlichen Registrierungen in anderen Mitgliedstaaten 
und der Teilnahme am OSS.

Als „eeD“ gelten im Wesentlichen solche sonstigen 
Leistungen, die automatisiert über ein Netzwerk erbracht 
werden. Als Beispiele hierfür sind der Onlinevertrieb von 
Software, Musik- und Filmdateien, eBooks, Webhosting, 
Cloud-Computing, die Bereitstellung einer Versteige-
rungsplattform oder Datenbanken bzw. Suchmaschinen, 
Streaming von Multimedia oder Online-Spiele zu nennen. 
Werden die Online-Leistungen jedoch individuell durch 
Menschen erbracht, wie beispielsweise bei der spezifi-
schen Beratung per E-Mail oder dem Video-Fernunterricht, 
gilt der Grundsatz der Umsatzbesteuerung am Ort des 
Unternehmers.

4. Fazit
Wie dargestellt ist gerade bei internationalen Sachver-
halten eine genaue Überprüfung der Online-Umsätze 
im Hinblick auf deren umsatzsteuerliche Behandlung 
von höchster Bedeutung. Eine falsche Beurteilung 
kann nicht nur zu Margen-Verlusten, sondern auch zu 
Doppelbesteuerungen führen, die erfahrungsgemäß 
oft erst mehrere Jahre später bei Betriebsprüfungen 
festgestellt werden. Eine Korrektur ist dann mit großem 
Aufwand verbunden und auch nicht mehr in allen 
Fällen möglich. Der Onlinehandel steht zudem unter 
besonderer Beobachtung durch die Finanzbehörden. 
Mit spezieller Software wie z. B. dem „Xpider“ des 
BZSt wird durch die Finanzverwaltung permanent das 
Internet nach Auffälligkeiten gescannt, während parallel 
dazu die Datenzugriffsmöglichkeiten (Stichwort elek-
tronische Marktplätze) fortlaufend erweitert werden. 
Somit agieren Unternehmen im Internet zunehmend 
transparenter, wodurch eine gute Beratung auch in 
umsatzsteuerlichen Fragen immer bedeutender wird. 
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So stellt die IT-Thematik für etliche Unternehmer 
eher ein Problem dar und wird nicht als Chance, 
als positiv integrativer Bestandteil einer modernen 
Unternehmensorganisation genutzt. Auch in 
kleinen und mittleren IT-Strukturen die Qualität 
und Professionalität großer Unternehmen zu 
nutzen, scheint für viele Unternehmer und Ent-
scheider mit den vorhandenen Budgets ein kaum 
erreichbares Ziel, das noch dazu viele unbekannte 
und unangenehme Herausforderungen mit sich 
bringen kann.

Sinnvolle Strategien, 
weg von Feuerwehreinsätzen 
und ungeplanten Investitionen!
IT-Betrieb im Mittelstand benötigt eine Trans-
formation und muss neu gedacht werden. Und 
genau das passiert gerade. Das immer häufiger 
genannte Konzept einer IT als gemanagter Service 
ist ein Problemlöser für diese Situationen. 

Mit einem „Managed Service“ lagern Sie die Planung, 
Projektierung, Wartung und den Betrieb Ihrer IT an 

Innerhalb der letzten 45 Jahre, also im Verlauf eines Arbeitslebens, hat sich auf den Schreibtischen Ihrer Mitarbeiter viel verändert, 
von den ersten elektronischen Schreibmaschinen mit Speicher in den 1970er-Jahren zu einem heute vollständig digitalisierten und 
vernetzten Arbeitsplatz. Die Anforderungen werden immer vielfältiger, nur Datenablage und Druckservice zur Verfügung zu stellen, 
reicht heute längst nicht mehr aus. Die für den sicheren Betrieb solcher komplexen Strukturen notwendigen Spezialisten sind schwer 
zu finden – und schwer zu halten – und häufig fehlt in kleinen und mittelständischen Firmen der Blick über den Tellerrand hinaus, um 
mit der stetigen Entwicklung und den Anforderungen an IT-Sicherheit mitzukommen. 

Engpass IT-Know-how 
und sichere, stabile Systeme?
Die ausgelagerte IT-Abteilung kann eine gute Lösung sein: 
Managed Services für den Mittelstand

einen externen Dienstleister aus. Dieser externe 
IT-Dienstleister berät passgenau und übernimmt 
die Betriebsverantwortung für diese Services. Er 
kümmert sich zum Beispiel 24/7 im Hintergrund 
um das Monitoring Ihrer IT-Strukturen und um 
Updates von Servern, Clients und Infrastruktur. 
Dazu kommen Services wie Managed Backup, 
Managed Firewall und Managed Security, um 
nicht nur einen performanten, sondern auch eine 
sicheren IT-Betrieb zu gewährleisten. Der Anbieter 
arbeitet remote und handelt proaktiv, in der Regel 
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sogar bevor Sie einen Fehler überhaupt bemerken 
und dieser Schaden im Unternehmensablauf 
anrichten kann. Ein persönlicher Service Desk ist 
außerdem für Sie und Ihre Mitarbeiter erreichbar, 
nimmt Serviceanfragen auf und unterstützt bei 
Changes und Erweiterungen.

Das klingt verlockend und bietet Ihnen neue 
Perspektiven, sich ganz auf Ihr Kerngeschäft zu 
konzentrieren. Doch wie erkennen Sie den richtigen 
Dienstleister? Ich habe hier einige Kriterien für 
Sie herausgearbeitet, die grundlegend sind für 
ein funktionierendes Managed Service Konzept.

Woran erkennen Sie einen 
guten IT-Service-Dienstleister?

 �1. Kriterium: Qualifizierte und  
persönliche Ansprechpartner

„Der Herr Müller, der macht bei uns alles.“ Das ist 
nicht mehr tragfähig; heute bildet ein Team aus 
gut ausgebildeten Spezialisten den Grundstein 
für einen professionellen IT-Service. Egal, ob 
auf vertrieblicher oder technischer Seite, eine 
anerkannte Ausbildung in einem IT-Beruf ist 
heutzutage ein Muss. Erfahrungen in der Praxis 
und regelmäßige Schulungen bauen diese Basis 
weiter aus.

Fragen Sie also nach: Sind notwendige Zertifizie-
rungen vorhanden und sind Ihre Ansprechpartner 
up to date, werden zu Spezialthemen auch die 
passenden Spezialisten hinzugezogen? Aus 
meiner Sicht sollten Sie genau das erwarten, 
vom ersten Kontakt an.

 �2. Kriterium: Beratung  
und planbare Kosten

Gleicht Ihre jährliches IT-Budget eher einem 
Roulette: Mal gewinnt man, mal verliert man, 
oder sind Ihre IT-Betriebskosten planbar und 
linear über das Jahr verteilt? Finden zusätzliche 
Serviceeinsätze in einer angemessenen Zeit und 
im passenden Preisrahmen statt oder gibt es re-
gelmäßig Störungen und Einsätze, die ungeplante 
Mehrkosten zur Folge haben?

Ein guter IT-Dienstleister hat die Entwicklung Ihrer 
IT-Systeme über die nächsten Jahre im Blick und 
informiert Sie darüber. Ihnen werden regelmäßige 
Sicherheitsüberprüfungen und Strategiegesprä-
che angeboten, in den Sie befähigt werden, die 
richtigen zukunftsweisenden Entscheidungen 
zu treffen. Wird hier verständlich aufgeklärt und 
Ihnen werden notwendige Ersatz- und Erwei-

terungsinvestitionen vorgeschlagen, so bleibt 
Ihre IT sicherheitstechnisch aktuell und Ihrem 
Unternehmenswachstum angemessen performant. 

 �3. Kriterium: Proaktives Handeln
Guten IT-Betrieb erkennen Sie daran, dass pro-
aktiv gearbeitet wird und eben nichts passiert. 
Unauffällig und im Hintergrund läuft Ihre IT in 
einem ruhigen Fahrwasser. Wenn Sie heute von 
Störungen des Öfteren in Ihrer Produktivität 
unterbrochen werden, dann passt etwas nicht. 

In konventionellen Wartungsverträgen reagiert 
der Dienstleister bei Bedarf und im Störungsfall 
und stellt Ihnen das dann in Rechnung. Je mehr 
Störungen, desto mehr Rechnungen.

In Managed IT-Konzepten sind die Interessen 
gleichgelagert, keine Störungen, planbare 
Arbeiten und zufrieden Kunden. Genau das für 
viele Kunde gleichermaßen gut zu machen, ist 
das Ziel im Managed Service, damit verdient Ihr 
IT-Service-Dienstleister heute sein Geld.

 �4. Kriterium: Servicequalität
Lassen Sie sich von Ihrem Dienstleister erklären, 
welche Prozesse und Redundanzen er vorhält, 
um sein Serviceversprechen Ihnen gegenüber 
zu erfüllen. Stellt Ihr Managed IT-Vertrag wirklich 
den proaktiven und störungsfreien Betrieb Ihrer 
Systeme sicher oder gleicht er einem Versiche-
rungsvertrag, bei dem alle Beteiligten einfach 
nur froh sind, wenn nichts passiert?

Es muss ja nicht immer gleich eine Störung sein. 
Wie schnell reagiert Ihr Dienstleister im Servicefall 
und welchen Qualitätslevel erreicht er auch bei 
kleinen Anfragen und Wünschen? Ein klares und 
zuverlässiges Service-Level-Agreement passend 

zu Ihren Anforderungen ist hier Kennzeichen einer 
guten Leistung.

 �5. Kriterium: Dokumentation 
Haben Sie oder Ihr Dienstleister einen aktuellen 
Überblick, sind alle Geräte, Lizenzen und das 
gesamte Netzwerk dokumentiert? Können Sie sich 
so jederzeit selbst einen Überblick verschaffen? 

Wenn nein: Dann ist es höchste Zeit! Eine aktuelle 
und umfassende Dokumentation stellt immer 
die Grundlage für einen sicheren und stabilen 
IT-Betrieb dar; fehlt diese, ist ein professioneller 
Service für die immer komplexeren IT-Landschaften 
kaum möglich. Achten Sie auf eine schriftliche 
Kommunikation zu erbrachten Leistungen und auf 
eine detaillierte Dokumentation der IT-Systeme, 
sodass Zustand und Projektfortschritt jederzeit 
für Sie einsehbar sind.

 Fazit
Überprüfen Sie für sich und Ihre Organisation die 
Vorteile und Chancen, die sich mit der Auslagerung 
Ihrer IT-Verantwortung bieten und prüfen Sie 
Ihren zukünftigen IT-Geschäftspartner auf Herz 
und Nieren – oder besser gesagt auf Qualität 
und Kompetenz. Sinnvoll kann es sein, mit einer 
professionellen IST-Aufnahme, die die Basis für 
alle weiteren Entscheidungen bildet: Wo muss 
schnell reagiert werden, weil die Sicherheit in 
Gefahr ist? Wo sind längerfristige Maßnahmen 
zu planen? Darauf aufbauend wird Ihnen ein Um-
stellungskonzept mit entsprechenden Budgets 
für einmalige und fortlaufende Kosten vorgestellt. 
Welche IT-Leistungen eignen sich bei Ihnen für 
einen Managed Service? Wie wird die Umstellung 
sein, welche Leistungen sind damit ganz konkret 
verbunden? Wenn all diese Fragen verständlich 
und klar gegliedert beantwortet werden, sind Sie 
in guten Händen.

Dipl.-Ing. Holger Kämmerer
ATD GmbH 
IT-Systemhaus 
Braunschweig 

  Geschäftsführer

 
Dipl.-Ing. Holger Kämmerer schloss 1995 sein Studium als Bauin-
genieur an der TU in Brauschweig ab. Er gründete 1996 die ATD 
GmbH, das IT-Systemhaus, in dem er bis heute als Geschäftsfüh-
render Gesellschafter aktiv ist. 2011 startete er seine Beratungen in 
der UBEGA. Seine Schwerpunkte bilden Unternehmensstrategien, 
Entwicklung agiler Unternehmensstrukturen, Fortbildungen für 
Führungskräfte und Systemische Analysen.
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Steuerberatung 4.0
Schon heute gelebte Realität?

Notwendigkeit der Digitalisierung
Die Corona-Pandemie hat große Veränderungen im 
alltäglichen Wirtschaftsleben hervorgerufen. Um die 
allgemeine Gesundheit zu schützen, war in den Un-
ternehmen ein schlagartiger Wechsel vieler Mitarbei-
ter vom Büro ins Homeoffice notwendig. Dadurch 
wurde insbesondere der persönliche Kontakt sowohl 
zwischen Kolleginnen und Kollegen als auch vom 
Unternehmen zu ihren Kunden, Lieferanten, Marktbe-
gleitern und Dienstleistern stark eingeschränkt. Viele 
Unternehmensprozesse mussten kurzfristig umstruk-
turiert werden. Es ist davon auszugehen, dass diese 
Änderungen im Wirtschaftsleben nicht nur vorüber-
gehend sein werden. Als Folge wird es zwangsläufig 
zu einer Beschleunigung bei der Digitalisierung von 
kaufmännischen Prozessen kommen.

Auch im Bereich der Steuerberatung und des Rechnungs-
wesens sind diese Veränderungen zu spüren. Insbesondere 
die steuerliche und wirtschaftliche Beratung, die nur in 
stetiger und enger Zusammenarbeit der Unternehmen 
mit Ihren Berater ideal ablaufen kann, steht vor neuen 
Herausforderungen. Der persönliche Kontakt des Steuer-
beraters mit seinen Mandaten kann in gewohnter Weise 
nicht mehr, wie es vor der Corona-Pandemie der Fall war, 
bestehen. Dieser Herausforderung gilt es zu meistern.

Dabei sind zwei Fragen von besonderer Relevanz:
1.	 Inwieweit sind schon heute die Möglichkeiten für 

eine allumfassende digitale steuerliche Beratung 
vorhanden?

2.	 Kann die hohe Qualität auch unter den geänderten 
Bedingungen beibehalten werden?

Digitale Finanzbuchführung
Die größte Herausforderung stellt dabei die laufend 
zu erstellende Buchführung dar. Diese kann jedoch 
mithilfe entsprechender Software-Programme, wie z. B. 
DATEV Unternehmen-Online vollständig digital ablaufen. 
Dort können beispielsweise sämtliche Eingangs- und 
Ausgangsrechnungen hochgeladen, erfasst oder auf 
elektronischem Wege dem Steuerberater zur Verfü-
gung gestellt werden. Weiterhin können die digitalen 
Rechnungen mit dem Buchungssatz verknüpft werden, 
sodass jederzeit der entsprechende Beleg zur Verfügung 

steht. Viele Faktura-Programme bieten zudem die Mög-
lichkeit, über eine Schnittstelle die relevanten Daten 
für das Rechnungswesen-Programm zu exportieren. 
So können die bereits in digitaler Form vorliegenden 
Daten ohne Medienbruch in die Finanzbuchführung 
übernommen werden. 

Neben der digitalen Belegerfassung läuft mittlerweile auch 
die Kommunikation mit den Banken vollständig papierlos 
ab. Mithilfe von Programmen, wie zum Beispiel DATEV 
Zahlungsverkehr online, können über den sogenannten 
Kontoauszugsmanagers die Kontoumsätze digital in die 
Finanzbuchführung eingespielt werden. Auch andere 
Online-Bezahldienste, wie PayPal oder Amazon Pay 
können automatisch in die Finanzbuchführung über-
nommen werden. Der Vorteil liegt hierbei nicht nur in der 
Zeitersparnis, auch Übertragungsfehler, die bei manueller 
Erfassung entstehen können, werden auf null reduziert.

Für die Buchführung werden Pendelordner nicht mehr 
benötigt. Papier und somit letztendlich auch Geld werden 
eingespart. Zudem kann durch laufendes Einscannen und 
Hochladen der Rechnungen die Buchführung und somit die 
für Entscheidungsfragen benötigte betriebswirtschaftliche 
Auswertung schneller erstellt werden.

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgt mithilfe der 
digitalen Buchführung deutlich schneller und einfacher. 
Dieser kann direkt aus der Buchführung im selben Programm 
entwickelt werden. Sämtliche Auswertungen (Bilanz, GuV, 
Kontennachweise etc.), die für das Unternehmen relevant 
sind, werden automatisch erstellt und können diesem 
elektronisch bereitgestellt werden. Daneben erfolgt auch 
die Übermittlung des Jahresabschlusses, genau wie die 
Offenlegung im Bundesanzeiger bei Kapitalgesellschaften, 
vollkommen digital.

Digitale Lohnbuchführung
Da auch die Erstellung der Lohnbuchführung insbeson-
dere in Zeiten des demografischen Wandels ein Faktor 
in der Beziehung Unternehmen und Belegschaft ist, ist 
mittlerweile vollständig digitalisiert. 

So ist es möglich, die für die Abrechnung relevanten 
Unterlagen, wie z. B. Unterlagen und Informationen, wie Fo
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das Rating teilweise automatisiert werden 
kann. Dadurch dass dem Unternehmen auch 
unterjährig zeitnah betriebswirtschaftliche 
Auswertungen und Summen- und Saldenlis-
ten sowie Controllingberichte über ein Online 
Portal zur Verfügung gestellt werden können, 
können Finanzierungspartner auch unterjährig 
mit geeigneten Unterlagen für die quantitative 
Einschätzung des Unternehmens versorgt werden.

Zahlungsverkehr
Durch eine leistungsfähige digitale Finanzbuch-
führung, bei der die Belege mittels einer soge-
nannten „optical character recognition (OCR)“ 
ausgelesen werden, wird auch der Aufwand für 
die manuelle Übernahme der Zahlungsverkehrs-
daten in Onlinebanking oder in als Insellösung 
ausgestaltete Zahlungsverkehrsprogramme 
eingespart. Die hinterlegten Debitoren- und 
Kreditorendaten dienen als Grundlage für die 
Ausführung des Zahlungsverkehres mit Kunden 
und Lieferanten sowie den Mitarbeitenden. 

Betriebsprüfung
Im Fall von Betreibsprüfungen, ob als Umsatz-
steuer-Sonderprüfung, Lohnsteuer-Außenprüfung 
oder der klassischen Außenprüfung entsteht 
für das Unternehmen Aufwand in Form von 
Suchzeiten für Belege und Unterlagen.

Durch die Möglichkeit der Belegverknüpfung in 
der digitalen Buchführung entfällt die Suche nach 
Unterlagen weitestgehend. Fehlende Unterlagen 
führen nicht selten zur Versagung von Betriebs-
ausgaben oder enden im schlimmsten Fall in 
der Verwerfung der kompletten Buchführung.  
Gleichwohl kann die Betriebsprüfung durch 
die zeitnahe Vorlage von Belegen beschleunigt 
werden.

Fazit
Die Steuerberatung 4.0 ist längst kein Wunsch-
denken mehr. Mittlerweile werden sämtliche 
Arbeiten eines Steuerberaters in digitaler Form 
durchgeführt. Qualitätseinbußen entstehen 
dadurch nicht, eher im Gegenteil. Die Leistungen 
eines Steuerberaters gehen immer mehr über das 
eigentliche Geschäft der steuerlichen Beratung 
hinaus. Die wirtschaftliche Beratung eng an den 
Bedürfnissen der Unternehmen rückt stetig in 
den Vordergrund. Unternehmensplanung oder 
-beratung zählen längst zu den Tätigkeiten 
eines Steuerberaters. Zusammengefasst bringt 
die Digitalisierung in der Steuerberatung eine 
Vielzahl von Vorteilen mit sich:

�� Zeit- und dadurch Kostenersparnis bei den 
Unternehmen 

�� Fehlerminimierung z. B. in der Buchführung
�� Flexibilität des Arbeitsplatzes
�� Zugriff auf Daten von Überall
�� zusätzliche Leistungsangebote.

die Neuanmeldung von Mitarbeitern, Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigungen und sonstige 
Belege, auf elektronischem Wege an die Ab-
rechnungsstelle, welche gerade im Mittelstand 
oftmals der Steuerberater ist, weiterzugeben. 
Dadurch werden Rückfragen verringert und für 
den Prozess und die nachgelagerte Prüfung von 
Kurzarbeitergeldanträgen und Abrechnungen, 
wie auch für Lohnsteueraußenprüfungen, wer-
den die Suchzeiten und die Arbeitsbelastung 
im Unternehmen durch digitalisierte Belege 
deutlich reduziert. 

Aber auch gegenüber dem Mitarbeitenden ist es 
zwischenzeitlich möglich, papierarm und modern 
aufzutreten und ihnen die Lohnabrechnungen 
nachvollziehbar und zeitnah auf elektronischem 
Wege über eine App-Lösung zur Verfügung zu 
stellen. So hat der Arbeitnehmer z. B. im Falle 
des Abschlusses von Ratenkaufverträgen oder 
bei Bankgesprächen Einkommensnachweise 
stets verfügbar. Auch wird durch digital bereit-
gestellte Abrechnungen der Aufwendung für den 
vertraulichen und den strengen Regelungen der 
der DSGVO unterliegenden Versand der Lohn-
auswertungen an die Arbeitnehmer eingespart.

Digitale Bankenkommunikation
Auch bei der Kommunikation mit den Finan-
zierungspartnern der Unternehmen gibt es 
mittlerweile digitale Schnittstellen, wie sie auch 
schon für die Übermittlung der Abschlussdaten 
an das Finanzamt und den elektronischen 
Bundesanzeiger eingerichtet wurden. 

Dies schafft die Möglichkeit, zu wesentlich 
schnelleren Kreditwürdigkeitsbeurteilungen 
durch die Banken, da die händische Erfassung 
der Abschlussdaten eingespart wird und 

Fachinformation

Sebastian Füldner
gross + partner 
Steuerberater 
Braunschweig 

  Steuerberater

 
Sebastian Füldner ist seit 2018 bei 
gross + partner als Steuerberater tätig.

Jonas Manske 
gross + partner 
Steuerberater 
Braunschweig 

  Steuerassistent

 
Jonas Manske hat an der Ostafalia Recht, Finanzmanagement und Steuern 
studiert. Seit 2019 ist er bei gross + partner als Steuerassistent tätig.
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Das neue EU-Patent
Bislang existieren zwei Wege zum Patentschutz in Deutschland. 
In Zukunft dürften es drei sein.

EU-Patent
Zur Vereinfachung wurde das „Europäische 
Patent mit einheitlicher Wirkung“ (kurz: EU-
Patent) vorgeschlagen. Nach fast 50 Jahren 
Diskussionen und einigen Versuchen scheint 
es demnächst tatsächlich ein EU-Patent zu 
geben. 

Dazu haben quasi alle EU-Staaten (außer Spa-
nien und Kroatien) vereinbart, dass das EPA 
(das ja keine EU-Behörde ist) dieses EU-Patent 
erteilt. Der EU-Patentinhaber kann damit einen 
Patentverletzer quasi in der gesamten EU ver-
klagen, aber auch durch eine einzige Nichtig-
keitsklage sein EU-Patent verlieren.

Zur alleinigen Rechtsprechung über das EU-
Patent entsteht ein neues Gericht mit vier 
deutschen, sog. Lokalkammern, Regional-
kammern (die für zwei oder mehr Staaten 
zuständig sind) und einer Zentralkammer, mit 
Sitz in Paris, München und (noch) London.

Das zentralisierte Verfahren dürfte die Kosten 
und die Prozessdauer reduzieren und es 
besteht berechtigte Hoffnung, dass sich die 
Vorhersehbarkeit der Entscheidungen erhöht.

Und die Kosten? Ein EU-Patent wird teurer ein 
deutsches oder ein EP-Patent. Aber wer Schutz 
in mehr als fünf EU-Staaten begehrt oder 
transnationale Patentverletzungsprozesse 
erwartet, kann Geld sparen. Das dürften eher 
Großunternehmen sein. Die meisten Mittel-
ständler und Kleinunternehmen können ihrer 
alten Strategie treu bleiben und die Entwick-
lung interessiert beobachten. Dazu müssen 
sie nur gegenüber dem Europäischen Patent-
amt erklären, kein EU-Patent anzustreben.

Fazit
Womit kaum noch jemand gerechnet hat, 
scheint wahr zu werden: ein (fast) EU-weit 
einheitliches Patent. Es hat alle Chancen, 
mehr Rechtssicherheit und Vorhersagbar-
keit zu schaffen. Ob dem so wird, muss 
die Zukunft zeigen. Kleine und mittlere 
Unternehmen können ihre Patentstrategie 
neu ausrichten, großer Handlungsdruck 
besteht aber nicht.

Deutsches Patent
Wird beim Deutschen Patent- und Markenamt 
(DPMA) in München ein deutsches Patent an-
gemeldet und erteilt, hat es Wirkung nur für 
Deutschland. Wer Patentschutz für das EU-
Ausland anstrebt, kann vor dem jeweiligen 
Patentamt ein nationales Patent beantragen. 
Das ist aufwendig, daher wurde das Europäisches 
Patent, kurz EP-Patent, ersonnen.

Europäisches Patent
EP-Patente erteilt das Europäische Patentamt 
(EPA) in München, das aber keine EU-Behörde 
ist, sondern durch einen völkerrechtlichen 
Vertrag, nämlich das Europäische Patentüber-
einkommen EPÜ, geschaffen wurde. Alle EU-
Mitglieder sind EPÜ-Mitglieder, aber auch 10 
weitere Staaten wie Norwegen, Albanien, Island 
und die Türkei. Nach Erteilung eines EP- Patents 
muss es für die Mitgliedsstaaten „validiert“ 
werden, wo es Wirkung haben soll. 

Das EP-Patent vereinheitlicht zwar das Prüfungs-
verfahren, nicht aber die Durchsetzung von 
Patenten. Jedes Land hat seine eigenen Gerich-
te für Patentverletzungsklagen. Das ist teuer 
und umständlich.

dipl.-Phys. dr.-ing. 
Jan Plöger, LL.M. 
Gramm, Lins & Partner
Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB
Braunschweig  

  Patentanwalt, European 
  Patent Attorney, European
  Trademark+Design Attorney

 
Dr. Jan Plöger studierte in Hannover Mathematik, Physik und 
Rechtswissenschaften. Dem Abschluss als Diplom-Physiker 
folgte eine Promotion im Maschinenbau. Nach seiner Ausbildung 
zum Patentanwalt und der Zulassung 2005 kam er 2006 zu 
Gramm, Lins & Partner. Seit 2011 ist er Master of Laws (LL.M). 
Sein Tätigkeitsschwerpunkt ist das Patent- und Markenrecht.
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Fallstricke Gebäudeversicherung
Zahlt der Versicherer im Schadensfall oder nicht? 

Immer auch das Kleingedruckte lesen!

Fachinformation

Florian Rex
rex versichert 
Wolfsburg 

  Inhaber rex versichert

Florian Rex ist Versicherungsmakler und Fachwirt, seit 
2005 in der Branche tätig und seit 2009 als unabhängiger 
Sachwalter seiner Kunden tätig. Mit über 50 Versicherern 
und speziell ausgehandelten Deckungskonzepten betreut 
er Privat- und Firmenkunden, wobei die Absicherung der 
Sachrisiken und Notfallplanung die Schwerpunkte sind. 

Wiederaufbau nach Brand
Früher wurden Unternehmen am Wohnort des 
Inhabers gegründet. Der Betrieb ist gewachsen, 
um ihn herum auch der Ort. Nach einem Groß-
schaden stellt sich aber heraus, dass der Betrieb 
an seiner ursprünglichen Stelle nicht mehr 
aufgebaut werden kann oder darf, obwohl der 
alte Betrieb noch einen Bestandsschutz hatte. 
Gebäudeversicherungen sehen in der Regel 
vor, dass Gebäude in gleicher Art und Güte 
innerhalb eines Zeitraumes und an gleicher 
Stelle wieder aufgebaut werden müssen, um 
einen Anspruch auf die Neuwerterstattung zu 
haben. Ansonsten bleibt nur der Anspruch auf 
den Zeitwert. 

Es ist ratsam, darauf zu achten, dass Ihre Gebäu-
deversicherung Ihnen auch dann den Neuwert 
erstattet, wenn Sie HIER nicht mehr aufbauen 
können.

Existenziell wichtig!
Der Wiederaufbau eines Gebäudes geht kraft 
Natur der Sache nicht von heute auf morgen. Aus 
diesem Grund ist eine entsprechende Betriebs-
unterbrechungsversicherung empfehlenswert.

Grundgefahren
Die Gefahr „Feuer“ kennt jeder – diese ist 
grundsätzlich auch immer abgesichert. Bei der 
Gefahr „Sturm“ kann es schon einmal vorkom-
men, dass eine umfassende Risikoabsicherung 
vergessen wird. So ist die „Elementarversiche-
rung“ leider erst in diesem Jahr wieder vermehrt 
in das Bewusstsein der Bevölkerung gerückt 
– die Bilder, die das Tief „Bernd“ verursacht 
hat, waren ja auch schrecklich.

Unterversicherungsverzicht
Im privaten Bereich gehört er zum Standard, 
aber auch im gewerblichen Bereich muss der 
Wert realistisch ermittelt sein. Nicht selten wird 
ein alter Wert aus einer Police übernommen 
und als Berechnungsgrundlage veranschlagt, 
wobei es vorkommen kann, dass zwischen-
zeitliche An- oder Umbauten schlicht vergessen 
werden. Solange kein Schaden passiert, ist 
dies egal – tritt der Schadensfall dann allerdings 
ein, wird der Versicherer (teils drastische) 
Abzüge vornehmen. Und das wird dann teuer.
Die Lösung ist hier eine durch den Versicherer 
anerkannte Wertermittlung, mit der er den 
Unterversicherungsverzicht einschließt.

Sicherheitsvorschriften und 
Obliegenheiten
Die Gebäudeversicherung sollte stets für den 
„schlimmsten Fall“ ausgelegt sein, denn „rich-
tig versichert“ kann ein Unternehmen auch 
nach einer Katastrophe wieder zügig seine 

Tätigkeit aufnehmen. Allerdings hat der Versi-
cherungsnehmer allen Obliegenheiten Folge 
zu leisten. Beispielsweise können das Maß-
nahmen sein, die verhindern, dass ein Feuer 
sich ausbreitet. So kann es fraglich sein, ob 
z.B. eine verkeilte Brandschutztür diesen 
Obliegenheiten gerecht wird. Daher sollte ein 
Experte im Vorfeld zu Rate gezogen werden. 

Aber auch eine regelmäßige Überprüfung der 
elektrischen Einrichtungen, die sogenannte 
DGUV V3-Prüfung muss im Schadensfall nach-
gewiesen werden. Bei Nichtbeachtung drohen 
auch hier erhebliche Abzüge bei der Schadens-
regulierung.

Selbiges gilt für die grob fahrlässige Schadens-
verursachung sowie eine unterlassene Anzei-
ge einer Gefahrerhöhung. Hier gibt es 
dementsprechende Deckungskonzepte, die 
z.B. einen maximalen Abzug von 20% vorneh-
men. Es ist also empfehlenswert, bei der 
Auswahl der Gebäudeversicherung all diese 
Punkte zu beachten.

Die Betriebsgebäude stellen in der Regel einen erheblichen Teil des Betriebsvermögens dar und sind für viele Unter-
nehmen die Grundlage, um zu produzieren und/oder Dienstleistungen und Waren anbieten zu können. Geht man aber 
bei vielen Versicherungsverträgen ins Detail, verhält es sich häufig so, dass sich Versicherungsnehmer den Beitrag 
(fast) sparen könnten, da es eine Vielzahl von Schadensfällen gibt, bei denen der Versicherer nicht leisten muss.
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Stichtag Unternehmensverkauf
Wie sich abgebende Unternehmer auf ihre neue Rolle als Finanzanleger vorbereiten

Plötzlich geht es schnell – nach monatelangem Jonglieren von Zahlen und unzähligen Gesprächen mit 
Wirtschaftsprüfern, Anwälten, Unternehmens- und weiteren Beratern ist der Exit da. Das „Lebenswerk 
Unternehmen“ wird monetarisiert und an den ehemaligen Inhaber ausgekehrt. Es stellt sich die Frage, 
wie sich Unternehmer emotional und finanzplanerisch auf dieses prägende Erlebnis des leeren Schreib-
tischs und der hohen Liquidität vorbereiten können. 

Laut Statistiken scheitern 80 bis 90 Prozent aller Fir-
mengründungen – die meisten bereits in den ersten 
drei Jahren. Für viele Inhaber ist der Moment des er-
folgreichen Unternehmensverkaufes daher ein großer 
Grund zur Freude, doch schwingt auch häufig eine 
Menge Wehmut mit. Kaum läuft die Nachricht des 
Verkaufes über die einschlägigen Ticker und die regio-
nale Presse, steht das Telefon nicht mehr still. Familie, 
Freunde und Geschäftspartner gratulieren und (altbe-
kannte und neue) Banken und haben bereits die ersten, 
„maßgeschneiderten“ Anlageideen. Viele Verkäufer 
finden sich in diesen Tagen in der besonders skurrilen 
Situation wieder, sehr schnell mit den Kreditinstituten 
ihres Vertrauens über das Thema Verwahrentgelte 
verhandeln zu müssen. Mitunter entsteht auch das 
Gefühl, vom einstigen „Bittsteller“ nun plötzlich zum 
„Objekt der Begierde“ mutiert zu sein. Weiterhin stellt 
sich die Frage, wie man mit den bis zu 5 000 Stunden 
jährlich (rechnen Sie gern für sich einmal nach) zusätz-
licher Zeit sein privates Umfeld neu gestaltet. 

In den letzten Jahren ließ sich eine zunehmende Anzahl 
von mittelständischen M&A-Transaktionen beobachten. 
Die Gründe hierzu sind vielfältig: Ein stetig sinkendes 
Zinsumfeld, eine insgesamt stabil wachsende Wirt-
schaftsdynamik und daraus resultierende steigende 
Bewertungsmultiplikatoren sind nur einige hiervon. 
Eine kurze Ausnahme dieser Entwicklung machte die 
Akutphase der Corona-Pandemie aus. Nach der Schock-
starre im Jahr 2020 nimmt der Dealflow nun aber 
wieder massiv an Fahrt auf und die Corona-Krise scheint 
hier größtenteils hinter uns zu liegen. 

Christoph Schmitz
Bankhaus C. L. Seeliger
Wolfenbüttel 

  Persönlich haftender  
  Gesellschafter

 
Christoph Schmitz ist persönlich haftender Gesellschafter 
des Bankhauses C. L. Seeliger. Aus einer Braunschweiger 
Bankiersfamilie stammend, bekleidete Christoph Schmitz 
verschiedene Vorstands- und Geschäftsführungspositionen 
in Banken und einer Wohnungsbaugenossenschaft, bevor 
er 2013 als phG in die Geschäftsleitung des Wolfenbütteler 
Bankhauses eintrat. Er bekleidet verschiedene Aufsichtspo-
sitionen.
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Auch das Thema „Stiftung“ könnte nach dem 
Unternehmensverkauf eine Rolle spielen. 
Viele Unternehmer möchten auf diese Weise 
mit dem Gemeinwohl fördernden Mitteln etwas 
an die Gesellschaft zurückgeben. Auch hier 
sind die Möglichkeiten vielfältig: Von treuhän-
derisch geführten Stiftungen unter einem 
Stiftungsdach bis hin zur eigenen rechtsfähigen 
Stiftung. Die Vermögensanlage von Stiftungen 
unterliegt besonderen Zielkriterien, die es bei 
der Umsetzung zu beachten gilt. 

Vertrauen auf das alte Erfolgsrezept
Der Verkauf des Unternehmens bedeutet also 
einen klaren Einschnitt. Bei all den nun anste-
henden Überlegungen gibt es aber ein breites 
Fundament, auf das Unternehmer weiterhin 
vertrauen können und sollten: Die eigene 
Professionalität und Klarheit als Entscheider. 
Wie zuvor an Unternehmensentscheidungen, 
sollte man auch an die Verteilung des Vermö-
gens nach dem Verkauf rechtzeitig und struk-
turiert herangehen und nach einem klaren 
roten Faden handeln. Der Prozess unterschei-
det sich kaum von dem der vergangenen Un-
ternehmensentscheidungen. Hierzu gehört die 
Analyse der bestehenden Situation, die Erar-
beitung einer Investitions-Strategie, die Um-
setzung dieser und die permanente Kontrolle 
der Investitionen – idealerweise mit Partnern, 
die auf Augenhöhe begleiten. 

Die Erstellung eines privaten Finanzplanes 
kann hierbei hilfreich sein. Fragestellungen 
könnten beispielsweise sein, wie sich Einnah-
men und Ausgaben im neuen Lebensabschnitt 
verändern und wie sich das private Vermögen 
innerhalb verschiedener Zukunftsszenarien 
entwickelt. So könnte ein Blick auf unterschied-
liche Inflationsszenarien oder Krisen an den 
Kapitalmärkten simuliert werden oder die 
Vor- oder Nachteilhaftigkeit der nächsten 
Immobilieninvestition auf die Rentabilität im 
Kontext des Gesamtvermögens beleuchtet 
werden. Das Spielfeld von Anlagemöglichkei-
ten könnte breiter nicht sein: Von Direktinves-
titionen in Immobilien, Start-ups, Kunst oder 
Oldtimern bietet natürlich auch der klassische 
Kapitalmarkt seine Chancen (und Risiken). 
Machte vor dem Verkauf klassischerweise das 
Unternehmen den wesentlichen Anteil des 
Familienvermögens aus, so ist es nun die Li-
quidität. Im Folgenden gilt es, die unter Ren-
dite- und Risikogesichtspunkten, aber vor allem 
unter persönlichen Wohlfühlaspekten, opti-
male Vermögensallokation der einzelnen 
Anlageklassen zu definieren und zu bestücken. 
Wie aktiv man als Anleger selbst in einzelne 
Entscheidungen eingreifen möchte, bleibt 
letztlich jedem selbst überlassen und sollte 
zwingend in der Strategie verankert werden. 

Man hört nicht einfach auf,  
Unternehmer zu sein!
Trotz der derzeitigen Herausforderung, dass 
das Halten von Liquidität Geld kostet, sollte 
man sich eine großzügig kalkulierte Cash-
Reserve vorhalten. Oftmals bleibt der Unter-
nehmertypus sich selbst treu und hat früher 
oder später Investitionsideen, für die das 
Vorhalten von Kasse sehr lohnend sein kann. 
Nicht zu vernachlässigen ist in diesem Zusam-
menhang auch die Rückstellung für die aus 
dem Verkaufserlös fällig werdende Steuerzah-
lung. Hier ist von opportunistischen und/oder 
langfristigen Anlagen abzuraten. Außerdem 
stellen sich weitere Fragen, die dem Unterneh-
mer aus seinem bisherigen Leben nicht fremd 
erscheinen sollten: In welchen rechtlichen 
Konstruktionen wird das „neue Vermögen“ 
künftig optimal allokiert? Wie wird die Vermö-
gensnachfolge familienintern unter den neuen 
Rahmenbedingungen geregelt? 

„Sinn-Stiftendes“ Investieren
Immer häufiger stellen sich bei der Frage der 
Geldanlage auch Fragen der sinnhaften und 
nachhaltigen Geldanlage. Der Markt von so-
genannten ESG-Anlageprodukten (steht für 
Environment, Social & Governance) steigt 
stetig, und mit ihm das Angebot. Trotzdem ist 
das Thema für Anleger oftmals nicht ganz 
einfach zu greifen. Daher ist es sinnvoll, sich 
beim Thema Nachhaltigkeit zunächst die 
Frage nach den eigenen Zielen in Bezug auf 
den Nachhaltigkeitsbegriff zu stellen und im 
Anschluss klare Investitionsfelder zu definieren. 

Sikander Shah
Bankhaus C. L. Seeliger 
Wolfenbüttel 

  Wealth Manager

 
Sikander Shah studierte an der WelfenAkademie in Braun-
schweig Betriebswirtschaftslehre und an der European 
Business School in Oestrich Winkel Finanzökonomie. Nach 
diversen (Führungs-)Positionen im Private Banking einer 
Großbank verstärkt er seit 2020 als CFP® das Wealth Ma-
nagement des Bankhauses C. L. Seeliger. Sein Schwer-
punkt liegt u. a. in der Vermögens-Strategieberatung von 
Unternehmern. 

Fazit: „Ökonomische Klammer“ gesucht
Nach dem einschneidenden Moment des 
Unternehmensverkaufes stellen sich eine 
Vielzahl von Fragen, die oftmals an Komplexi-
tät gewinnen, je weiter man in die Materie 
einsteigt. Unterschiedliche Berater bieten sich 
jeweils als Spezialisten für einen bestimmten 
Fachbereich an. Was häufig als Sparringspart-
ner für den Unternehmer fehlt, ist ein neutraler 
Moderator mit umfassendem Einblick in die 
gesamte Lebens- und Vermögenssituation des 
Mandanten, der als „ökonomische Klammer“ 
die Interessen des Vermögensinhabers bündelt, 
vernetzt und interdisziplinär die unterschied-
lichen Gewerke zusammenführt. Ob dies ein 
Steuerberater, ein Family Office oder eine Bank 
ist – am Ende geht es stets um den Zweiklang 
aus Sachverstand und Vertrauen. 

Vor allem aber gilt: Rechtzeitig anfangen!
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Nichtabgabe einer Steuererklärung  
grundsätzlich strafbar?
Fragestellung und Dialog anlässlich der Besprechung des Urteils des Oberlandes-
gerichts Köln vom 31.01.2017 (III-1 RVs 253/16, 1 RVs 253/16)

Dr. Weise: Das bedeutet aber nicht, dass schon 
die bloße Nichtabgabe einer Steuererklärung 
damit automatisch strafbar sein muss.

Klein: Wer seine Steuererklärung trotz Erklä-
rungspflicht nicht abgibt, lässt die Finanzbehör-
de in Unkenntnis. Und das bewusste in 
Unkenntnis lassen in der Absicht Steuern zu 
hinterziehen, ist nach § 370 Abs. 1 Nr. 2 AO 
grundsätzlich strafbar.

Dr. Weise: Doch wann, an welcher Stelle und 
in welchem Umfang ist die Finanzverwaltung 
gegebenenfalls in Unkenntnis? Hat sie nicht 
oftmals auch ohne die fehlende konkrete Erklä-
rung des Steuerpflichtigen Kenntnis von den 
steuerlich erheblichen Tatsachen? Wenn ein 
Steuerpflichtiger zum Beispiel alle zwölf Um-
satzsteuervoranmeldungen abgibt, macht er 
sich dann wirklich noch strafbar, wenn er die 
Umsatzsteuerjahreserklärung nicht abgibt, die 
die gleichen Angaben wie die Voranmeldungen 
enthält? Hat die Finanzverwaltung heutzutage 
aufgrund des intensiv gewordenen Datenaus-
tausches, der umfänglichen Kontrollmitteilungen 
und der internen Digitalisierung nicht häufig 

Kenntnis von vielen steuererheblichen Tatsachen, 
auch ohne Steuererklärungen? Inwieweit liegt 
dann überhaupt noch „Unkenntnis“ bezüglich 
der eigentlich vom Steuerpflichtigen in der 
konkret geschuldeten Erklärung zu unterbrei-
tenden Tatsachen vor?

Klein: Auch wenn innerhalb der Behörde vielfach 
die Kenntnisse von den jeweiligen steuerlich 
erheblichen Tatsachen vorhanden sind, könnte 
man auf den Gedanken kommen, dass es auf 
die Kenntnis des jeweils tätigen Sachbearbeiters 
im Finanzamt von den steuerlich erheblichen 
Tatsachen ankommt, nicht aber auf die Kenntnis  
im Amt überhaupt.

Dr. Weise: Einige meinen sogar, es komme hier 
überhaupt nicht darauf an, ob die Finanzbehör-
de in Unkenntnis war oder nicht. Ausreichend 
zur Erfüllung des Tatbestands sei allein die Tat-
sache, dass der Erklärungspflichtige eine ge-
schuldete Erklärung nicht abgibt, und allein 
insoweit eine Unterlassungshandlung des „in 
Unkenntnis Belassens“ begeht.

Klein: Eine derartige Auffassung scheint allerdings 
recht extrem und sie könnte mit dem Wortlaut 
und dem Zweck des Straftatbestandes der Steu-
erhinterziehung kollidieren.

Dr. Weise: Das Oberlandesgericht (OLG) Köln 
hat in einem Urteil aus dem Jahr 2017 die hier 
angerissenen Fragen detailliert und in deutlicher 
Form geklärt.1

Frage:  Ist die bloße Nichtabgabe einer Steu-
ererklärung grundsätzlich strafbar?

Klein: Das Rechtsgefühl könnte dafür sprechen.

Dr. Weise: Das Rechtsgefühl kann hier aber 
täuschen. Die Nichtbezahlung einer Steuerschuld 
ist schließlich auch nicht strafbar, auch wenn das 
Rechtsgefühl manchmal etwas anderes sagen 
mag.

Klein: Verlassen wir uns also nicht auf das 
Rechtsgefühl, sondern blicken in das Gesetz.

Dr. Weise: Der § 370 Abs. 1 S. 2 der Abgabenord-
nung (AO) lautet:

„Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer … die Finanzbehör-
den pflichtwidrig über steuerlich erhebliche 
Tatsachen in Unkenntnis lässt …  und dadurch 
Steuern verkürzt oder für sich oder einen anderen 
nicht gerechtfertigte Steuervorteile erlangt.“

Klein: Danach ist die Nichtabgabe einer Steuer-
erklärung ausdrücklich unter Strafe gestellt.

Dr. iur. Paul-Frank Weise
SQR Rechtsanwälte 
Braunschweig 

  Rechtsanwalt, 
  Fachanwalt für Steuerrecht, 
 zertifizierter  Berater 
  für Steuerstrafrecht (DAA)

 
Herr Dr. Weise ist zertifizierter Berater für Steuerstrafrecht (DAA) und Präsident der Bundes-
vereinigung der zertifizierten Berater für Steuerstrafrecht e.V. in Berlin. Weiterhin ist er 
Dozent für Steuerstrafrecht an der Ostfalia Hochschule in Wolfenbüttel, Co-Autor im Praxis-
handbuch „Rechtsmittel im Steuerrecht“ sowie Sozius der SQR Rechtsanwälte, Braun-
schweig. Seine Tätigkeitsschwerpunkte liegen im Steuer- und Steuerstrafrecht, 
Gesellschaftsrecht und Wirtschaftsrecht.

Interview



Dialogpartner
Nicolas Klein, MLE
 
Herr Klein ist Rechtsanwalt und studierte in Hannover 
und Fribourg. Er weist eine mehrjährige Tätigkeit als 
Mitbegründer eines juristischen Repetitoriums auf. 
Seine Tätigkeitsschwerpunkte liegen im Steuer- und 
Steuerstrafrecht und Gesellschaftsrecht.
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praxis der Behörden eine am Wortlaut der Norm 
orientierte klare Grenze. Dies deckt sich mit dem 
Grundsatz, dass das Strafrecht die Ultima Ratio 
der Rechtsordnung darstellt, die nur dann zum 
Einsatz kommen darf, wenn alle anderen recht-
lichen Reaktionsformen versagt haben.

Dr. Weise: Das Gericht hält insoweit fest, dass 
der Schutzzweck der Vorschrift in diesen Fällen 
keine Strafbarkeit gebietet. § 370 AO schützt 
allein das öffentliche Interesse am vollständigen 
und rechtzeitigen Aufkommen der einzelnen 
Steuern. Es sei nicht Zweck der Vorschrift, die 
steuerlichen Mitwirkungs- und Erklärungspflich-
ten als solche zu schützen; ihre Verletzung sei 
lediglich Voraussetzung für jedes tatbestands-
mäßige Verhalten.3 

Klein: Es darf ergänzt werden, dass die Finanz-
verwaltung in der Abgabenordnung und im 
Steuersystem insgesamt sehr effektive und 
wirkmächtige Instrumentarien zur Hand hat, die 
Erklärungspflichten zu überwachen, zu erzwingen 
und gegebenenfalls durch Schätzungen und 
Außenprüfungen zu flankieren.

Dr. Weise: Könnte sich bei Befolgung der Grund-
sätze des OLG Köln eine Strafbarkeitslücke er-
geben?

Klein: Nein, es ist nicht Zweck des Straftatbe-
standes der Steuerhinterziehung, eine praktisch 
nicht mehr erforderliche Steuererklärungspflicht 

zu schützen. Daneben scheitert auch ohne An-
wendung der vom OLG Köln aufgezeigten 
Grundsätze die Strafbarkeit oftmals schon dann, 
wenn der Steuerpflichtige nachweislich geglaubt 
hat, die Finanzbehörde werde auf Grund inner-
behördlicher Kommunikation die Angaben der 
einen Steuererklärung auch dem Beamten der 
anderen Abteilung zuleiten. Insoweit fehlte dann 
ohnehin der Verkürzungsvorsatz.

Dr. Weise: Und wer es mit der vorsätzlichen 
Nichtabgabe einer Steuererklärung bewusst auf 
eine illegale Steuerersparnis anlegt und überführt 
wird, muss stets mit Strafverfolgung rechnen. Sei 
es, dass die Finanzbehörde im konkreten Fall 
doch keine hinreichende Kenntnis der wesentli-
chen steuerlich relevanten Tatsachen hatte, oder 
dass der Täter wegen einer Versuchsstraftat 
belangt werden kann.

Klein: Die reine Nichtabgabe einer Steuerer-
klärung führt jedoch entgegen eines verbrei-
teten Rechtsgefühls nicht immer und schon 
gar nicht automatisch zu einer Straftat. Mitt-
lerweile hat sich das OLG Oldenburg der Auf-
fassung ebenfalls angeschlossen. In der 
Fachliteratur wurde die Entscheidung vielfach 
positiv aufgenommen. Es gab aber auch Kritik 
an Teilen der Auffassung. In der Praxis haben 
wir wiederholt Anwendungsprobleme der 
Verwaltung und der unteren Instanzgerichte 
bei der Umsetzung der Erkenntnisse aus der 
Entscheidung des OLG feststellen müssen. 
Klarheit, wie die Rechtspraxis zukünftig mit 
den Erkenntnissen aus der Entscheidung des 
OLG Köln umgehen wird, werden wir erst haben, 
wenn entweder weitere Obergerichte sich 
positionieren werden, der Bundesgerichtshof 
zu dem Thema urteilt oder der Gesetzgeber 
tätig wird.
1, 2, 3 Quellen zu den Angaben finden Sie auf unserem Ratgeberportal unter  
www.service-seiten.com.

Klein: Der Leitsatz jener Entscheidung lautet:
„Das Merkmal der ‚Unkenntnis‘ ist in den objek-
tiven Tatbestand des § 370 Abs. 1 Nr. 2 AO hi
neinzulesen. Dementsprechend scheidet eine 
vollendete Steuerhinterziehung durch Unterlas-
sen in den Fällen aus, in denen die Finanzbehör-
den zum maßgeblichen Veranlagungszeitpunkt 
von den wesentlichen steuerlich relevanten 
Umständen bereits Kenntnis haben.“

Dr. Weise: Und in bemerkenswerter Klarheit 
stellt das Gericht fest, in welcher Weise oder Form 
und bei wem konkret die „Kenntnis“ in der Fi-
nanzbehörde vorausgesetzt werden kann. Es 
führt aus:

„Bekannt ist dabei, was sich aus den dort zum 
konkreten Steuerfall geführten Akten ergibt oder 
dem zuständigen Bearbeiter sonst bekannt ist. 
Dabei macht es keinen Unterschied, ob sich die 
Umstände aus den Akten selbst ergeben oder - 
wie hier – in dem elektronischen Register zur 
Verfügung stehen, auf welches der Sachbearbei-
ter im Rahmen seiner konkreten Zuständigkeit 
jederzeit Zugriff hat."2

 
Klein: Daraus ergibt sich, dass in vielen Fällen, 
in denen aus welchen Gründen auch immer der 
Steuerpflichtige keine Erklärung abgegeben hat, 
eine den Tatbestand der Steuerhinterziehung 
durch Unterlassen ausschließende „Kenntnis“ 
der Finanzbehörde vorliegt. Die zitierte Rechts-
auffassung des OLG setzt einer gelegentlich über 
das Ziel hinausschießenden Strafverfolgungs-Fo
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Immobilienbesteuerung  
bei Erwerb, Besitz und VeräuSSerung

�� 4. steuerliche Behandlung bei Veräußerung 
der Immobilie.

1. steuerliche Behandlung  
der Anschaffungskosten
Die Anschaffungskosten müssen über die be-
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer abgeschrie-
ben werden. Steuerlich sind bei einem heutigen 
Erwerb verschiedene Abschreibungssätze 
zwischen 2 % und 3 % je nach Verwendungszweck 
der Immobilie zulässig. Abschreibungsfähig ist 
hierbei nur der Gebäudeteil. Für den Grund und 
Boden ist eine planmäßige Abschreibung nicht 
möglich. Lediglich bei im Betriebsvermögen 
befindlichen Grundstücken kann eine außer-
planmäßige Abschreibung in Betracht kommen. 
Bei denkmalgeschützten Immobilien können 
außerdem isoliert für begünstigte Sanierungs-
maßnahmen erhöhte Abschreibungssätze 
geltend gemacht werden.

2. Steuerliche Behandlung der lau-
fenden Einnahmen und Ausgaben
Die Einnahmen und Ausgaben aus der Vermietung 
der Immobilie sind abhängig von der gewählten 
Rechtsform steuerlich zu berücksichtigen.

Bei Immobilien im steuerlichen Privatvermögen 
gilt das Zu- und Abflussprinzip. Das bedeutet, 
dass Einnahmen und Ausgaben in dem Veran-
lagungsjahr zu berücksichtigen sind, in dem 
die Zahlungen erfolgten.

Bei Immobilien im steuerlichen Betriebsvermögen 
kann je nach gesetzlich geforderter Gewin-
nermittlungsart auch eine periodengerechte 
Zuordnung notwendig sein, sodass z. B. bei 

Dabei haben Käufer bzw. Investoren von Im-
mobilien bereits vor Erwerb viele wichtige Ent-
scheidungen zu treffen, um den Überblick über 
die steuerlichen Zusammenhänge zu behalten.

Diese lassen sich in zwei wesentliche  
Gruppen zusammenfassen:

Gegenstand des nachfolgenden Artikels sind 
die steuerlichen Auswirkungen bei Erwerb, 
Besitz und Veräußerung von Renditeimmobi-
lien, die einen erheblichen Einfluss auf die 
Finanzierung haben können.

Insbesondere die Fragestellung, zu welchem 
Zeitpunkt sich geleistete Aufwendungen steuer-
mindert auswirken, wodurch der Liquiditätsabfluss 
aus der vorgenommen Maßnahme durch einen 
steuerlichen Zufluss kompensiert wird, ist für die 
Finanzierung von erheblicher Bedeutung.

Dabei sollten die folgenden vier  
Aspekte besondere Beachtung 
erfahren:

�� 1. steuerliche Behandlung der Anschaffungs-
kosten

�� 2. steuerliche Behandlung der laufenden 
Einnahmen und Ausgaben

�� 3. steuerliche Behandlung von Erhaltungs-
aufwendungen

Wertbestimmung Finanzierung

Lage Eigenkapital

Energiestandard Bankdarlehen

Ausstattungsmerkmale Fördermittel

usw. Steuern

Eine Immobilie zu erwerben, zu besitzen und zu veräußern, ist besonders heutzutage vor dem Hintergrund der bestehenden Niedrig-
zinsphase ein zentrales Thema. Die Turbolenzen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft tragen dazu bei, dass der Immobilienbesitz 
eine fast ausweglose Alternative im Rahmen von Vermögensaufbau sowie Vermögensanlage- und übertragung geworden ist. Glaubt 
man den Aussagen der Banken und Finanzanalysten, wird das Zinsniveau auch mittelfristig keine signifikanten Änderungen erfahren. 
Zudem führen der anhaltende Urbanisierungstrend sowie die Anforderungen an altersgerechtes Wohnen zu einer Wohnungsknapp-
heit. Und das nicht nur in den Metropolen, wie Berlin, Frankfurt, Hamburg, München oder Düsseldorf, sondern auch in unseren leis-
tungsstarken Regionen Braunschweig und Wolfsburg.
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Marc Waßmuth
Marc Waßmuth 
Steuerberaterkanzlei 
Wolfenbüttel 

  Steuerberater

 
Marc Waßmuth war Partner der Steuerberatungsgesell-
schaft Hübscher & M.Waßmuth Partnerschaft von 2008 
bis 2012. Drei Jahre später übernahm er die verbliebenen 
Anteile und gründete die Steuerberaterkanzlei Marc 
Waßmuth. Er ist Fachmann für Gestaltungsberatung 
bei der Gründung und Umgründung von Unternehmen, 
sowie im Verfahrensrecht. Er ist seit Jahren erfolgreich 
bei der Betreuung von Rechtsbehelfsverfahren.

Immobilien im Besitz einer GmbH, die Einnahmen 
und Ausgaben dem Veranlagungszeitraum 
zuzurechnen sind, indem sie wirtschaftlich 
entstanden sind – und damit unabhängig 
von ihrer Bezahlung.

Bei der Bemessung der Miete ist darauf zu 
achten, dass die Bruttowarmmiete mindestens 
66 % der ortsüblichen Miete beträgt. Liegt die 
vereinbarte Miete unterhalb dieses Wertes, 
werden die Werbungskosten in entsprechender 
Höhe gekürzt und wirken sich demnach nicht 
mehr in voller Höhe steuermindernd aus.

Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass bei 
einem Betrachtungszeitraum von 30 Jahren 
ein Totalüberschuss erreicht wird. Hier soll-
te zum Zeitpunkt des Immobilienerwerbs 
eine Totalüberschussprognose aufgestellt 
werden. Allerdings kann auch nachträglich 
ein längerer Leerstand einer Immobilie zum 
Verlust der Gewinnerzielungsabsicht führen, 
sodass Werbungskosten steuerlich nicht mehr 
geltend gemacht werden können. 

3. Steuerliche Behandlung  
von Erhaltungsaufwendungen
Eine große Rolle spielen kostspielige In-
standhaltungsmaßnahmen. Erhaltungsauf-
wendungen sind grundsätzlich abzugsfähige 
Werbungskosten/Betriebsausgaben. Werden 
innerhalb von drei Jahren nach Besitzübergang 
einer Immobilie Instandhaltungsmaßnahmen 
vorgenommen, die netto den Betrag von 15 % 
des Gebäudewertes (ohne Anteil am Grund 
und Boden) übersteigen, werden die gesamten 
Erhaltungsmaßnahmen als anschaffungsnahe 
Herstellungskosten eingestuft und erhöhen 
damit die Anschaffungskosten des Gebäudes 
und können wiederum nur mit dem nied-
rigen Abschreibungssatz steuermindernd 
berücksichtigt werden. Nach Möglichkeit 
sollten daher in den ersten drei Jahren nur 
die notwendigsten Renovierungsarbeiten 
vorgenommen werden oder insofern ein Auf-
schieben der Sanierung nicht möglich ist, die 
Finanzierung der Maßnahmen sichergestellt 
sein. Die Kosten für den Abriss einer Immo-
bilie können ebenfalls Herstellungskosten 
der neu gebauten Immobilie darstellen, 
wenn bei Erwerb des Grundstücks bereits 
die Abrissabsicht bestand.

Daneben stellen Aufwendungen für die 
Erweiterung bzw. Umnutzung einer Immo-
bilie regelmäßig abschreibungspflichtige 
Herstellungskosten dar.

Ein weiterer zu beachtender Punkt bei hohen 
Sanierungskosten ist die Durchführung einer 
Standardhebung. Die Finanzverwaltung 
gliedert Immobilien in die Standardgruppen 
einfach, mittel und gehoben ein. Kommt es 
bei der Sanierung zu einer Standardhebung, 
z. B. von mittel zu gehoben, stellen diese 
Instandhaltungsaufwendungen ebenfalls 
abschreibungspflichtige Herstellungskosten 
dar. Eine Standardhebung wird angenommen, 
wenn innerhalb eines Zeitraums von fünf 
Jahren mindestens bei drei der vier Berei-
che: Elektro, Sanitär, Fenster und Heizung, 
wesentliche Verbesserungen vorgenommen 
werden. Insofern aber der Standard gleich 
bleibt, können die Aufwendungen als sofort 
abziehbare Betriebsausgabe geltend ge-
macht werden und so zur Finanzierung der 
Maßnahmen beitragen. Die bloße Reparatur 
und/oder die Ersetzung des Vorhandenen 
durch zeitgemäßes Neues führt zu keiner 
wesentlichen Verbesserung.

4. Steuerliche Behandlung bei  
VeräuSSerung der Immobilie
Die steuerliche Behandlung einer Immobilie 
hängt von der Zuordnung der Immobilie zum 
steuerlichen Privat- oder Betriebsvermögen 
ab. Immobilien, die sich im steuerlichen 
Privatvermögen befinden, können nach zehn 
Jahren ertragsteuerfrei veräußert werden. Der 

Zehnjahreszeitraum beginnt und endet jeweils 
mit Abschluss der notariellen Kaufverträge.
Befinden sich Immobilien hingegen im steu-
erlichen Betriebsvermögen, sind diese auf 
ewig steuerlich verhaftet. Bei der Veräußerung 
bzw. Überführung einer Immobilie aus dem 
Betriebsvermögen in das Privatvermögen 
sind die bis zu diesem Zeitpunkt aufge-
bauten stillen Reserven steuerpflichtig und 
unterliegen mit dem persönlichen Steuersatz 
der Einkommensteuer.

Deshalb sollte bereits bei Erwerb einer 
Immobilie abgewogen werden, inwieweit 
der Erwerber von Wertsteigerungen aus der 
Immobilie ausgeht und wie lange die geplante 
Haltedauer sein wird. Konstruktionen mit 
Kapitalgesellschaften, die dazu führen sollen, 
dass die laufenden Erträge ertragsteuerlich 
begünstigt besteuert werden, können bei 
einer Haltedauer von mehr als 10 Jahren 
dazu führen, dass der daraus resultierende 
steuerliche Vorteil durch den Nachteil aus 
dem steuerpflichtigen Verkauf der Immobilie 
kompensiert wird.

Handlungsempfehlung
Wir empfehlen Ihnen daher, rechtzeitig vor 
Erwerb einer Immobilie Ihr Vorhaben mit den 
entsprechenden steuerlichen Auswirkungen 
abzustimmen und gegebenenfalls anzupas-
sen, um die Finanzierung der Maßnahme 
sicherzustellen und bestenfalls zu optimieren.
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Unternehmensnachfolge: 
Kapital- oder Personengesellschaft?
Wie „fit“ ist Ihr Unternehmen für eine Übergabe?

Eines ist klar – die entsprechenden Weichen sollten 
von Ihnen und Ihrem Berater frühzeitig gestellt werden. 
Daher ist es wichtig, dass Sie sich rechtzeitig VOR 
einer Übertragung diese Fragen beantworten, um die 
Attraktivität Ihres Unternehmens am Markt zu erhöhen 
und/oder steuerliche Vorteile bei der Übertragung zu 
generieren. 

Wie machen es andere Unternehmer? Werfen wir zu-
nächst einen Blick auf die Unternehmensstruktur in 
Deutschland:

Rechtliche Einheiten/ Unternehmen  
nach Rechtsform – 2019
	
Insgesamt
Einzelunternehmer*		  2 169 024
Personengesellschaften (OHG, KG)	 402 466
Kapitalgesellschaften (GmbH, AG)	 758 374
Sonstige Rechtsformen		  229 333
Insgesamt			   3 559 197

* �davon haben 2 070 813 Unternehmen < 10 Bechäftigte 

(Quelle: statista)	

Deutsche Unternehmer „lieben“ die Kapitalgesellschaft. 
Und das nicht ohne Grund. Die Kapitalgesellschaft 
bietet eine Haftungsabschirmung für den Gesellschaf-
ter und daneben mit einer durchschnittlichen Steuer-
belastung von rd. 30 % einen sehr günstigen Steuersatz 
für nicht ausgeschüttete (thesaurierte) Gewinne. 

Sie möchten Ihr Unternehmen vererben oder ver-
kaufen und stellen sich dabei die Frage, ob sich Ihr 
„Lebenswerk“ hierfür auch in der richtigen und at-
traktivsten Rechtsform befindet? Sie möchten bei 
der Wahl der richtigen Rechtsform auch die neuesten 
steuerrechtlichen Regelungen und finanziellen Er-
leichterungen beachten? Sie haben vielleicht von 
dem aktuellen Wahlrecht bei der Körperschaftsteuer 
gehört und machen sich Gedanken, ob hier auch für 
Ihr Unternehmen ein Vorteil liegen könnte? 

Schauen wir uns die Kapitalgesellschaft noch einmal 
genauer an. Von den 758 374 deutschen Kapitalgesell-
schaften haben rund 530 000 Gesellschaften weniger 
als 10 Mitarbeiter und rund 170 000 Gesellschaften 
haben nicht mehr als 50 Mitarbeiter. Die Gesellschafts-
anteile an diesen immerhin ca. 700 000 deutschen 
Gesellschaften werden mehrheitlich von natürlichen 
Personen gehalten. Werden diese Anteile durch den 
Gesellschafter verkauft, wird der hierbei erzielte Gewinn 
nach dem sog. Teileinkünfteverfahren besteuert. Das 
bedeutet, dass dieser Gewinn nur zu 60 % der tariflichen 
Einkommensteuer unterliegt. 40 % des erzielten Gewinns 
bleibt damit steuerfrei. Das hört sich doch schon einmal 
sehr gut an, oder? Aber wo Licht ist, gibt es auch Schat-
ten. Sehen wir uns also auch die andere Seite der 
Medaille an.

Die beschriebene günstige Besteuerung des Anteilseig-
ners stellt einen Käufer vor die Herausforderung, dass 
er die Anschaffungskosten für die erworbenen Anteile 
steuerlich nicht abschreiben kann. Und bei einer unent-
geltlichen Übergabe durch eine Schenkung innerhalb 
der Familie besteht der Nachteil, dass diese steuerlich 
nur begünstigt ist, wenn der Schenker selbst zum Zeit-
punkt der Übertragung noch zu mehr als 25% an der 
Kapitalgesellschaft beteiligt ist. In dieser Situation gibt 
es also durchaus Vorteile  für einen Verkäufer, aber kein 
„Win-win“ für beide Seiten und nur eine eingeschränkte 
„Mobilität“ bei einer Übergabe innerhalb der Familie.    

Dann doch lieber eine Personengesellschaft?
Da es bei der Personengesellschaft keine steuerlichen 
Beteiligungsuntergrenzen für unentgeltliche Unterneh-
mensübergaben gibt, ist diese Rechtsform besonders 
bei Familienunternehmen sehr beliebt. Hier können die 
geplanten Nachfolger sehr flexibel auch in mehreren 
Schritten in das Unternehmen aufgenommen werden. 
Dies auch noch steuerbegünstigt, falls Sie als Senior am 
Ende vielleicht nur noch mit 10 % an der Gesellschaft 
beteiligt sind. 
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Beim Verkauf des gesamten Anteils an einer Personen-
gesellschaft besteht eine Steuerbegünstigung für Sie als 
Verkäufer, wenn Sie bereits das 55. Lebensjahr vollendet 
haben. In diesem Fall steht Ihnen ein Freibetrag und 
ein begünstigter Steuersatz in Höhe von 56 % Ihres 
regulären Steuersatzes auf einen Verkaufsgewinn 
zu. Für einen Käufer hat der Erwerb eines Anteils an 
einer Personengesellschaft den Vorteil, dass er auf 
den aufgewendeten Kaufpreis eine steuermindernde 
Abschreibung erhält. Das klingt dann doch eher nach 
einer „Win-win“-Situation für Verkäufer UND Käufer, 
oder?

Ist bei Ihnen nun schon eine Entscheidung für die 
eine oder andere Gesellschaftsform gefallen? Oder 
worüber könnten Sie jetzt mit Ihrem Berater noch 
weiter nachdenken?

Noch einmal ganz anders gedacht – vielleicht eine 
Holdingstruktur einrichten und die ersparten Steuern 
in die Altersvorsorge investieren?

Eine Holding-Gesellschaft ist eine Gesellschaft, deren 
Zweck darin besteht, Kapitalbeteiligungen an ande-
ren Gesellschaften zu halten. Diese Holding-Gesell-
schaft kann sowohl die Struktur einer Personen- als 
auch einer Kapitalgesellschaft haben. Im Grunde ist 
es eine Art „Mantel“, den eine Holding als Mutterge-
sellschaft um die anderen Rechtsformen legt, diese 
in sich aufnimmt und gemeinschaftlich verwaltet. 
Die in diesem gemeinsamen Mantel gehaltenen 
Gesellschaften werden als Tochtergesellschaften 
bezeichnet.

Verkauft eine Mutter-Kapitalgesellschaft die von ihr 
in ihrem „Mantel“ gehaltenen Anteile an einer Toch-
tergesellschaft, die ebenfalls in der Rechtsform einer 
Kapitalgesellschaft organisiert ist, ist der hierbei 
erzielte Veräußerungsgewinn zu 95 % steuerfrei. Dies 
ergibt eine Steuerbelastung von lediglich 1,6 % auf 
den gesamten Veräußerungsgewinn. Dieser Steuer-
vorteil kann anschließend von der Mutter-Kapitalge-

sellschaft als zusätzliche Liquidität genutzt werden, 
um weiteres Vermögen aufzubauen. Endlich ist 
weiteres Geld frei, das Sie in Ihre Altersvorsorge 
stecken und für sich arbeiten lassen können. Was 
genau bietet sich hier an?

Zum Beispiel neue Beteiligungen an anderen Tochter-
Kapitalgesellschaften. Da die Gewinnausschüttungen 
aus diesen Gesellschaften ab einer Beteiligung von 
10 % ebenfalls zu 95 % steuerfrei sind, können in den 
typischen Holding-Strukturen mittels einer doppel-
stöckigen GmbH erhebliche steuerliche Vorteile und 
damit Liquidität für einen weiteren Vermögensaufbau 
durch die Mutter-Kapitalgesellschaft erzielt werden. 
Beträgt die Beteiligung an einer Tochter-Kapitalge-
sellschaft zudem mehr als 25 % ist diese auch als 
Betriebsvermögen bei der Erbschaft- und Schenkung-
steuer begünstigungsfähig. 

Steuerliche Vergünstigungen ergeben sich aber auch, 
wenn eine rein vermögensverwaltend tätige Holding-
GmbH ihre zusätzliche Liquidität in Immobilien inves-
tiert. Denn die Einkünfte aus der Verwaltung von 
Immobilien unterliegen bei einer Kapitalgesellschaft 
nur einer ermäßigten Besteuerung. Eine sehr attraktive 
Gesamtlösung kann sich für Sie ergeben, wenn Sie 
Immobilien Ihres Privatvermögens an die „eigene“ 
GmbH verkaufen. Gerade bei Grundstücken, die sich 
schon lange in Familienbesitz befinden und bereits 
abgeschrieben sind, können sich interessante steuer-
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auch für Zwecke der Grunderwerbsteuer, Um-
satzsteuer und Erbschaftsteuer bleibt es bei 
den bisherigen steuerlichen Regelungen für 
Personengesellschaften. Dies bietet bei der 
Schenkung- und Erbschaftsteuer den Vorteil, 
dass die für Kapitalgesellschaften geltende 
Grenze einer Beteiligung von mehr als 25% auf 
Seiten des Schenkers nicht eingehalten werden 
muss. Gerade mit Blick auf die Nachfolge in 
Familiengesellschaften ein nicht zu unterschät-
zender Vorteil! 

Hat eine Personengesellschaft zur Körperschaft-
steuer optiert, wird nicht nur die Gesellschaft wie 
eine Kapitalgesellschaft besteuert. Auch der 
Gesellschafter kommt bei einem Verkauf seines 
Gesellschaftsanteils in den Genuss der steuerli-
chen Vergünstigungen für Anteilseigner von 
Kapitalgesellschaften. Damit bleiben 40 % des 
erzielten Gewinns steuerfrei, sofern der Verkauf 
durch Sie als natürliche Person erfolgt. Um diesen 
neuen Vorteil voll ausschöpfen zu können, ist 
jedoch zu beachten, dass nach der der Option 
für Anteilsverkäufe eine siebenjährige Sperrfrist 
besteht. Ist dieser neue „Mantel“ für Sie nun das 
attraktivste und flexibelste Modell?

Das neue Wahlrecht: Neue Chancen auch 
für „klassische“ GmbH-Gesellschafter? 
Eindeutig ja! Die Holding-Gesellschaft kann jetzt 
noch einmal „neu gedacht“ werden. Nehmen wir 
einmal an, Sie sind Gesellschafter einer Kapital-
gesellschaft und halten Ihre Gesellschaftsantei-
le im Privatvermögen – wie sehr viele andere 
Anteilseigner der 700 000 deutschen Kapitalge-
sellschaften mit bis zu 50 Mitarbeitern. Sicher 
sind Sie dann der Meinung, dass es für Sie schon 
attraktiv ist, bei einem Verkauf Ihrer Anteile die 
Möglichkeit zu haben die „40 %ig steuerfreie 
Variante“ zu erhalten. Aber unter uns – es geht 
noch viel mehr!

Sie wissen zwar bereits, dass eine Holding-Ge-
sellschaft in der Rechtsform einer GmbH für ihre 
Gesellschaftsanteile sinnvoll sein kann. Trotzdem 
haben Sie bisher davon abgesehen. Vielleicht 
einfach nur, weil Ihnen zwei verbundene Kapi-
talgesellschaften in der Handhabung als „too 
much“ erschienen. Wäre es dann nicht eine 
gute Alternative, Ihre Gesellschaftsanteile an der 
operativen GmbH in eine Personengesellschaft 

einzubringen, die anschließend zur Körperschaft-
steuer optiert? Bereits die erste Ausschüttung 
aus der operativen Gesellschaft nach der Option 
würde der günstigen Besteuerung für Kapitalge-
sellschaften unterliegen und damit zu 95 % 
steuerfrei gestellt werden. Dies bietet auch einen 
sehr angenehmen, zivilrechtlichen Nebeneffekt: 
die in der operativen GmbH bisher thesaurierten 
Gewinne bilden nur noch bis zur Ausschüttung 
zusätzliches Haftkapital dieser Gesellschaft. 

Durch das neue Optionsmodell gewinnt eine 
Holding-Gesellschaft in der Rechtsform einer 
Personengesellschaft auch im Tagesgeschäft  als 
„Schatztruhe“ für Ihre GmbH zweifach an Attrak-
tivität: Sie bietet eine Haftungsabschirmung der 
von Ihnen bisher erwirtschafteten Gewinne und 
kombiniert dies mit einer sehr günstigen Besteu-
erung der Ausschüttungen und von zukünftigen 
Gewinnen aus Anteilsverkäufen. Nutzen Sie 
diese Zeit, um die bereits ersparten Steuern in 
Ihre Altersvorsorge zu stecken und diese weiter 
für sich arbeiten zu lassen!   

Fazit
Eine Unternehmensnachfolge ist in allen Facetten 
extrem komplex und anspruchsvoll – aber mach-
bar! Die perfekte „ad hoc“-Lösung gibt es leider 
nicht. Gerade um steuerliche Vorteile zu gene-
rieren, ist eine langfristige Planung erforderlich, 
in der Vor- und Nachteile der jeweiligen Lösung 
von Ihnen und Ihrem Berater sorgfältig gegenei-
nander abgewogen werden müssen. Denken Sie 
dabei bitte auch an das neue Wahlrecht, das 
unerwartete Chancen bietet.

Durch eine steueroptimierte Lösung können Sie 
die ersparten Steuern für eine zusätzliche Alters-
vorsorge einsetzen. Gönnen Sie sich für Ihr Le-
benswerk die bestmögliche Lösung durch 
kompetente und fachkundige Unterstützung. Wir 
begleiten Sie gerne dabei. Es zahlt sich aus!

liche Vorteile ergeben. Dies sowohl auf Ihrer 
Seite als Verkäufer als auch auf Seiten „Ihrer“ 
GmbH durch neues Abschreibungsvolumen. 
Zu schön, um wahr zu sein?
 
Ein Nachteil dieser Überlegungen ist, dass ein 
Grundstückverkauf an die eigene GmbH Grund-
erwerbsteuer auslöst und dass die Immobilie als 
Betriebsvermögen ihrer GmbH „steuerverstrickt“ 
wird. Dies bedeutet, dass ein weiterer Verkauf 
ebenfalls steuerpflichtig wird. Die Grunderwerb-
steuer wird sich bei richtiger Gestaltung jedoch 
weitestgehend vermeiden lassen. Daher gilt es, 
Vor- und Nachteile sorgfältig gegeneinander ab-
zuwägen, um das bestmögliche Ergebnis zu er-
zielen. Da es steuerpolitisch aber durchaus fraglich 
ist, ob und wie lange die steuerlichen Vorteile für 
Grundstücksverkäufe im Privatvermögen noch 
bestehen bleiben, kann ein „getimter“ Verkauf 
sehr attraktiv sein. Wie ersichtlich – viele Vorteile, 
aber auch einige Nachteile. Jedoch lässt sich 
festhalten, dass es sich insgesamt um eine durch-
aus interessante und steueroptimierte Lösung für 
Sie handeln kann. Damit geben wir uns aber noch 
nicht zufrieden und schauen uns noch eine wei-
tere Variante an.

Neues Wahlrecht für Personengesellschaf-
ten – die Option zur Körperschaftsteuer! 
Haben Sie schon „gewählt“?
Durch das Körperschaftsteuermodernisierungs-
gesetz vom 25.06.2021 wurde für Personenhan-
delsgesellschaften, Partnerschaftsgesellschaften 
und gewerblich geprägte Personengesellschaften 
ein Wahlrecht zur Besteuerung nach den Rege-
lungen des Körperschaftsteuergesetzes eingeführt. 
Die Frage, die sich nun stellt: Wird es dadurch für 
Sie jetzt „billiger“? Denn das neue Wahlrecht soll 
eine rechtsformunabhängige, gleichmäßige 
Besteuerung der verschiedenen Gesellschafts-
formen mit der günstigeren Steuerquote einer 
Kapitalgesellschaft von rd. 30 % und die Thesau-
rierung von Gewinnen ermöglichen. Wurden 
Gewinne aus Personenhandelsgesellschaften 
bisher mit Gewerbesteuer und persönlichen 
Steuersätzen der Gesellschafter in der Summe 
mit bis zu 50 % belastet, ist dies immerhin eine 
deutliche Verbesserung für Sie!

Zivilrechtlich bleibt die bisherige Personenge-
sellschaft jedoch unverändert bestehen. Und 
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Satzungssitz
Problematisch ist es auch, wenn der Sat-
zungssitz aus Kostengründen zunächst in 
den eigenen vier Wänden liegt. Denn nutzt 
man beispielsweise als Alleingesellschafter 
eines Start-ups tatsächlich ein abgrenzbares 
Arbeitszimmer im Eigenheim als Ort der 
Geschäftsleitung, kommt es durch die Über-
lassung der Räume zu einer sogenannten 
Betriebsaufspaltung. Das bedeutet, dass 
sowohl das Arbeitszimmer als auch die 
GmbH-Anteile zu Betriebsvermögen werden. 
Verlangt das schnell wachsende Business 
nach größeren Räumlichkeiten, die nicht 
im Eigentum des Gesellschafters stehen, 
wird durch die Sitzverlegung und damit 
dem Wegfall der sachlichen Verflechtung 
die Betriebsaufspaltung aufgelöst. Das führt 
zu einer Entnahme des Grundstücksteils und 
der GmbH-Anteile in das Privatvermögen 
des Gesellschafters und somit zu einer 
Steuerbelastung. Die Anmietung externer 
Räumlichkeiten kann von Vorteil sein. 

Kapitalausstattung
Oft stellt sich bei Gründung einer GmbH auch 
die Frage nach der Kapitalausstattung. Dass 
das Stammkapital 25 000 Euro beträgt, ist 
bekannt. Der oder die Gesellschafter kön-
nen zur Schaffung oder Sicherstellung der 
Liquidität Zahlungen über das Stammkapital 

hinaus in die Gesellschaft leisten. Diese sind 
als sogenannte Kapitalrücklage auf Ebene 
des Gesellschafters als auch auf Ebene der 
Gesellschaft steuerneutral. Um eben diese 
steuerfreie Auszahlung sicherzustellen, ist 
darauf zu achten, dass diese Zahlungen im 
Rahmen der Körperschaftsteuererklärung 
im steuerlichen Einlagekonto gem. § 27 
KStG erklärt und festgestellt werden. Das 
gilt auch für im Zusammenhang mit der 
Gründung geleisteten verdeckten Einlagen, 
wie z. B. übertragene Wirtschaftsgüter. Zu 
beachten ist hier jedoch die durch das KStG 
vorgeschriebene Verwendungsreihenfolge 
i.S. § 27 Abs. 1 S. 3 KStG. Man sollte somit 
bei Gründung sorgfältig abwägen, ob die 
Gesellschaft mit Eigenkapital oder Gesell-
schafterdarlehen ausgestattet wird. Gegen 
die Einlage spricht ganz klar die Verwen-
dungsreihenfolge, denn bevor die Einlage 
steuerfrei zurückgezahlt werden kann, gilt 
jede Auszahlung als Ausschüttung und damit 
als steuerpflichtige Dividende und zwar bis 
der gesamte Gewinnvortrag aufgebraucht 
ist. Für die Einlage spricht, dass sie zu einem 
besseren Bilanzbild führt, da es sich um 
Eigenkapital der Gesellschaft handelt und 
zu Anschaffungskosten des Gesellschafters 
führt. Da das alles recht kompliziert klingt, 
tendieren die meisten Gesellschafter eher zu 

Steuerrechtliche Überlegungen werden 
im Allgemeinen wohl bei der Wahl der 
Rechtsform vielfältig diskutiert, spielen 
jedoch bei der Gründung einer GmbH und 
der Gestaltung bzw. Formulierung der 
Satzung eine eher untergeordnete Rolle, 
da hier gesellschaftsrechtliche Fragestel-
lungen im Vordergrund stehen. Dabei 
sollten bereits bei der Gründung einige 
Aspekte Beachtung finden, um steuer-
rechtliche Fallstricke bereits im Vorfeld 
zu vermeiden. 

Unternehmensgegenstand
Es beginnt tatsächlich schon bei der De-
finition des Unternehmensgegenstandes. 
Dieser kann steuerrechtlich ggf. ein Indiz 
für die Zurechnung von Geschäftschancen 
und eine verdeckte Gewinnausschüttung 
sein. Die Übertragung oder Verlagerung von 
Geschäftschancen liegt dann vor, wenn eine 
Geschäftschance unentgeltlich oder gegen 
ein unangemessen niedriges Entgelt von der 
Gesellschaft an Ihren Gesellschafter über-
lassen wird. Das beinhaltet beispielsweise 
die Möglichkeit, bereits akquirierte Aufträge 
der Gesellschaft auf eigene Rechnung des 
Gesellschafters auszuführen. Der Unterneh-
mensgegenstand sollte dann eingegrenzt 
werden, wenn Gesellschafter und Gesellschaft 
ähnliche Geschäftsfelder haben und ausüben.

Die Satzungsgestaltung 
einer GmbH 
Eine Betrachtung aus steuerlicher Sicht
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einer Kapitalausstattung durch Gesellschafterdarlehen. 
Das ist steuerrechtlich ebenso neutral und wenn man 
die Fremdüblichkeit der Zinsen fest im Blick hat, ist 
– gerade bei kurzfristigen Finanzierungen – dieser 
Weg einfacher. 

Geschäftsführung und Vertretung
In der Gestaltung der Geschäftsführungs- und Ver-
tretungsbefugnisse sind die Gesellschafter frei in 
Ihrer Entscheidung. In speziellen Konstellationen 
können sie jedoch Auswirkungen im Rahmen der 
personellen Verflechtung als Voraussetzung der Be-
triebsaufspaltung haben. Deren Erläuterung würde an 
dieser Stelle zur sehr ins Detail gehen. Ein wichtiger 

Hinweis ist, dass bei beherrschenden Gesellschaftern 
Verträge mit der Gesellschaft zivilrechtlich wirksam 
und im Voraus vereinbart sein müssen, um das 
Risiko einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) 
auszuschließen. Des Weiteren sollte der Katalog 
zustimmungspflichtiger Geschäfte sorgsam gewählt 
sein, da bei Verstößen gegen interne Geschäftsfüh-
rungsbefugnisse ein Vertrag zwischen Gesellschaft 
und Gesellschafter zivilrechtlich unwirksam sein 
kann und dies bei beherrschenden Gesellschaftern 
ein vGA-Risiko mit sich führen kann. Dasselbe gilt 
bei Insichgeschäften, wenn die Befreiung nach § 181 
BGB nicht vorgesehen ist. Diese Möglichkeit sollte 
die Satzung immer vorsehen, insbesondere bei einer 
„Ein-Mann-GmbH“. 

Abfindung
In der Satzung ist auch die Abfindung eines Gesell-
schafters im Falle eines Austritts zu regeln. Oftmals 
liegen die GmbH-Anteile im Privatvermögen des Ge-
sellschafters. Das bedeutet, dass mit Untergang oder 
Abtretung des Anteils ein Veräußerungsgewinn i.S.d. 
§ 17 EStG realisiert wird. Dieser ist auf den Stichtag 
des Ausscheidens zu ermitteln und zu versteuern. Bei 
einer eventuellen Ratenzahlung ist zu beachten, dass 
die Möglichkeit der Zuflussbesteuerung nur gewählt 
werden kann, wenn die Raten mindestens über 10 Jahre 
gezahlt werden. Die erste Rate sollte also die Steuer 
auf den Veräußerungsgewinn decken. Bei der Höhe 
der Abfindung ist zudem noch § 7 Abs. 7 S. 2 ErbStG 
zu beachten. Liegt diese unterhalb des gemeinen 
Wertes, ist eine unentgeltliche Zuwendung des Gesell-
schafters an die Gesellschaft gegeben. Schuldner der  

Kirstin Rusner
Mohr Bode Partnerschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Braunschweig 

  Steuerfachwirtin	

 
Kirstin Rusner ist seit 2015 als Steuerfachwirtin 
mit 20-jähriger Berufserfahrung in der Steuerbe-
ratungsgesellschaft MOHR BODE Partnerschaft 
mbB tätig. Ihre Tätigkeitsschwerpunkte liegen in 
den Bereichen Jahresabschlusserstellung, Steu-
erberatung und internes Kanzleimanagement.

Fo
to

: A
do

be
 S

to
ck

/p
re

ss
m

as
te

r 



31SERVICE-SEITEN Finanzen Steuern Recht | BS/WOB 2021/22Fachinformation

Schenkungsteuer sind die verbleibenden 
Gesellschafter. Die Begünstigung nach § 13a 
ErbStG wird nach Auffassung der Finanzver-
waltung nicht gewährt.

Gewinnverwendung
Die Gewinnverwendung erfolgt grundsätzlich 
im Verhältnis der Geschäftsanteile. Allerdings 
können die Gesellschafter in der Satzung 
die Möglichkeit vorsehen, inkongruent 
auszuschütten. Der BFH und – nach langem 
Widerstreben – auch die Finanzverwaltung 
erkennen mittlerweile die inkongruente Aus-
schüttung ertragssteuerlich an. Einen Pferdefuß 
könnte diese Form der Ausschüttung jedoch 
haben. Die Finanzverwaltung sieht hierin 
u.U. eine Schenkung an den bevorteilten 
Gesellschafter. Hier sollte ganz klar eine 
wirtschaftliche Rechtfertigung, beispielweise 
eine unentgeltliche Arbeitsleistung vorliegen, 
die entsprechend dokumentiert werden sollte. 

Der Gegenpart einer inkongruenten Ausschüttung 
ist die inkongruente Einlage. Hierbei können 
Gesellschafter der Gesellschaft Vermögen zu-
führen. Diese Einlage führt, wie schon erläutert, 
zu einem Zugang im steuerlichen Einlagekonto 
und zu nachträglichen Anschaffungskosten 
des entsprechenden Gesellschafters. Wichtig 
wäre noch der Hinweis, dass das steuerliche 
Einlagekonto gesellschaftsbezogen und 
nicht gesellschafterbezogen geführt wird. 
Das bedeutet, dass die Auskehrung des 
Einlagekontos an alle Gesellschafter ge-
leistet wird. Zu beachten ist auch an dieser 
Stelle wieder die Schenkungsteuer. Gem.  
§ 7 Abs. 8 S. 1 ErbStG ist von einer Schenkung 
des einlegenden Gesellschafters an seine 
Mitgesellschafter auszugehen, wenn diese 
zu einer Werterhöhung in den jeweiligen 
Geschäftsanteilen führt. Voraussetzung ist 
jedoch die endgültige Vermögensverschie-
bung. Sollte die Einlage durch den anderen 
Gesellschafter zeitversetzt erfolgen oder ist die 

inkongruente Einlage an die Sicherung 
von Rechten geknüpft, kommt es zu keiner 
endgültigen Vermögensverschiebung. 
Schuldner der Schenkungsteuer wären 
die Mitgesellschafter. Die Satzung könnte 
vor diesem schenkungssteuerlichen 
Hintergrund einen Passus enthalten, 
die die Zulässigkeit einer inkongruen-
ten Einlage von der Zustimmung aller 
Gesellschafter abhängig macht und 
die Bildung von personenbezogenen 
Rücklagenkonten per Gesellschafter-
beschluss zulässt. Ertragsteuerlich ist 
das aufgrund der bereits erläuterten 
Verwendungsreihenfolge gem. § 27 
KStG jedoch nicht unproblematisch. 

Gründungskosten
Zahlt die Gesellschaft die Gründungs-
kosten, die zivilrechtlich von den 
Gesellschaftern zu tragen sind, liegt 
eine vGA vor. Zu guter Letzt ist noch 
auszuführen, dass die Gründungskosten 
grundsätzlich von den Gesellschaftern zu 
tragen sind, es sein denn, in der Satzung 
ist etwas anderes unter Nennung des 
Betrages vereinbart. Eine nachträgliche 
Übernahme der Gründungskosten durch 
Änderung der notariellen Urkunde führt 
ebenfalls zu einer vGA. 

Es ist also anzumerken, dass in dem eigent-
lich rein zivilrechtlichen Gründungsvorgang 
einer GmbH einige steuerliche Stolperfallen 
enthalten sind, die im Vorfeld geklärt wer-
den sollte. Die obigen Ausführungen sind 
aufgrund der Vielfältigkeit des Steuerrechts 
nicht abschließend. 

Dipl.-Kfm. Jörg Bode 
Mohr Bode Partnerschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Braunschweig 

  Steuerberater

 
Jörg Bode ist gelernter Steuerfachangestellter und studierte 
an der Fachhochschule Hildesheim Wirtschaftswissenschaf-
ten. Er wurde 2008 zum Steuerberater bestellt und ist seit 
2010 Partner bei MOHR BODE Partn.mbB in Braunschweig. 
Seine Tätigkeitsschwerpunkte liegen neben der allgemeinen 
steuerlichen Beratung in den Bereichen der Nachfolgebera-
tung und Umstrukturierung von Unternehmen.

Die Gewinnverwendung 
erfolgt grundsätzlich 
im Verhältnis der Ge-
schäftsanteile. 
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Roadmap Unternehmensverkauf 
vom NDA über LoI und DD bis zum Kaufvertrag

Vertraulichkeitsvereinbarung  
und Letter of Intent
Der Abschluss einer Vertraulichkeitsvereinba-
rung (Non-Disclosure-Agreement – NDA) sollte 
vor der Offenbarung von Unternehmensinterna 
selbstverständlich sein. Verkäufer und poten-
zieller Käufer halten frühzeitig ihre bisherigen 
Verhandlungspositionen bzw. -ergebnisse und 
den geplanten weiteren Verhandlungsverlauf 
in unverbindlichen Absichtserklärungen (Letter 
of Intent – LoI, Term Sheet oder Memorandum 
of Understanding – MoU) fest. Häufig versucht 
der Käufer dabei, sich im Rahmen eines LoI 
Exklusivität zu sichern. Ein LoI kann grobe Miss-
verständnisse zwischen Verkäufer und poten-
ziellem Käufer verhindern und beiden Parteien 
zur Kommunikation der geplanten Transaktion 
ggü. weiteren Beteiligten (z. B. gegenüber eigenen 
Gesellschaftern oder Banken) dienen. Daher ist 
es oft auch ratsam, schon wesentliche Inhalte 
des geplanten Unternehmenskaufvertrags im LoI 
festzulegen, um ggf. gewisse „Deal-Breaker“ zu 
identifizieren. Dies kann die Offenlegung wichti-
ger Unternehmensinterna an potenzielle Käufer, 
die häufig genug die wichtigsten Wettbewerber 

sind, verhindern und Ressourcen bei eigenen 
Mitarbeitern und Beratern schonen.

Due Diligence
Vor jedem Unternehmenskaufvertrag sollte eine 
sog. Due Diligence stehen, d. h. eine sorgfältige 
Prüfung des Zielunternehmens und der geplanten 
Transaktionsstruktur. Jedem Kauf geht irgend-
eine mehr oder weniger oberflächliche Prüfung 
des Kaufobjekts voraus. Dies gilt auch für den 
Unternehmenskauf, wobei in der Praxis eine 
sehr große Bandbreite bezüglich Aufwand und 
Gründlichkeit anzutreffen ist – von der einfachen 
Anteilsübertragung an Mitgesellschafter oder 
Familienmitglieder, die mit dem zu verkaufenden 
Unternehmen (vermeintlich) bestens vertraut 
sind, bis zur umfassenden wochenlangen Due 
Diligence durch externe Wirtschaftsprüfer, Unter-
nehmens- und Rechtsberater bei hochkomplexen 
internationalen Transaktionen mit zahlreichen 
Beteiligten. Die Entscheidung über den Umfang 
der Einsichtnahme als Käufer und der Offenle-
gung als Verkäufer sollte jeder Unternehmer und 
sonstige Beteiligte bewusst treffen. Entweder 
aufgrund eigener umfangreicher Erfahrung mit 
Unternehmenskäufen oder durch frühzeitige Hin-
zuziehung erfahrener Berater.  Für Aufsichtsräte, 
Geschäftsführer und Vorstände droht durchaus 
eine persönliche Haftung, wenn sie im Vorfeld 
oder im Zuge eines Transaktionsprozesses 
keine „erforderliche Sorgfalt“ (Due Diligence) 
bei der Untersuchung des Zielobjektes an den 
Tag gelegt haben.

Ein Teil der Due-Diligence-Prüfung ist die Legal-
Due-Diligence, bei der bestehende Verträge und 
Rechtsstreitigkeiten analysiert und rechtliche 
Risiken aufgedeckt werden. U. a. geht es um 
folgende Fragen:

�� 	Welche Kunden- und Lieferantenverträge sollen 
übernommen werden, welche ggf. vor oder im 

Eine gute Vorbereitung ist auf beiden Seiten enorm 
wichtig. Wer mit den juristischen Besonderheiten 
von LoI, Due Diligence und SPA – d. h. den ver-
schiedenen Schritten beim Unternehmenskauf 
– nicht sehr vertraut ist, sollte Berater frühzeitig 
hinzuziehen und in die Verhandlungen mitein-
binden. Wenn ein Unternehmer seinem größten 
Konkurrenten angesichts der Höhe des in Aussicht 
gestellten Kaufpreises ohne Vorkehrungen zum 
Geheimnisschutz das Herzstück seines Betriebs 
offenbart und wichtige Interna wie Mitarbeiter- 
oder Kundenlisten, Preise und Kalkulationen 
herausgibt, droht Gefahr. Wenn erst dann ein 
Anwalt oder Steuerberater hinzugezogen wird mit 
dem Ziel, mal eben schnell einen Standardvertrag 
herauszuholen oder „die Anteile umzuschreiben“, 
kann diesem später ein böses Erwachen drohen. 
Plötzlich werden Verhandlungen abgebrochen und 
der Konkurrent setzt anschließend die eigenen 
Produktideen des Veräußerers um oder wirbt 
Arbeitnehmer und Kunden ab. Manchmal ist 
dem Veräußerer auch gar nicht bewusst, dass 
sich hinter der „Erwerbergesellschaft“ der direkte 
Wettbewerber versteckt – manches kann gut 
kaschiert werden.

Dipl.-Volksw. Joachim Rudo
Brinkmann.Weinkauf 
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB 
Braunschweig 

  Rechtsanwalt, Fachanwalt 
  für gewerblichen Rechtsschutz, 
  Fachanwalt für Urheber- und Medienrecht

 
Joachim Rudo hat in Freiburg und Göttingen studiert und nach  
Forschungsaufenthalten an den Universitäten in Osaka und Seattle 
zahlreiche wissenschaftliche Beiträge u.a. im Kartell- und Gesell-
schaftsrecht und als Mitautor des Beck’schen Mandatshandbuchs 
Unternehmenskauf veröffentlicht. Seine Tätigkeitsschwerpunkte
sind Wettbewerbs-, Marken- und Franchiserecht sowie M&A.

Beim Unternehmenskauf geht es oft um erhebliche Werte – gleich, ob ein Familienunternehmer eine Nachfolgeregelung, die 
Geschäftsführung einen Management-Buy-Out oder ein Private Equity Fonds eine Beteiligung anstrebt, und gleich, ob die 
Gründe des Käufers in seinen Wachstums- oder Internationalisierungszielen oder in der Gewinnung von Technologien oder 
Fachkräften liegen.
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güter (z. B. Produktionsanlagen, Grundstücke, 
Vorräte) mit den dazu gehörenden Arbeits-, 
Vertrags- und Rechtsverhältnissen im Kaufvertrag 
erfasst und vom bisherigen Rechtsträger auf 
den Käufer übertragen. Nicht der Gesellschafter 
verkauft seine Gesellschaftsanteile, sondern der 
Unternehmer (z. B. als Einzelfirma die GmbH) 
verkauft sein Vermögen.

Der Asset Deal hat den Nachteil, dass aufgrund 
des Bestimmtheitsgrundsatzes die einzelnen 
Kaufgegenstände genau definiert werden müssen 
und für die Überleitung bestehender Verträge die 
Zustimmung jedes einzelnen Vertragspartners 
erforderlich ist. Vorteil beim Asset Deal für den 
Käufer ist, dass er genau weiß, was er kauft, und 
dass im Gegensatz zum Share Deal die Geschichte 
und die Risiken einer Gesellschaft weitgehend 
abgeschnitten werden. Denn beim Share Deal 
kauft der Käufer eine Gesellschaft mit allen – auch 
unbekannten – Verbindlichkeiten und Haftungs-
risiken. Beim Asset Deal dagegen erwirbt der 
Käufer nur bestimmte Vermögensgegenstände. 
Verbindlichkeiten werden nur übernommen, wenn 
dies ausdrücklich Kaufgegenstand ist, meist wird 
dies dann über den Kaufpreis abgebildet.

Besonderheiten beim Betriebserwerb aus 
der Krise und Insolvenz
Der Kauf aus der Insolvenz ist regelmäßig ein 
Asset Deal, d. h., die Verbindlichkeiten werden 
grundsätzlich nicht übernommen und verbleiben 

beim alten Rechtsträger. Ein Kauf vom Insolven-
zverwalter bietet aus Käufersicht auch Chancen 
bzw. Besonderheiten bzgl. der Ablösung von 
Banken und anderen gesicherten Gläubigern. 
Meist ergeben sich deutlich umfangreichere Ge-
staltungsmöglichkeiten bei der Neuaufstellung des 
Unternehmens, als dies außerhalb der Insolvenz 
der Fall wäre. Ein wesentliches Haftungsrisiko hat 
jedoch auch im Insolvenzverfahren der Käufer zu 
tragen: Auch hier gehen die Arbeitsverhältnisse 
des übernommenen Betriebs nach § 613a BGB 
grundsätzlich auf den Käufer über. Strategien 
zur Vermeidung dieser Rechtsfolgen können 
Kündigungen nach einem sog. Erwerberkonzept 
oder die Gründung einer Transfergesellschaft sein. 
Auch hier gibt es also Gestaltungsmöglichkeiten. 
Eine Besonderheit des Erwerbs aus der Insolvenz 
ist noch eine ganz praktische: Es muss alles meist 
sehr schnell gehen, da dem Insolvenzverwalter 
oft die Finanzierung fehlt, den Geschäftsbetreib 
noch lange aufrechtzuhalten. Dies erfordert ein 
spezielles Know-how auf Erwerberseite, um sofort 
mit den wesentlichen Fragen auf den Insolvenz-
verwalter zuzugehen. Oftmals scheiden Bieter aus 
einem Verkaufsprozess des Insolvenzverwalters 
gerade deshalb aus, weil andere Käufer schneller 
sind und dem Insolvenzverwalter damit die für ihn 
nötige Sicherheit in der Transaktion geben können.

Zuge der Transaktion beendet oder angepasst 
werden?

�� 	Welche Laufzeiten und Risiken enthalten die 
Miet- und Pachtverträge? Sind diese übertragbar 
oder besteht ein Untermietrecht? Schließt eine 
Change-of-Control-Klausel die Fortsetzung des 
Mietvertrags nach einem Unternehmenskauf 
angesichts des nun neuen Anteilseigners aus?

�� 	Welche Unternehmensteile werden übernom-
men, welche Arbeitsverhältnisse gehen dadurch 
gemäß § 613a BGB auf den Erwerber über, 
welche verbleiben beim Veräußerer? Können 
Umstrukturierungen im Zusammenhang 
mit dem Unternehmenskauf zu Änderungen 
beim Mitarbeiterstamm führen? Welche ta-
rifvertraglichen Regelungen gelten nach dem 
Unternehmenskauf?

�� 	Welche Patente, Marken und urheberrecht-
lichen Nutzungsrechte sind vorhanden, was 
kann und soll davon übernommen werden, 
wo müssen Lizenzverträge angepasst oder 
neu abgeschlossen werden?

In der Due-Diligence-Phase wird geklärt, ob es 
überhaupt zu einem Kauf kommt, was Kaufge-
genstand ist und was nicht und welche Risiken für 
den Käufer bestehen und übernommen werden 
sollen – die Basis für die Ausarbeitung eines 
Unternehmenskaufvertrages.

Share Deal oder Asset Deal
Beim Share Deal werden die Anteile an der 
Gesellschaft verkauft, die das Unternehmen 
betreibt. Bei GmbH-Anteilen ist eine notarielle 
Beurkundung erforderlich. Im Vertrag kann 
geregelt werden, in welchem Umfang sich die 
Haftung des Anteilsverkäufers auch auf den 
Inhalt und Bestand bestimmter Verträge und 
die Beschaffenheit der Vermögensgegenstände 
der verkauften Gesellschaft erstreckt. Häufiger 
Streitpunkt in den Verhandlungen ist der Umfang 
gewährter Garantien im Zusammenhang mit dem 
Kaufgegenstand.

Im Vergleich zum eher „schlanken“ Anteilskaufver-
trag (Share Deal) besteht beim Asset Deal meist 
mehr Regelungsbedarf, denn hier werden die zum 
Unternehmen gehörenden einzelnen Wirtschafts-

Julia Blaue, LL.M.
Brinkmann.Weinkauf  
Rechtsanwälte Partnerschaft mbBh 
Braunschweig 

  Rechtsanwältin

 
Julia Blaue ist seit 2014 als Rechtsanwältin mit den Schwer-
punkten Handels- und Gesellschaftsrecht, M&A, Wirtschafts-
recht tätig. Sie absolvierte ihr Studium u.a. in Stockholm und 
verbrachte einen Teil ihres Referendariats in Peking. Wäh-
rend ihrer Zeit bei Brinkmann.Weinkauf hat Frau Blaue be-
reits zahlreiche Transaktionen gestaltet und begleitet, 
insbesondere auch im Mittelstand.
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Mezzanine-Kapital bietet mehrere Vorteile
Warum die Wahl bei diesem Fonds auf Mezzanine-
Kapital fiel, hat gleich mehrere Gründe. Als Unternehmens
beteiligung verbessert es im Gegensatz zu Krediten 
nicht nur die Liquidität, sondern auch die Eigenkapi-
talquote und die Bonität – denn bilanziell und wirt-
schaftlich zählt es zum Eigenkapital. Trotzdem müssen 
keinerlei Stimmrechte abgegeben werden und die 
Gesellschafterverhältnisse bleiben unangetastet. Oder 
anders gesagt: Weil es sich um eine typisch stille 
Beteiligung handelt, wird vom Kapitalgeber auch nicht 
ins Tagesgeschäft „reingeredet“.

Der Mikromezzaninfonds Deutschland ermöglicht 
stille Beteiligungen von bis zu 75.000 Euro, die 
zahlreiche Vorteile von Eigen- und Fremdkapital 
miteinander verbinden. Im Fokus stehen insbeson-
dere Unternehmen, die ausbilden sowie von Frauen 
oder Menschen mit Migrationshintergrund geführt 
werden. Gerne auch mit ökologischer oder sozialer 
Ausrichtung. Ebenso kann die Übernahme eines 
bestehenden Unternehmens finanziert werden.

Die Liquidität und der finanzielle Gestaltungsspielraum 
sind von großer Bedeutung für den wirtschaftlichen Erfolg 

Mikromezzaninfonds für Klein- und Kleinst
unternehmen verbessert die Konditionen 

von Unternehmen. Je kleiner das Unternehmen, desto 
begrenzter sind hier jedoch die Möglichkeiten. Gute 
Geschäftsideen geraten so ins Stocken oder können 
erst gar nicht umgesetzt werden. Genau aus diesem 
Grund wurde der Mikromezzaninfonds Deutschland 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
ins Leben gerufen. Er bietet schnelle und unkompli-
zierte Unternehmensbeteiligungen mit Mezzanine-
Kapital in Höhe von bis zu 75.000 Euro.

Als Reaktion auf die coronabedingte Wirtschaftskrise 
wurden die Konditionen des Fonds zudem noch mal 
verbessert. Statt der sonst bei vergleichbaren Betei-
ligungen üblichen 6,0 % bis 10,0 % beträgt die fixe 
Vergütung jetzt nur 4,0 % p. a. auf das Beteiligungs-
volumen.

Türöffner für weiteres Kapital
Durch die verbesserte Eigenkapitalquote und Bonität 
ergeben sich zudem weitere Optionen zur Finanzie-
rung des Unternehmens. Rund 2/3 aller Mikromezzanin
beteiligungen werden als Ankerbaustein im Rahmen 
einer Gesamtfinanzierung unter Beteiligung von 
Kredit- und Förderinstrumenten eingesetzt. Ein Bei-
spiel: Eine Beteiligung durch den Mikromezzaninfonds 
in Höhe von 50.000 Euro in Kombination mit Fremd-
kapital eines Kreditinstituts in Höhe

von 150.000 Euro, welches ggf. durch eine Bürgschaft 
der Niedersächsischen Bürgschaftsbank (NBB) abge-
sichert wird, verschafft dem Unternehmen insgesamt 
Finanzmittel von 200.000 Euro für die Umsetzung des 

Portrait



Der Mikromezzaninfonds ist ideal  
für Klein- und Kleinstunternehmen. 
Inklusive Existenzgründungen und 
Unternehmensübernahmen.

Mezzanine-Kapital verbessert nicht  
nur die Liquidität, sondern auch die 
Bonität und die Eigenkapitalquote.

Keine Tilgung in den ersten 7 Jah-
ren. Dies schont die Liquidität.

Vorräte finanzieren
mit Mikromezzaninkapital
Zwar lassen die Einschränkungen durch die Corona-
Pandemie immer mehr nach, aber der Wirtschaftsmotor 
stottert weiterhin gewaltig – Vermutlich noch über 
einen längeren Zeitraum. Unternehmen kämpfen mit 
lückenhaften Lieferketten, fehlenden Materialien und 
Bauteilen sowie gestiegenen Rohstoffpreisen. Um 
diese Effekte abzufedern, empfiehlt es sich, frühzei-
tiger und in größeren Mengen einzukaufen. Auf diesem 
Weg lassen sich die Lieferkonditionen oft verbessern 
und die benötigten Waren sind bei Bedarf auf Lager. 
Zur Vorfinanzierung dieser Vorräte kann Mikromezzanin
kapital eine wertvolle Unterstützung sein.
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jeweiligen Vorhabens. Alternativ kann Mikromezzanin-
kapital auch sehr gut als Ergänzung zu einer Crowd
investing-Kampagne genutzt werden.

Welche Finanzierungsstrategie letztendlich am besten 
ist, muss jeweils individuell durchkalkuliert werden. 
Fest steht jedoch: Der Handlungsspielraum erhöht sich 
durch eine Beteiligung mit dem Mikromezzaninfonds 
in der Regel deutlich.

Langfristige Beteiligung und Sicherheit
Die festgeschriebene Laufzeit einer Beteiligung mit dem 
Mikromezzaninfonds Deutschland beträgt 10 Jahre. Die 

Die schnelle kleine Beteiligung  
    mit großer Wirkung 
  ist jetzt noch günstiger!

Tilgung erfolgt ab dem achten Jahr in drei gleich hohen 
Jahresraten. Innerhalb der ersten sieben Jahre erfolgt 
somit keine Tilgung, wodurch die Liquidität des Unter-
nehmens in dieser Zeit geschont wird. 

Vor allem für junge Existenzgründungen ein Vorteil, die 
sich noch in der Aufbau- und Findungsphase befinden. 
Aufgrund der Langfristigkeit eignet sich das Mikromezzanin
kapital insbesondere zur Finanzierung von Investitionen 
und Betriebsmittelbedarfen. Darüber hinaus gibt es noch 
zwei andere Bereiche, für die der Mikromezzaninfonds 
sehr gut genutzt werden kann: Existenzgründungen und 
Unternehmensübernahmen. In beiden Situationen fehlt 
häufig das Vermögen oder die finanziellen Möglichkeiten, 
um die Pläne zu realisieren. Langfristiges Mezzanine-
Kapital, das gleichzeitig die Eigenkapitalquote verbessert, 
ist hier eine attraktive Lösung. 

Ihre Vorteile

Lieferkettenprobleme?



Andreas Schramm
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen mbH
Leiter Beteiligungsmanagement

Andreas Schramm ist Diplom-Kaufmann und Experte für M&A sowie alternative Finanzierungs-
formen. Nach Stationen als Leiter Beteiligungen, Risikomanagement und Konzernsteuerung der 
NORD/LB Immobilien-Holding sowie als Leiter Investmentund Beteiligungsmanagement bei 
Family- und Corporate-Offi ces verantwortet er bei der MBG rund 350 Beteiligungen mit einem 
investierten Kapital von rund 50 Mio. Euro.

Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen (MBG) mbH
Hildesheimer Straße 6 | 30169 Hannover
Telefon 0511 / 3 37 05-42 | schramm@mbg-hannover.de | www.mbg-hannover.de
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Kompetenter Partner und Beratung inklusive
In Niedersachsen wird der Mikromezzaninfonds Deutschland 
bereits seit 2013 von der in Hannover ansässigen Mittelstän-
dischen Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen (MBG) gema-
nagt. Bereits seit über 25 Jahren ist die MBG eine führende 
Expertin für Mezzanine-Kapital und aktuell an rund 350 Unter-
nehmen beteiligt. Wer sich für den Fonds interessiert, kann 
unverbindlich Kontakt aufnehmen und sich ausführlich beraten 
lassen. Die notwendigen Informationen und Unterlagen sind 
auf www.mbg-hannover.de/ueber-uns/mikromezzanin zum 
Download bereit. Dort finden sich auch weitere Informationen 
zum Mikromezzaninfonds Deutschland.

Wenig sinnvoll ist die Deckung von kurzfristigen 
Liquiditätsbedarfen. Ganz ausgeschlossen vom 
Fonds sind Umfinanzierung, Sanierungsvorha-
ben und Unternehmen, die sich gemäß EU-
Definition in Schwierigkeiten befinden. Auch 
Freiberufler dürfen die Vorteile dieser Beteiligung 
nicht nutzen. Vorhaben von Gesellschaftern, 
die eine negative Schufa-Auskunft haben oder 
sonstige Negativmerkmale aufweisen, haben 
ebenfalls keine Aussicht auf Erfolg. Zu den 
sonstigen Negativmerkmalen zählen insbe-
sondere das Vorliegen einer eidesstattlichen 
Versicherung, von Pfändungstatbeständen, 
einer zu hohen privaten Verschuldung oder 
einer Privatinsolvenz, auch wenn diese abge-
schlossen ist.

Die Konditionen und Rahmenbedingungen
Der Mikromezzaninfonds wird in Form einer 
typisch stillen Beteiligung zur Verfügung 
gestellt. Die maximale Beteiligungshöhe 
beträgt 75.000 Euro bei einer festen Laufzeit 
von 10 Jahren. Die Tilgung erfolgt ab dem 
achten Jahr in drei gleich hohen Jahresraten. 
Innerhalb der ersten sieben Jahre erfolgt 

somit keine Tilgung, wodurch die Liquidität 
des Unternehmens in dieser Zeit geschont 
wird. Unter den wesentlichen Vertragsinhalten 
haben wir für Sie die maßgeblichen vertrag-
lichen Regelungen des Beteiligungsvertrags 
zusammengefasst. Die Vergütung für die 
Mikromezzaninbeteiligung beträgt:

 � 4,0 % p. a. fixe Vergütung auf das Beteiligungsvolumen, zahlbar jeweils vierteljährlich 
nachträglich (8,0 % p. a. ab 01.01.2024)

 � 1,5 % p. a. variable Vergütung auf das Beteiligungsvolumen, zahlbar jeweils zum 30.06.
 � 3,5 % einmaliges Bearbeitungsentgelt auf das Beteiligungsvolumen, zahlbar bei Auszahlung 

der Mikromezzaninbeteiligung
 � Erforderliche Sicherheiten: Grundsätzlich bedarf es keiner Sicherheiten. In Einzelfällen kann 

als Sicherheit eine persönliche Garantie verlangt werden. 

Portrait

https://www.mbg-hannover.de/ueber-uns/mikromezzanin
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Das neue Optionsmodell 
nach dem KöMoG
auf Antrag zur Körperschaftsbesteuerung

Ab 2022 dürfen sich Personengesellschaften wie GmbHs 
besteuern lassen. Der Bundesrat hat am 25.06.2021 dem 
Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts 
(„KöMoG“) zugestimmt und hat damit für Personenhandels- 
und Partnerschaftsgesellschaften die Möglichkeit geschaffen, 
sich für Veranlagungszeiträume ab dem 01.01.2022 wie Ka-
pitalgesellschaften besteuern zu lassen. Der nachfolgende 
Artikel fasst die Grundzüge des neuen Optionsmodells kurz 
zusammen und zeigt Ihnen die damit verbundenen steuerli-
chen Vorteile auf und weist auf potenzielle Risiken hin. Ob 
das sogenannte Optionsmodell steuerlich vorteilhaft ist oder 
ob damit ggf. Nachteile entstehen, die überwiegen, ist für 
jeden Einzelfall zu prüfen.
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Steuerliche Belastungsunterschiede 
zwischen Personen- und Kapitalgesellschaften
In Deutschland gibt es bis heute immer noch keine 
Rechtsformneutralität der Besteuerung. Die steuerliche 
Gesamtbelastung hängt bisher von der jeweiligen 
zivilrechtlichen Rechtsform ab. Während bei Kapital-
gesellschaften der Gewinn mit rd. 30 % (inkl. GewSt 
und SolZ) belastet ist, kann die Steuerbelastung der 
Personengesellschaften bis zu 50 % (inkl. GewSt und 
SolZ) betragen. Dieser Belastungsunterschied besteht, 
solange der Gewinn in der Kapitalgesellschaft verbleibt. 
Erst wenn der Gewinn an die Gesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft ausgeschüttet wird, wird die Divi-
dende noch einmal mit persönlicher Einkommensteuer 
belastet und kann zu einer Gesamtsteuerbelastung 
von ebenfalls rd. 50 % führen.

Neue Wahlmöglichkeit: Wechsel zur Körper
schaftsbesteuerung durch Optierung
Ab 2022 können sich Personengesellschaften (KG, OHG, 
GmbH & Co. KG) und Partnerschaftsgesellschaften wie 
Kapitalgesellschaften (z. B. GmbHs) besteuern lassen. 
Mit diesem Optionsmodell wird ein Weg in die Körper-
schaftsbesteuerung eröffnet, ohne die zivilrechtlichen 
Strukturen des Unternehmens verändern zu müssen. 
§ 1a KStG ermöglicht den Wechsel auf bloßen Antrag 
bei der Finanzverwaltung. Dieser Antrag muss unwi-
derruflich und spätestens einen Monat vor Beginn 
des Wirtschaftsjahres nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz durch Datenfernübertragung gestellt wer-
den. Der Antrag wird für die Gesellschaft als Ganzes 
gestellt und wirkt damit für und gegen alle Gesell-
schafter. Voraussetzung ist ein Mehrheitsbeschluss 
der Gesellschafter.

Steuerliche Folgen 
in der laufenden Besteuerung
Mit Ausübung der Option wird die Personengesellschaft 
steuerlich als Kapitalgesellschaft angesehen. Die Ge-
sellschafter der Personengesellschaft werden dann, 
wie die nicht persönlich haftenden Gesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft behandelt. Die Personengesellschaft 
unterliegt der Körperschaftsbesteuerung. Dies gilt auch 
für die Gewerbesteuer, sodass auch eine Anrechnung der 
Gewerbesteuer auf Ebene der Mitunternehmer entfällt. 
Eine Verlustverrechnung auf Ebene der Gesellschafter 
ist ebenfalls nicht mehr möglich.

Der Übergang zur Körperschaftsbesteuerung wird einem 
Formwechsel nach dem Umwandlungssteuergesetz 
gleichgestellt, ohne dass es einem zivilrechtlichen 
Rechtsformwechsel bedarf.

Auf den ersten Blick wirkt das Optionsmodell vorteilhaft, 
es hat jedoch systembedingt auch einige Nachteile, auf 
die wir im Folgenden beispielhaft hinweisen möchten:

Besondere Beachtung ist dem Sonderbetriebsvermö-
gen zu schenken. Solange die Gesellschaft steuerlich 
als Kapitalgesellschaft behandelt wird, gibt es kein 
Sonderbetriebsvermögen der Gesellschafter mehr. Die mit 
dem Sonderbetriebsvermögen verbundenen Einnahmen 
und Ausgaben werden nun den originären Einkunfts-
arten zugeordnet. So zählen Zinsen für die Hingabe 
von Darlehen vom Gesellschafter an die Gesellschaft 
zu den Einkünften aus Kapitalvermögen. Überlässt der 
Gesellschafter der Gesellschaft Wirtschaftsgüter gegen 
Entgelt, liegen Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung oder sonstige Einkünfte vor. Die Überlassung insb. 

Dipl.-Kfm. Carsten Rullmann
fessel & partner Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Salzgitter-Bad 

  Steuerberater

 
Herr Rullmann ist gelernter Steuerfachangestellter und studierte an 
der FHDW in Hannover Betriebswirtschaftslehre mit Schwerpunkt 
Steuer- und Revisionswesen. Nach einer mehrjährigen Tätigkeit in 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in Hannover trat er als Partner 
in die Kanzlei fessel & partner in Salzgitter-Bad ein. Er ist Vorsitzen-
der des Ortsverbands Wolfenbüttel/Salzgitter und Obmann der 
Steuerberaterkammer Niedersachsen.
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Fazit
Wer sein Unternehmen in der Rechtsform einer 
Personenhandels- oder Partnerschaftsgesellschaft 
betreibt, sollte generell eine mögliche Option zur 
Körperschaftsbesteuerung prüfen. Wenn in einem 
Unternehmen unabhängig von der Größe die Unter-
nehmensgewinne grundsätzlich verbleiben sollen 
und damit hohe Gewinne thesauriert werden, kann 
das Optionsmodell sinnvoll und vorteilhaft sein. 
Werden dagegen die Unternehmensgewinne regel-
mäßig umfangreich dem Unternehmensvermögen 
entnommen bzw. befindet sich die Gesellschaft in 
einer anhaltenden Verlustphase, wird der Options-
antrag voraussichtlich weniger sinnvoll sein, da 
die Verluste auf der Ebene der Gesellschafter nicht 
verrechnet werden können. Wesentliche Faktoren 
bei der Beurteilung sind evtl. vorhandenes Son-
derbetriebsvermögen, insbesondere funktional 
wesentliche Betriebsgrundlagen sowie die bereits 
ggf. in Anspruch genommene Thesaurierungsbe-
günstigung nach § 34a EStG.

Für jede Gesellschaft ist individuell zu prüfen, ob 
die Option zur Körperschaftsbesteuerung steuerlich 
günstiger ist. Hierbei bedarf es einem spezifischen 
Belastungsvergleich unter Berücksichtigung der 
individuellen Verhältnisse der Gesellschaft sowie 
der Gesellschafter.

von Immobilien an die Gesellschaft kann aber auch 
zu gewerblichen Einkünften führen, wenn die Voraus-
setzungen einer Betriebsaufspaltung gegeben sind. 
Handelt es sich bei den überlassenen Wirtschaftsgütern 
um funktional wesentliche Betriebsgrundlagen können 
diese zur Vermeidung steuerlicher Nachteile gleichzeitig 
auf die Personengesellschaft übertragen werden. Dies 
ist jedoch regelmäßig, insbesondere bei Immobilien, 
nicht gewünscht. Verbleibt das Eigentum dagegen beim 
Gesellschafter wird dieser so behandelt, als hätte er sein 
Unternehmen und sein Sonderbetriebsvermögen an die 
Gesellschaft zum Marktpreis verkauft.

Ab Wirksamwerden der Option gelten Tätigkeitsver-
gütungen des Gesellschafters in den Diensten der 
Gesellschaft (bisher Sondervergütung bzw. Gewinn 
vorab) als Arbeitslohn im Sinne des § 19 EStG. Damit wird 
der Gesellschafter zum Arbeitnehmer, die Gesellschaft 
zum Arbeitgeber.

Grundsätzlich besteht jederzeit die Möglichkeit, eine 
Rückoption zu beantragen. Der Antrag auf Rückoption 
ist beim zuständigen Finanzamt vor dem Wirtschaftsjahr 
zu stellen, ab dem die körperschaftsteuerlichen Regelun-
gen nicht mehr gelten sollen. Die Rückoption gilt jedoch 
wiederum als Formwechsel mit allen Gestaltungs- und 
Wertansatzmöglichkeiten. Zur Vermeidung steuerlicher 
Nachteile sind hierbei die gesetzlichen Sperrfristen 
zu beachten.

Im Rahmen des Optionsmodells werden Gewinnent-
nahmen steuerlich nur nach tatsächlicher Ausschüttung 
(offen oder verdeckt) als Einkünfte aus Kapitalvermögen 
erfasst. Werden die Anteile im Privatvermögen gehalten, 
unterliegen diese grundsätzlich dem Abzug der Kapital-
ertragsteuer. Sind die Anteile dem Betriebsvermögen 
zugeordnet, greift das sog. Teileinkünfteverfahren. 
Veräußert der Gesellschafter seine Gesellschaftsanteile 
wird der Vorgang dem Verkauf von Anteilen an Kapital-
gesellschaften gleichgestellt. 

Die Optionsausübung erfolgt grundsätzlich rein ertragsteu-
erlich, sodass die handelsrechtliche und zivilrechtliche 
Haftung der Gesellschafter sowie die weiteren steuerli-
chen Regelungen zur Erbschaftsteuer und Umsatzsteuer 
hiervon unberührt bleiben.

Thorsten Winter
fessel & partner Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Salzgitter-Bad 

  Steuerberater

 
Thorsten Winter absolvierte nach seiner Berufs-
ausbildung die Weiterbildung zum Steuerfach-
wirt. Nach langjähriger Tätigkeit in einer 
Steuerberatungsgesellschaft wechselte er  
in die fessel & partner PartG mbB. Nach er-
folgreicher Prüfung wurde er 2012 Steuerbe-
rater und Partner der Kanzlei. Thorsten 
Winter erwarb als Zusatzqualifikation den  
Fachberater für Unternehmensnachfolge 
(DStV e.V.).
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lenswert ist es, neben den Daten zu Aufträgen, 
Auslastung, Liquiditäts- und Ergebnisentwicklung, 
weiche KPI zu überwachen: Krankenstadt, Fehlzeiten, 
Mitarbeiterfluktuation und Mitarbeiterbewertungen 
auf Jobportalen sowie Kundenzufriedenheit und 
Innovationskraft. Hieran zeichnet sich die Krise 
ab, bevor die Liquidität schwindet. 

Grundsätzlich hat jedes Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt über eine Liquiditätsplanung zu verfügen. 
Spätestens mit Eintritt der Ergebniskrise ist eine 
wasserdichte Liquiditätsplanung unerlässlich 
zur Krisenbewältigung und der Vermeidung 
einer Geschäftsleiterhaftung im Rahmen einer 
(unerkannten) Insolvenzverschleppung. Nur mit 
einer verlässlichen Liquiditätsplanung, kann ein 
leistungsfähiges Liquiditätsmanagement betrieben 
werden. Betrachtet werden Zahlungseingänge 
mit der jeweiligen Eintrittswahrscheinlichkeit 
und sämtliche fälligen Verbindlichkeiten. Es 
empfiehlt sich, zusätzlich Best- und Worst-
case-Szenarien sowie, falls erkennbar, einen 
Disruption-case zu planen.

Pflicht zum Krisenmanagement 
Die Erkenntnis der Krise hat keinen Mehrwert, wenn 
keine Konsequenzen daraus gezogen werden. Die 
Geschäftsleitung trifft gleichermaßen die Pflicht 
zum Krisenmanagement. Gegenmaßnahmen 
müssen erarbeitet und umgesetzt werden. Damit 
trifft die mit dem Alltagsgeschäft ausgelastete 
Geschäftsleitung auf die Herausforderungen 
des Projekt- und Umsetzungsmanagements. 
Zum Krisenmanagement gehört deswegen die 
Prüfung, ob die Krise eine Einbeziehung exter-
ner Beratung erforderlich macht oder noch mit 
Bordmitteln bewältigt werden kann. Eine Haftung 
der Geschäftsleitung kommt immer dann in Be-
tracht, wenn keine Gegenmaßnahmen getroffen 
werden. Deren Erarbeitung und Umsetzung sollte 
deswegen sorgfältig dokumentiert werden. Wenn 
der Eintritt der Zahlungsunfähigkeit droht, ist Teil 
eines effektiven Krisenmanagements, verschiedene 
Verfahrensoptionen zur Sanierung zu bewerten: 
die vorinsolvenzliche Sanierung gemäß StaRUG, 
Schutzschirmverfahren oder Regelinsolvenzver-
fahren gemäß der Insolvenzordnung. 

In diesem Stadium wird regelmäßig von Finanzierern 
und Kunden des kriselnden Unternehmens eine 
integrierte Finanzplanung sowie eine Optionsanalyse 
und Vergleichsrechnung zu den verschiedenen 
Sanierungsmöglichkeiten erwartet. 

Sorgfaltspflichten nach dem 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz
Beachtet werden sollte im Rahmen der Krisenfrüh-
erkennung das weitestgehend zum 01.01.2023 in 
Kraft tretende Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
(LkSG). Ziel des Gesetzes ist, dass Unternehmen 
in angemessener Weise die menschenrechts- und 
umweltbezogenen Risiken in ihrer Liefer- und Wert-
schöpfungskette ermitteln und diesen begegnen.

Die Corona-Pandemie, anhaltende Liefer-
kettenproblematiken und extreme Preis-
steigerungen haben innerhalb eines Jahres 
branchenabhängig aus kerngesunden Un-
ternehmen sanierungsbedürftige Krisenfälle 
gemacht. Mit Eintritt der Krise begegnet die 
Geschäftsleitung verschärften persönlichen 
Haftungsgefahren. Sobald die Krise erkannt 
ist, kann die Geschäftsleitung mit diesen Risi-
ken umgehen und Haftungsfallen vermeiden. 

Pflicht zur Krisenfrüherkennung
Die Krise bewältigen kann nur derjenige, der die 
Krise rechtzeitig erkennt. Jedes Unternehmen hat 
über ein geeignetes Krisenfrüherkennungssystem 
zu verfügen. Hierfür haften grundsätzlich die 
Geschäftsführung (§ 1 StaRUG) sowie deren 
Berater (§ 102 StaRUG). Die Ausgestaltung des 
Frühwarnsystems liegt im Ermessensspielraum 
der Geschäftsleitung und richtet sich wesentlich 
nach dem Geschäftsfeld, der Unternehmensgröße 
sowie der Unternehmensorganisation.

Das Krisenfrühwarnsystem sollte anhand vordefi-
nierter Key Performance Indicator (KPI) aufgestellt, 
überwacht und dokumentiert werden. Empfeh-

Manuel Sack
Brinkmann & Partner  
Rechtsanwälte | Steuerberater | Insolvenzverwalter 
Braunschweig 

  Rechtsanwalt, Fachanwalt für 
  Insolvenzrecht, Insolvenzverwalter 

 
Manuel Sack ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenzrecht. Er 
hat in Freiburg und Hamburg Rechtswissenschaften studiert und ist 
seit 1994 zur Anwaltschaft zugelassen. Seit 1997 ist er in der überregio-
nalen Kanzlei Brinkmann & Partner tätig, seit 2000 als Partner. Aktuell 
leitet er u.a. die Niederlassungen der Kanzlei in Berlin, Braunschweig, 
Hannover und Magdeburg. Herr Sack wird seit 1999 von zahlreichen 
Insolvenzgerichten als Insolvenzverwalter bestellt. Daneben berät er 
Unternehmen mit dem Schwerpunkt Restrukturierung und Sanierung.

Geschäftsleiterhaftung 
in der Krise 
Wie Führungskräfte im Emergency-Modus  
die verschärften Haftungsgefahren managen 
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Die Lieferkette hat sich zuletzt als neuralgischer 
Punkt der produzierenden Unternehmen in 
Europa offenbart. Durch das LkSG treffen das 
Unternehmen wie auch die Geschäftsleitung dar-
über hinaus haftungsbewehrte Sorgfaltspflichten 
hinsichtlich Menschenrechtsverletzungen und 
Umweltschädigungen innerhalb der Lieferkette 
außerhalb des unmittelbaren Wirkungsbereiches 
des Unternehmens.  

Einleitung eines Restrukturierungsverfah-
rens (StaRUG)
Am 01.01.2021 ist das neue vorinsolvenzliche 
Restrukturierungsverfahren nach dem StaRUG in 
Kraft getreten. Das StaRUG bietet verschiedene 
Instrumente, um ein Unternehmen im Zeitraum 
der drohenden Zahlungsunfähigkeit finanzwirt-
schaftlich zu sanieren. Kern des StaRUG-Verfahrens 
ist ein Restrukturierungsplan, mit dem sich der 
Sanierung verweigernde Gläubiger aber auch 
Gesellschafter durch Mehrheitsentscheid über-
stimmt werden können.  

Der Geschäftsführer wird im Rahmen des Krisenma-
nagements prüfen müssen, ob die Einleitung eines 
Restrukturierungsverfahrens nach dem StaRUG 
zur Sanierung des Unternehmens erforderlich und 
geeignet ist. Dabei ist er dem Dilemma zwischen 
Gläubiger- und Gesellschafterinteresse ausgesetzt. 

Inwieweit sich die Pflichtenbindung des Geschäfts-
führers gegenüber dem Gesellschafter hin zu den 
Gläubigern verschiebt, wird von den Gerichten 
zu definieren sein. Derzeit ist es angezeigt, ein 
Restrukturierungsverfahren nur mit Zustimmung 
des Gesellschafters einzuleiten. Andernfalls 
droht die Haftung des Geschäftsführers gem.  
§ 43 GmbHG beispielweise wegen pflichtwidrig 
verursachter Kosten sowie eine eventuelle 
Haftung gegenüber dem Gesellschafter wegen 
der Schädigung seiner Beteiligung. Umgekehrt 
könnte die Haftung des Geschäftsführers drohen, 
wenn erforderliche Sanierungsmaßnahmen nicht 
ergriffen werden (siehe zuvor). Der Konflikt lässt 
sich nur durch die sorgfältige Abwägung der 
divergierenden Handlungsoptionen auflösen. Die 
größte Schwäche des Restrukturierungsverfahrens 
ist, dass eine leistungswirtschaftliche Sanierung 
durch das Verfahren nur unzureichend unterstützt 
wird. Zur leistungswirtschaftlichen Sanierung 
kann ein gerichtliches Verfahren wie das Schutz-
schirmverfahren geeignet sein, da hierdurch 

Instrumente wie eine Vertragsbeendigung sowie 
das Insolvenzarbeitsrecht zur Verfügung stehen.

Eintritt der Insolvenzreife 
Ein Unternehmen wird mit Eintritt der Zahlungsun-
fähigkeit oder Überschuldung insolvent. Zahlungs-
unfähigkeit heißt, dass die Verbindlichkeiten im 
Zeitpunkt ihrer Fälligkeit nicht mit den verfügbaren 
liquiden Mitteln beglichen werden können. Die 
Zahlungsunfähigkeit lässt sich retrograd sehr 
einfach anhand der offenen Forderungen der 
Gläubiger feststellen. 

Die Überschuldungsprüfung erfolgt zweistufig. 
Anhand der Liquiditätsplanung ist zu prüfen, ob ein 
Unternehmen eine positive Fortbestehensprognose 
hat. Ist in der Liquiditätsplanung zu erkennen, dass 
in den nächsten zwölf Monaten eine Unterdeckung 
eintritt, ist die Fortbestehensprognose negativ. Im 
zweiten Schritt ist ein Überschuldungsstatus zu 
bilden – ist dieser negativ, ist das Unternehmen 
überschuldet und insolvenzreif.  

Die Fortbestehensprognose 
von Start-up-Unternehmen 
Aus dem jeweiligen Geschäfts- und Finanzierungs-
modell eines Start-ups folgen Besonderheiten 
hinsichtlich der zuvor aufgezeigten Sorgfalts-
pflichten. Aufgrund des Finanzierungsbedarfs 
und volatiler Finanzierungsquellen von Start-ups 
haben diese oft eine haftungsrelevante Nähe zum 
Vorliegen eines Insolvenzgrundes. 

Die Fortbestehensprognose im Rahmen der 
Überschuldung ist sorgfältig anhand der in 
Aussicht stehenden Finanzierungsquellen zu 
ermitteln und fortlaufend zu überprüfen. Das OLG 
Düsseldorf hat kürzlich in diesem Zusammenhang 

erfreulicherweise klargestellt, dass jedenfalls 
bei Start-ups keine Ertragsfähigkeitsprognose 
Voraussetzung einer Fortbestehensprognose 
ist. Das entbindet freilich nicht von der Pflicht 
zur Krisenfrüherkennung einschließlich einer 
belastbaren Liquiditätsplanung.
 
Insolvenzantragspflicht 
Bei Eintritt der Insolvenzreife hat die Geschäfts-
leitung ohne schuldhaftes Zögern einen vollstän-
digen und richtigen Insolvenzantrag zu stellen 
und die gemachten Angaben an Eides statt zu 
versichern. Im Vorfeld des Insolvenzantrages 
hat die Geschäftsleitung zu prüfen, ob sich ein 
Schutzschirm- oder ein Insolvenzverfahren in 
Eigenverwaltung zur Sanierung der Gesellschaft 
anbietet. Durch die Wahl des richtigen Verfahrens 
gewinnt das Unternehmen und damit gewinnen 
alle Parteien. 

Ein nicht rechtzeitig gestellter Insolvenzantrag 
ist nicht nur haftungs-, sondern auch strafbe-
wehrt. Jede Unternehmensinsolvenz wird der 
Staatsanwaltschaft übermittelt, weswegen ein 
gut vorbereiteter Insolvenzantrag von hoher 
Bedeutung ist. Etwaige dem Insolvenzantrag 
entgegenstehende Gesellschafterbeschlüsse 
befreien nicht von der Haftung. 

Haftung für verbotene Zahlungen 
bei Insolvenzreife 
Insolvenzantragspflichtige Mitglieder der Ge-
schäftsleitung dürfen gem. § 15b Abs. 1 InsO 
grundsätzlich keine Zahlungen mehr für die 
Gesellschaft vornehmen. Für jede pflichtwidrig 
geleistete Zahlung haftet die Geschäftslei-
tung grundsätzlich persönlich und ist gem. 
§ 15b Abs. 4 InsO erstattungspflichtig.

MAXIMILIAN BEI DER KELLEN
Brinkmann & Partner 
Rechtsanwälte Steuerberater mbB 
Hannover 

  RechtsanwALT 

 
Maximilian Bei der Kellen ist Rechtsanwalt und berät Unternehmen 
in Krisensituationen und zu Distressed M&A-Transaktionen insbe-
sondere im Zusammenhang mit außergerichtlichen Restrukturierun-
gen. Er hat in Jena, Paris, Halle und Speyer Rechtswissenschaften 
studiert. Nach Stationen bei großen Wirtschaftskanzleien in Frankfurt 
a.M. und Stuttgart mit Fokus auf Restrukturierungen ist er seit 
2020 bei der überregionalen Kanzlei Brinkmann & Partner tätig.
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Die Veräußerung des Tafelsilbers 
Neben den vorgenannten krisenspezifischen 
Tatbeständen darf die allgemeine Haftung der 
Geschäftsleitung gem. §§ 43 GmbHG, 93 AktG 
nicht außer Acht gelassen werden. Besonders 
in der Krise kann es zur Sicherstellung der 
Liquidität notwendig sein, das Tafelsilber eines 
Unternehmens bspw. in Form eines Sale & Lease 
Back kurzfristig zu veräußern. 

Der Geschäftsleitung steht hierbei der übliche 
Ermessensspielraum zu: die unternehmerische 
Entscheidung muss auf einer angemessenen 
Informationsgrundlage zum Wohle der Gesellschaft 
getroffen werden. Dies bedingt eine ordentliche 
Dokumentation der Entscheidungsgrundlage 
für den Fall einer späteren Inanspruchnahme. 
Kaufpreise unter dem eigentlichen Wert sind 
entsprechend zu begründen. 
 
Ressortaufteilung 
Eine Ressortaufteilung zwischen den Geschäfts-
führern hat nicht zur Folge, dass sich ein Ge-
schäftsführer der Haftungsrisiken eines von ihm 
nicht zu verantwortenden Ressorts entledigen 
kann. Im Rahmen der besonders relevanten 
Haftung wegen verbotener Zahlungen nach 
Insolvenzreife wird das Verschulden vermutet. 
Ein Geschäftsleiter kann sich nur dann entlasten, 
wenn er beweisen kann, dass es ihm unmöglich 
war, eine Insolvenzreife zu erkennen. Die Res-
sortaufteilung führt deswegen vielmehr zu einer 
Kontroll- und Überwachungspflicht für den nicht 
verantwortlichen Geschäftsleiter.  

Prokuristen als faktische Geschäftsführer 
Je nach Aufgabenverteilung können Prokuristen, 
wenn diese als faktische Geschäftsführer zu qua-
lifizieren sind, analog zur eigentlichen Geschäfts-
führung haften. Faktischer Geschäftsführer ist 
derjenige, der nach außen wie ein Geschäftsführer  
die Geschäfte der Gesellschaft führt. Hierzu hat 
die Rechtsprechung verschiedene Fallgruppen 
geschaffen, insbesondere Bestimmung der Un-
ternehmenspolitik, Unternehmensorganisation, 
Einstellung/Kündigung von Mitarbeitern, Gestaltung 
der Geschäftsbeziehung zu Vertragspartnern, 
Verhandlung mit Kreditgebern, Steuerung der 
Buchhaltung etc. 

Eintritt einer D&O-Versicherung 
Üblicherweise verfügen mittelständische und 
große Unternehmen über eine Organ-Haftpflicht-
versicherung für ihre Geschäftsleiter (D&O). Die 
Haftung der Geschäftsleitung im Rahmen einer 
Insolvenz führt immer wieder zum Streitfall über die 
Eintrittspflicht der Versicherung. Im ersten Schritt 
sollte geprüft werden, ob die Versicherung die 
Haftung für verbotene Zahlungen nach Insolvenz-
reife abdeckt. Falls nicht, ist dies sicherzustellen, 
da es der wahrscheinlichste Haftungsfall für die 
Geschäftsleitung in der Krise ist. 

Erweiterte Hinweis- und Warnpflichten 
des Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers 
usw.
Im Rahmen der Krisenfrüherkennung treffen 
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater ausdrücklich 
erweiterte Hinweis- und Warnpflichten. Diese müssen 
im Rahmen der Abschlusserstellung ausdrücklich 
auf mögliche Insolvenzgründe hinweisen. Schon 
zur eigenen Absicherung der Berater werden 
ausdrückliche an die Geschäftsleitung gerichtete 
Hinweise erfolgen. Für die Geschäftsleitung folgt 
hieraus ein erhöhter Handlungsdruck, da eine 
unerkannte Insolvenzverschleppung spätestens 
mit einem solchen Hinweis ausgeschlossen ist 
und die Geschäftsleitung die volle Haftung trifft. 

Fazit
Haftungsfallen durch rechtzeitige 
Reaktion ausschließen
Die Pandemie, Probleme in der Lieferkette, 
Rohstoffpreise und der globale Verdrängungs-
wettbewerb können die Geschäftsleitung 
kurzfristig vor enorme Herausforderungen bis 
hin zur Insolvenz stellen. Die Geschäftsleitung 
muss Prioritäten zur Krisenbewältigung setzen, 
geeignete Gegenmaßnahmen treffen und 
zugleich Haftungsfallen vermeiden. Reagiert 
die Geschäftsleitung rechtzeitig, besonnen 
und gut beraten auf die Krise, lassen sich 
persönliche Haftungsrisiken weitestgehend 
ausschließen. 

Der Begriff der Zahlung ist weit zu verstehen. 
Dementsprechend sind eingezogene Forderungen 
auf ein debitorisch geführtes Konto als haftungs-
bewährte Zahlung zu qualifizieren. 

Diese Vorschrift ist in der Praxis nicht nur enorm 
haftungsrelevant, sondern zugleich die größte 
Herausforderung im Krisenmanagement. Im 
lebenden Unternehmen sind täglich Zahlungen 
zu leisten – besonders bei Löhnen, Gehältern, 
Lieferanten und Spediteuren ist bereits ein 
Aufschub um wenige Tage beinah unmöglich. 
Bei Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
drohen weitere Haftungsvorschriften. In dieser 
Phase sollten sämtliche Zahlungen mit dem 
beratenden Rechtsanwalt abgestimmt werden.

Haftung für Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge 
Die Geschäftsleitung haftet gem. §§ 34, 69 AO für 
die Abführung von Steuern sowie gem. § 266a 
StGB für die Abführung der Arbeitnehmerbeiträge 
zur Sozialversicherung. Gleichzeitig hat die Ge-
schäftsführung die vorgenannten Zahlungsverbote 
zur Massesicherungspflicht zu beachten. Das 
Dilemma kann durch eine sorgfältige Planung 
der fälligen Zahlungen sowie des Zeitpunkts 
eines eventuell erforderlichen Insolvenzantrags 
aufgelöst werden. 

 Nur Zahlungen, die unbedingt 
zur Aufrechterhaltung des  

Geschäftsbetriebes erforder-
lich sind, können privilegiert 

sein vom Zahlungsverbot.
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Neues zur Geschäftsführerhaftung
Risiken nach Einführung des StaRUG

Kritisch war und bleibt es für Geschäftsführer, 
wenn die Gesellschaft insolvenzreif ist und sie 
den Insolvenzantrag zu spät stellten. Hier kommt 
es nach § 64 GmbHG zur persönlichen Haftung 
des Geschäftsführers für Masseschmälerungen. 
Zweck dieser Vorschrift ist es, zu verhindern, 
dass nach Eintritt von Überschuldung oder 
Zahlungsunfähigkeit Gesellschaftsmittel bei-
seitegeschafft oder ausgegeben werden, ohne 
dass die Gesellschaft hierfür eine adäquate 
Gegenleistung erhält (BGH ZInsO 2019, 1529).

Der Tatbestand ist einfach gestrickt:

Ab dem Eintritt der Insolvenzreife haftet der 
Geschäftsführer der Gesellschaft für praktisch 
alle Zahlungen persönlich! Dabei spielt es keine 
Rolle, ob er von der Überschuldung oder Zah-
lungsunfähigkeit wusste. Das Gesetz vermutet, 
dass er die Lage der Gesellschaft kennt oder 
kennen muss, denn deren Überwachung ist eine 
seiner wichtigsten Pflichten. Diese Vermutung 
zu entkräften, gelingt in der Praxis kaum. 

Da die Haftung des Geschäftsführers hier be-
sonders naheliegt, stellte sich sehr rasch die 
Frage, ob der Geschäftsführer wenigstens über 
eine D&O-Versicherung geschützt werden kann. 
Nachdem das OLG Düsseldorf (ZInsO 2018, 
1809) dies verneinte, bestätigte – zum Glück 
für die Geschäftsführer – der BGH mit Urteil 
vom 18.11.2020 (Az. IV ZR 217/19), dass die Ver-
sicherungen die Geschäftsführer von derartigen 
Forderungen des Insolvenzverwalters freihalten 
müssen. Gleichwohl empfiehlt es sich hier, bei 
der Beratung von Geschäftsführern die allge-
meinen Versicherungsbedingungen besonders 
gründlich zu prüfen. Insbesondere bei älteren 
Versicherungsverträgen muss teilweise auf einen 
entsprechenden Nachtrag hingewirkt werden!

II. Wer haftet wann?
Im Haftungsrisiko befinden sich die Geschäfts-
führer, und zwar sämtliche Geschäftsführer 
der Gesellschaft. Sie haften solidarisch und 
unabhängig davon, ob es bestimmte Ressortver-
teilungen innerhalb der Geschäftsleitung gibt.

Gehaftet wird für Leistungen, die von der Ge-
sellschaft erbracht werden, obwohl die Frist 
zur Stellung des Insolvenzantrages schon 
verstrichen ist. Der Zeitpunkt der Insolvenzreife 
ist freilich vom Insolvenzverwalter zu ermitteln 
und zu beweisen.

Grundsätzlich unterfallen alle Leistungen ab 
diesem Zeitpunkt der Haftung nach § 64 GmbHG. 
Der Geschäftsführer kann sich nur dann darauf 
berufen, den Eintritt der Insolvenzreife nicht gekannt 
zu haben, wenn er sich fachlichen Rat eingeholt 
hat und von seinem Steuerberater nicht auf die 
Insolvenzreife hingewiesen wurde. Seinen Berater 
muss der Geschäftsführer sorgfältig auswählen, 
er muss kompetent, unabhängig und ausreichend 
informiert sein (OLG Schleswig InsVZ 2010, 138). 
Wenn der Geschäftsführer dann nach eigener 
kritischer Prüfung von einem Insolvenzantrag 
absieht, ist er (zunächst) gerettet. 

Auch der Einwand, dass ein ordentlicher Geschäfts-
leiter diese Leistungen trotz Insolvenzreife der 
Gesellschaft erbracht hätte, weil dadurch Kompen-
sationen (Gegenleistungen, Betriebsfortführung) 
für die Gesellschaft eingetreten sind, zieht in der 
Regel nicht. Der BGH ist hier sehr strikt und lässt 
selbst Lohnzahlungen oder das Begleichen der 
Stromrechnung grundsätzlich nicht als privilegierte 
Leistungen gelten, auch wenn  Konsequenzen, 
wie Kündigung der Mitarbeiter oder Stillstand 
des Unternehmens, naheliegen. Nur in extremen 
Ausnahmefällen, etwa wenn 

Die Haftung von Geschäftsführern für Verbind-
lichkeiten und Leistungen der Gesellschaft 
im Zusammenhang mit der Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über diese, sind ein Dau-
erbrenner. Nicht ohne Grund folgt ein Großteil 
der Geschäftsführer ihrer Gesellschaft (mit 
etwas zeitlichem Abstand) in die Insolvenz. 
Der Gesetzgeber hat durch das StaRUG mit 
Wirkung zum 01.01.2021 die Pflichten der 
Geschäftsführer insbesondere zur Früher-
kennung und Beherrschung von finanziellen 
Krisen weiter konkretisiert. Das Gesamtkon-
zept, das den Fokus des Geschäftsführers 
in der Krise von Gesellschafts- und Gesell-
schafterinteressen hin zu Gläubigerinteres-
sen verschoben hätte, wurde allerdings nicht 
umgesetzt. Damit geriet das Gesamtkonzept 
des Gesetzes aus den Fugen, was zur Folge 
hat, dass nun verschiedene Regelungen un-
klar und von den Gerichten in den folgenden 
Jahren geklärt werden müssen. In Bezug auf 
einige markante Punkte treten die Änderungen 
zur Geschäftsführerhaftung aber klar zu Tage. 

I. Ausgangslage
Grundsätzlich haftet nur die Gesellschaft ihren 
Gläubigern gegenüber mit ihrem Vermögen, § 13 
Abs. 2 GmbHG. Verletzt der Geschäftsführer also 
Pflichten der Gesellschaft, ist dies zunächst nur 
für die Gesellschaft, nicht aber für ihn mit einer 
persönlichen Haftung verbunden. In Betracht 
kommt zwar ein Regress der Gesellschaft gegen 
ihren Geschäftsführer, der aber bestenfalls bei 
Fremdgeschäftsführern durchgesetzt wird, wenn 
diese aufgrund des Pflichtverstoßes auch abbe-
rufen werden. Ansonsten haben Geschäftsführer 
– außer bei Straftaten oder Steuerschulden – hier 
in der Regel wenig zu befürchten.
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das Abstellen des Stroms zum Verenden von im 
Betrieb gehaltenen Tieren führen würde, kann 
sich der Geschäftsführer hinsichtlich dieser 
Zahlung (an den Stromversorger) exkulpieren. 

Auch für Steuerzahlungen gibt es hier keine 
Ausnahmen. Zugelassen werden aber Zahlungen, 
wenn deren Unterbleiben zur Strafbarkeit des 
Geschäftsführers führen würden, etwa bei der 
Nichtabführung von Arbeitnehmeranteilen zur 
Sozialversicherung. Auf die Strafbarkeit gemäß  
§ 266a StGB muss sich der Geschäftsführer 
nicht zum Schutz vor persönlicher Haftung 
einlassen. 

III. Was ist neu?
In § 1 Abs. 1 StaRUG hat der Gesetzgeber 
nunmehr mit größerer Deutlichkeit als bislang 
die Pflichten des Geschäftsführers zur Krisen-
früherkennung kodifiziert:

�� �Erkennen und Beobachten der Krise (Selbst-
prüfungspflicht)

�� �Abwehr der Krise (Handlungs- bzw. Sanie-
rungspflicht) inkl. Einschaltung zuständiger 
anderer Organe

�� �Bericht an Überwachungsorgan (Dokumen-
tationspflicht).

Das StaRUG selbst enthält keine Vorschrif-
ten darüber, wie bei Verstößen gegen diese 
Pflichten eine Geschäftsführerhaftung entsteht. 
Vielmehr ist dies die abstrakte Beschreibung 
der Sorgfaltspflichten.

In Bezug auf Steuerzahlungen ist es so, dass 
hier schon immer die persönliche Haftung des 
Geschäftsführers drohte. Dies ist nun deutlich 
klarer geregelt: Wird der Insolvenzantrag 
rechtzeitig gestellt, entfällt diese persönliche 
Haftung; kommt der Antrag zu spät, kommt es 
zur persönlichen Haftung des Geschäftsleiters 
gemäß §§ 34, 69 Abgabenordnung. Dies dürfte 
eine zusätzliche Motivation für Geschäftsleiter 
sein, rechtzeitig Insolvenzantrag zu stellen. 

Neu ist ferner, dass für die Vorbereitung einer 
Sanierung ebenfalls Leistungen erforderlich und 
zulässig sein können. Der genaue Umfang und 
die Intensität der Arbeiten am Sanierungskon-
zept sind hier noch streitig. Der Gesetzgeber 
hat aber eine Tür in diese Richtung geöffnet. 
Dies ist auch in Anbetracht von neuen Sanie-
rungsinstrumenten konsequent.

IV. Konsequenzen
Die Regeln zur Haftung des Geschäftsführers 
wurden durch das StaRUG nicht revolutioniert. 
In vielen Bereichen sind die Konturen der 
Haftungsnormen aber klarer geworden. Mehr 
denn je ist die Geschäftsleitung gefordert, sich 
durch geeignete Frühwarnsysteme vor dem 
Vorwurf zu schützen, dass man die drohende 
Insolvenzreife „verschlafen“ habe.

Kommt es zu einer Krise der Gesellschaft, sind 
Maßnahmen zur Sanierung oder Restrukturie-
rung möglich und können auch noch – ohne 
persönliche Haftung der Geschäftsleitung – von 
der Gesellschaft bezahlt werden. Ohne eine 
enge professionelle Beratung ist dies aber 
sicher schwierig und riskant.

Kommt eine Sanierung nicht mehr in Betracht, 
ist der Geschäftsführer im Zweifel gut beraten, 
rasch den Insolvenzantrag zu stellen, um 
seinen eigenen Kopf noch rechtzeitig aus der 
Schlinge zu ziehen.

Für Leistungen der Gesellschaft nach Insolvenz-
reife ab 01.01.2021 wird dann nicht mehr nach  
§ 64 GmbHG sondern nach § 15 b InsO gehaftet. 

An dem Prinzip der Geschäftsführerhaftung ändert 
sich nichts. Folgende Punkte sind aber neu:

§ 15a InsO sieht vor, dass die Karenzzeit für 
die Stellung des Insolvenzantrages ab dem 
Zeitpunkt der Überschuldung nunmehr sechs 
Wochen (früher drei Wochen) beträgt und drei 
Wochen bei Zahlungsunfähigkeit.

Zahlungen innerhalb des Karenzzeitraumes 
sind in der Regel mit ordnungsgemäßer Ge-
schäftsführung vereinbar, Zahlungen danach 
nicht. Hier bringt das Gesetz mehr Klarheit in die 
Rechtslage für den Geschäftsführer hinein, da 
diese Vermutungen die Mehrheit aller üblichen 
Leistungen der Gesellschaft abdecken. Aktives 
Beiseiteschaffen von Mitteln oder konkrete 
Gläubigerbenachteiligung werden aber trotz 
der gesetzlichen Vermutung der Ordnungs-
gemäßheit der Geschäftsführung nicht zum 
Schutz des Geschäftsführers taugen. 

Zahlungen, die der Aufrechterhaltung oder 
der Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebes 
dienen, werden ebenso wie die Leistungen von 
Sozialversicherungsanteilen der Arbeitnehmer 
von der Ordnungsgemäßheit der Geschäftsfüh-
rung gedeckt sein. 

HANS OLOf WöLBER, LL.M.
Schulte & Prasse Rechtsanwälte 
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Braunschweig  

  REcHTSANWALT UND NOTAR, Fachanwalt 

  füR STEUERREcHT, Fachanwalt

  FüR HANDELS- UND GESELLScHAFTSREcHT

 
Hans Olof Wölber ist Rechtsanwalt und Notar und Fachanwalt für 
Steuerrecht sowie Handels- und Gesellschaftsrecht. Schwerpunkt 
seiner Tätigkeit ist die Umstrukturierung von Unternehmen sowie 
die Beratung mittelständischer Betriebe und von deren Geschäfts-
führung. Er ist Partner bei der Schulte & Prasse Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB.
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Gunnar Voigt
Canzlei der Rechtsanwälte
Giesemann Guntermann 
Braunschweig 

  Rechtsanwalt, 
  Fachanwalt für Familienrecht,
  Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht

 
Herr Gunnar Voigt ist seit 2004 Rechtsanwalt, seit 2010 auch Fachanwalt für Miet- 
und Wohnungseigentumsrecht sowie zusätzlich seit 2018 auch Fachanwalt für Fami-
lienrecht. Seine Schwerpunkte liegen im Bereich der Beratung bzw. Vertretung im 
immobilienrechtlichen Bereich. Zusätzlich berät er auch in allen familienrechtlichen 
Fragestellungen.

Auch nach der Neufassung des Wohnungseigentums-
gesetzes (WEG) seit dem 01.12.2020 bleibt die Lage 
hierzu durchaus komplex.

Grundsätzlich ist die Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer gemäß § 11 WEG unauflöslich.

Das Gesetz sieht jedoch in § 17 WEG als Ausgleich 
eine Sonderregelung vor.

Danach kann die Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer vom einzelnen Wohnungseigentümer verlangen, 
dass er dessen Wohnungseigentum veräußert. Dies 
ist möglich, sofern der betroffene Wohnungseigentü-
mer seine Pflichten aus dem Gemeinschaftsverhältnis 
gegenüber der WEG oder einzelnen Eigentümern 
derart gröblich verletzt, als dass eine Fortsetzung der 
Gemeinschaft nicht zugemutet werden kann.

Gelegentlich stellt sich die Frage, wie auf Situa-
tionen reagiert werden kann, in denen einzelne 
Miteigentümer einer Wohnungseigentümerge-
meinschaft ihren Pflichten der Gemeinschaft ge-
genüber überhaupt nicht (mehr) nachkommen 
und das Verhältnis der Mieteigentümer unterei-
nander unerträglich wird.

Letzter Ausweg: 
Wohnungseigentumsentziehung



Rüdiger Giesemann
Canzlei der Rechtsanwälte
Giesemann Guntermann 
Braunschweig 
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Rüdiger Giesemann studierte an den Universitäten 
Marburg, Heidelberg und Göttingen Rechtswissen-
schaften. Er ist seit 1990 Rechtsanwalt und seit 2010 
Notar in Braunschweig. Seine Tätigkeitsschwerpunk-
te liegen im notariellen Bereich auf dem Gebiet des 
Immobilien- und Gesellschaftsrechts. Weiterhin 
besteht ausgewiesene Expertise bei Fragen der 
Vermögensnachfolge, Unternehmenstrans-
aktionen und im Steuerrecht.

Volker Rehboldt
Canzlei der Rechtsanwälte 
Giesemann Guntermann 
Braunschweig 

  Partner, Rechtsanwalt, Notar

 
Volker Rehboldt absolvierte sein juristisches Studium 
in Hannover, bevor er in seiner Heimatstadt Braun-
schweig das Referendariat absolvierte. Anschließend 
führte ihn sein Weg nach Magdeburg, wo er 1999 als 
Rechtsanwalt zugelassen wurde. 2014 ging es zurück 
nach Braunschweig, wo er als Partner in die Canzlei 
der Rechtsanwälte eintrat und im Jahre 2020 
auch als Notar bestellt wurde.
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630). Etwas anderes kann jedoch gelten, wenn dies 
rechtsmissbräuchlich erscheint, weil sie letztlich zur 
Verfolgung wohnungseigentumsfremder oder gar 
-feindlicher Ziele eingesetzt wird (BGH NZM 2019, 630).

Voraussetzung für ein Entziehungsverfahren ist zunächst, 
dass der betroffene Wohnungseigentümer einschlägig 
abgemahnt wird, wobei in dieser Abmahnung klare 
Vorwürfe umrissen werden müssen, worin die konkre-
ten Pflichtverstöße bestehen und im Falle weiterer 
einschlägiger Verstöße die Gemeinschaft die Veräuße-
rung des Wohnungseigentums verlangen wird. Die 
Abmahnung muss sich immer auf einen konkreten 
Entziehungsgrund beziehen und das beanstandete 
Verhalten konkret bezeichnen (LG München I ZWE 2010, 
411; ZWE 2009, 35). In der Abmahnung ist auch dem 
Informationsbedürfnis des Empfängers Rechnung zu 
tragen, was dieser tun muss, um die Folgen des Ent-
ziehungsverfahrens zu vermeiden.

Das Abmahnungserfordernis zielt darauf ab, dem 
Wohnungseigentümer ein bestimmtes, als Entziehungs-
grund beanstandetes Fehlverhalten vor Augen zu 
führen verbunden mit der Aufforderung, dieses Verhal-
ten aufzugeben oder zu ändern.

Zur Wirksamkeit einer solchen Abmahnung sollte 
diese vorangehend durch die Gemeinschaft beschlos-
sen werden und nicht bloß als Maßnahme laufender 
Verwaltung durch den Verwalter ohne Vorbefassung 
der Gemeinschaft ausgesprochen werden. 

Ohne einen solchen vorangehenden Beschluss der 
Gemeinschaft besteht die Gefahr, dass möglicherweise 
die ausgesprochene Abmahnung unwirksam ist. Vor-
sorglich sollte bereits im Zuge der mit der Einladung 

Wann eine derart schwerwiegende Pflichtverletzung vor-
liegt, ist abstrakt nicht zu beantworten. Vielmehr ist eine 
Gesamtabwägung der Einzelfallumstände vorzunehmen.

Als Beispiele aus der bisherigen Rechtsprechung für 
angenommene gröbliche Pflichtverstöße seien hier 
(ohne Anspruch auf Vollständigkeit) genannt:

�� 	Tätlichkeiten oder Straftaten gegen übrige Wohnungs-
eigentümer (z.B. Einbrüche in fremde Keller und 
Sachbeschädigungen), aber auch schwere, wieder-
holte Beleidigungen (KG NJW 1967, 2268; LG Stuttgart 
NJW-RR 1997, 589).

�� Duldung eines vom Mieter des Wohnungseigentümers 
betriebenen Bordells (LG Nürnberg NJW 1963, 720).

�� Jahrelange Verhinderung notwendiger Arbeiten am 
gemeinschaftlichen Eigentum (LG Hamburg ZMR 
2016, 487).

�� 	Das Betreiben einer Unzahl von Beschlussanfech-
tungsverfahren, was dazu führt, dass die Anzahl der 
Rechtsstreite als Sachmangel beim Verkauf des 
Wohnungseigentums einzustufen ist und vom Ver-
äußerer gegenüber dem Erwerber offenbart werden 
muss (KG NJW 1992, 1901).

�� 	Fortlaufend unpünktliche Erfüllung von Hausgeld- und 
anderen Zahlungsansprüchen (BGH NJW 2007, 1353).

Stets sind solche festgestellten Pflichtverstöße im 
Sinne der vorstehenden Entscheidungen lediglich 
Leitbild; es ist sorgfältig am Einzelfall zu bewerten, 
inwieweit die Schwere der Pflichtverstöße die Fortset-
zung der Gemeinschaft unzumutbar erscheinen lässt.

Es reicht hingegen nicht aus, wenn ein Wohnungsei-
gentümer wiederholt seine gesetzlichen Eigentümer-
rechte gewahrt und geklagt hat (z.B. BGH NZM 2019, 



Volker Ernst
Canzlei der Rechtsanwälte
Giesemann Guntermann 
Braunschweig 

  Partner, Rechtsanwalt, 
  Fachanwalt für Arbeitsrecht

 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht 
Rechtsanwalt seit 2002. Fachanwalt für Arbeits-
recht seit 2006. Tätigkeitschwerpunkte liegen in 
gesamten individuellen und kollektiven Arbeits-
recht mit dem Schwerpunkt auf der Beratung und 
gerichtlichen Vertretung von Arbeitgebern.  
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zur entsprechenden Eigentümerversammlung zu ver-
sendenden Tagesordnung möglichst konkret umrissen 
werden, welche Pflichtverletzungen welchen Miteigen-
tümers vorliegen und abgemahnt werden sollen.

Nach einer solchen Abmahnung ist nach dem Wortlaut 
des Gesetzes ein „wiederholter“ Verstoß gegen die 
einschlägig abgemahnten Verstöße erforderlich. 

Insgesamt müssen also nicht nur mindestens der 
Verstoß vor der Abmahnung, sondern danach noch 
zwei weitere einschlägige Verstöße erfolgen, bevor 
dann tatsächlich auch ein Beschluss zur Entziehung 
des Wohnungseigentums wirksam durch die Gemein-
schaft gefasst werden kann.

Dieses Entziehungsverlangen muss wiederum bereits 
in der der Einladung zur Eigentümerversammlung 
beizufügenden Tagesordnung deutlich und möglichst 
konkret gefasst erkennen lassen, dass über ein Entzie-
hungsverlangen beschlossen werden soll.

Im Anschluss kann dann in der Versammlung mit nach 
der Neufassung des Gesetzes seit dem 01.12.2020 bloß 
noch einfacher Mehrheit ein solcher Entziehungsbe-
schluss gefasst werden. Sobald dieser in Bestandskraft 
erwächst, kann eine Entziehungsklage an das zustän-
dige Wohnungseigentumsgericht gerichtet werden.

Ziel dieses Verfahrens ist dann ein sogenanntes Ver-
äußerungsurteil, mit welchem (dessen Rechtskraft 
vorausgesetzt) die Zwangsvollstreckung gegen den 
betroffenen Eigentümer durch die Gemeinschaft be-
trieben werden kann. Das Entziehungsurteil verpflich-
tet zur Veräußerung des Wohnungseigentums. Ein 
Anspruch auf Räumung und Herausgabe des Woh-
nungseigentums steht indes nur dem Erwerber, nicht 
der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer zu.
Für die Fallgruppe des schwerwiegenden Verzugs des 
betroffenen Wohnungseigentümers mit dessen Zah-
lungspflichten (v.a. Hausgeld) ist nach der seit dem 
01.12.2020 geltenden Neufassung des Gesetzes auch 
keine gesetzliche Abwendungsbefugnis mehr vorgese-
hen. Nach altem Recht konnte der betroffene Woh-
nungseigentümer dem Entziehungsurteil die 
Vollstreckbarkeit nehmen, indem er seine säumigen 
Zahlungspflichten einschließlich aufgelaufener Verfah-
renskosten noch vor dem Zuschlag nachentrichtete.

Diese Möglichkeit ist mit der Neufassung des Gesetzes 
entfallen.

Der Anspruch der Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer, gemäß § 17 WEG die Veräußerung von Woh-
nungseigentum zu verlangen, kann nach § 17 Abs.3 
WEG nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen werden. 
Erleichterungen sind hingegen möglich (z.B. OLG Düs-
seldorf NZM 2000, 873), indem z. B. weitere Entzie-
hungsgründe vereinbart werden, wenn diese in ihrer 
Art und Weise der Regelung in § 17 Abs. 1 S. 1 WEG 
nahekommen. 

Die Abänderung einer bestehenden Gemeinschaftsord-
nung bzw. Teilungserklärung bedarf jedoch stets der 
Allstimmigkeit.

Sofern sich entsprechend schwerwiegende Konflikte 
innerhalb einer Wohnungseigentümergemeinschaft 
verhärten, sollte auch die Möglichkeit der Entziehung 
des Wohnungseigentums angedacht werden.

Dies bedarf jedoch aufgrund der geschilderten Beson-
derheiten stets sorgfältiger Vorbereitung.
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Seit Jahren flammen regelmäßig Forderungen auf, 
die Pharmaindustrie solle für manche Wirkstoffe auf 
ihre Patentrechte verzichten oder zum Verzicht ge-
zwungen werden. Die Befürworter argumentieren, 
dass der Patentschutz zu einem höheren Preis für die 
entsprechenden Medikamente führt. Das führe dazu, 
dass nicht alle, für die das Medikament hilfreich sein 
könnte, Zugang zu dem Medikament erhalten. 

Perspektive der Patentinhaber: Das Unternehmen will 
die Einnahmen aus dem Verkauf des Medikaments opti-
mieren, insbesondere um die hohen Investitionskosten 
in die Entwicklung des Medikamentes und zahlreicher 
fehlgeschlagener Versuche zu refinanzieren. Wenn das 
Patentrecht weltweit fällt, bedeutet das einen drastischen 
Einbruch an Umsatz und Gewinn. Selbst wenn das Patent-
recht aber beispielsweise nur in ärmeren Ländern wegfällt, 
sind damit signifikante Nachteile verbunden.

Pharma-Unternehmen wissen, dass Medikamente 
weltweit nicht zum jeweils gleichen Preis verkauft 
werden können, da dies in Ländern mit geringerer 
Kaufkraft zu einem verschwindend kleinen Umsatz 

führen würde. Aus diesem Grund werden Medikamen-
te in Ländern mit geringerer Kaufkraft in aller Regel zu 
einem geringeren Preis verkauft. 

Wird das Patentrecht in einem solchen Land aufgegeben, 
entfällt ein Großteil des Umsatzes in diesem Land. Zudem 
können neue Wettbewerbsunternehmen entstehen, die 
zu einem günstigeren Preis produzieren. Dabei werden 
bei den neuen Wettbewerbern auch Prozesswissen und 
Kundenbindungen aufgebaut, die zu mehr Wettbewerb 
bei anderen Medikamenten führen. 

Zudem muss das Unternehmen befürchten, dass ihm 
auf den Hochpreismärkten die niedrigen Kosten für das 
gleiche Medikament in dem Land entgegengehalten 
werden, in dem kein Patentschutz mehr existiert. Der 
Verzicht auf Patentschutz kann daher auch zu einem 
Preisverfall auf den Hochpreismärkten führen. 

Perspektive der potenziellen Kranken: Jeder dürfte 
sich wünschen, im Falle einer Krankheit mit den best-
möglichen Medikamenten versorgt zu werden. Das er-
fordert Forschung für immer bessere Medikamente und 
Pharma-Forschung ist notorisch teuer und risikoreich.
 
Ein gutes Beispiel, wie die Entwicklung neuer Medika-
mente funktioniert, ist das Unternehmen Moderna. Es 
wurde 2010 gegründet und erhielt, ohne ein Produkt 
entwickelt zu haben, über 360 Mio. $ an Kapital von 
Investoren, die darauf hofften, die damals kaum bekann-
te mRNA-Technik würde zu lukrativen Medikamenten 
führen. Erst 2021 wurde der erste Quartalsgewinn aus-
gewiesen. Hätte sich beispielsweise herausgestellt, dass 
die mRNA-Technik ein vorab nicht bekanntes Risiko für 
die Gesundheit bedeutet, wäre das gesamte Investment 
wohl verloren gewesen.

Die teure und risikoreiche Pharma-Forschung setzt 
also beträchtliches Risikokapital voraus. Die Gefahr, 
Patentrechte zu verlieren, würde ein weiteres Risiko 
darstellen. 

Dipl.-ing. joachim 
gerstein, ll.m.
Gramm, Lins & Partner
Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB
Hannover  

  Patentanwalt, European 
  Patent Attorney, European 
  Trademark+Design Attorney

 
oachim Gerstein absolvierte seine Ausbildung zum Patent-
anwalt in Hannover und Hamburg. Darauf folgte ein Referen-
dariat am Deutschen Patentamt und Bundespatentgericht 
und anschließend die Zulassung zum Patentanwalt. Seit 2001 
ist er außerdem Partner bei Gramm, Lins & Partner Patent- und 
Rechtsanwälte PartGmbB. Dazu kommt sein Lehrauftrag an 
der Hochschule Hannover im Bereich „Gewerbliche Schutz-
rechte“.

Freigabe von Pharma-Patenten?
Eine Stellungnahme zu den Interessenlagen der Beteiligten

Fo
to

: A
do

be
 S

to
ck

/b
ea

rs
ky

23
, A

do
be

 S
to

ck
/k

an
et



49SERVICE-SEITEN Finanzen Steuern Recht | BS/WOB 2021/22

Bislang sind die Industrieländer gut mit einer starken 
Pharmaforschung gefahren, der COVID-Impfstoff ist ein 
gutes Beispiel dafür. 

Warum kommt es dennoch regelmäßig zu dieser For-
derung? Es lohnt abschließend die Interessenlage der 
Fordernden näher zu untersuchen. 

Perspektive der Fordernden: Das Einfordern eines 
Verzichts Dritter erfordert nur vernachlässigbaren 
Aufwand, signalisiert aber Mitgefühl und erhöht so 
den Sozialstatus. Im Englischen nennt man solches 
Verhalten „virtue signalling“. Kommt es zum Verzicht 
auf die Patentrechte, kann man sich als Sieger fühlen. 
Die negativen Folgen werden in der Regel von Anderen 
getragen, sind nicht sichtbar oder würden Anlass zu 
weiteren Forderungen nach dem gleichen Muster 
geben, wie beispielsweise der nach mehr öffentlich 
finanzierter Forschung, um einen Rückgang von privat 
finanzierten Pharmaforschung zu kompensieren.

Die Forderung nach einer Freigabe von Pharma-Pa-
tenten betrifft besonders häufig Krankheiten, die – 
zumindest auch – arme Länder stark betreffen. 
Würden Pharma-Unternehmen also gezwungen, 
Patentrechte aufzugeben, ist zu erwarten, dass die 
Unternehmen verstärkt an Medikamenten für Krank-
heiten forschen, die überwiegend Kranke in Indust-
rieländern betreffen. 

Die Risikobereitschaft in der Pharmaforschung muss 
finanziert werden, wenn medizinischer Fortschritt 
gewünscht ist. Patente führen zu höheren Kosten 
des patentierten Medikaments, das schafft den 
Anreiz zur Forschung und Entwicklung neuer Medi-
kamente und sichert die Refinanzierung der hohen 
und riskanten Investitionen in Entwicklung und Zu-
lassung von Medikamenten. 

Für den Fall, dass ein Unternehmen seine Patente 
missbraucht, sieht das Patentgesetz eine Zwangslizenz 
gegen angemessene Vergütung vor. Der Zielkonflikt 
zwischen dem Recht des Patentinhabers und beispiels-
weise der allgemeinen Gesundheitspflege ist auch nicht 
neu: Bereits das Patentgesetz von 1877 kannte für 
solche Fälle einen Lizenzierungszwang. 

In der Praxis sind Zwangslizenzen selten und kommen 
nur in Betracht, wenn ein öffentliches Interesse besteht 
und keine Ausweichmittel auf dem Markt verfügbar 
sind. In einem Ausnahmefall hat der Bundesgerichtshof 
zu einem Aidsmedikament für besonders kleine betrof-
fene Gruppen, insbesondere von Säuglingen und Kindern, 
entschieden, dass ein öffentliches Interesse an dem 
ohne Zwangslizenz nicht verfügbaren Medikament 
Raltegravir besteht (BGH, Urteil vom 11.7.2017 – Az. X 
ZB 2/17). Zunächst muss in angemessener Weise ver-
sucht werden, sich über eine Lizenz zu einigen (BGH, 
Urteil vom 04.06.2019 – Az. X ZB 2/19).

Für die Zwangslizenz gibt es eine internationale Rechts-
grundlage in Art. 31 TRIPS. Die Entscheidung über eine 
Zwangslizenzierung von Patenten liegt aber bei jedem 
WTO-Mitgliedsstaat und hängt von nationalem Recht 
ab. Ob dem Ruf einiger Staaten nach einem marktwirt-
schaftlich problematischen Eingriff in Patentschutz als 
Schutz- und Anreizmechanismus für Investitionen gefolgt 
wird, entscheidet jeder Staat alleine, ohne den anderen 
Rechenschaft schuldig zu sein. 

Fazit
Das Patentrecht schützt Investitionen in neue 
Medikamente und kennt eine Lösung für den Fall, 
dass ein Patentinhaber sein Recht zulasten der 
Allgemeinheit missbraucht, in Form der Zwangsli-
zenz. Die Forderung nach Patentverzichten in ein 
einfaches Mittel, ohne Aufwand moralische Über-
legenheit signalisieren zu können, wird daher wohl 
immer wieder gestellt werden.

Es lohnt sich, die Motivationen der jeweiligen  
Beteiligten etwas genauer unter die Lupe zu nehmen. 

dipl.-Phys. dr.-ing. 
Jan Plöger, LL.M. 
Gramm, Lins & Partner
Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB
Braunschweig  

  Patentanwalt, European 
  Patent Attorney, European
  Trademark+Design Attorney

 
Dr. Jan Plöger studierte in Hannover Mathematik, Physik 
und Rechtswissenschaften. Dem Abschluss als Diplom-
Physiker folgte eine Promotion im Maschinenbau. Nach 
seiner Ausbildung zum Patentanwalt und der Zulassung 
2005 kam er 2006 zu Gramm, Lins & Partner. Seit 2011 ist 
er Master of Laws (LL.M). Sein Tätigkeitsschwerpunkt ist 
das Patent- und Markenrecht.
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Wir stehen zu unserem Wort

Geld und Vermögen sind Vertrauenssache. Und Vertrauen – das wächst mit der Zeit. Wir vom Bankhaus C.L. Seeliger 

stehen seit mehr als 200 Jahren unseren Kunden in allen Fragen der Finanzen zur Seite. 

Ein Zeitraum, in dem sich vieles verändert hat. Jedoch nicht die gute Beziehung zu den Menschen, mit denen wir 

zusammenarbeiten. Mit vielen Unternehmen und Familien ist unser Bankhaus seit Generationen eng verbunden. Das 

Vertrauensverhältnis zu seinen Kunden ist für das Bankhaus C.L. Seeliger ein hohes Gut. Genauso wie die Werte, die 

unsere Mitarbeiter vertreten.

Lassen Sie uns darüber reden, wie wir Ihre finanziellen Ziele erreichen können. 


